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Aufsätze

Nachdem das „Gesetz zur Aufhebung der 
Erhebungspflicht für Straßenausbaubei-
träge“ am 26.01.2018 in Kraft getreten 

2ist , stellt sich für die Gemeinden die Fra-
ge, welche Folgen sich aus der Einfügung 
des § 76 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeord-
nung (GO) ergeben. Nach dieser Vor-
schrift besteht keine Rechtspflicht zur 
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
im Sinne der §§ 8 und 8 a des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG). Das Gesetz 
lässt die §§ 8 und 8 a KAG, die Regelun-
gen über die Erhebung von einmaligen 
(§ 8 KAG) und wiederkehrenden Beiträ-
gen (§ 8 a KAG) unberührt. Nach der 
Intention des Gesetzgebers sollen die Ge-
meinden nunmehr frei entscheiden kön-
nen, ob sie für beitragsfähige Baumaß-
nahmen an ihren Straßen Beiträge von 
den Grundstückseigentümern erheben 
oder derlei Investitionen auf andere Weise 

3finanzieren wollen.  
Im Folgenden wird dargestellt, welche 
Auswirkungen und Handlungsmöglich-
keiten sich für die Gemeinden aus der 
Aufhebung der Beitragserhebungspflicht 
ergeben und welche alternativen Finan-
zierungsmöglichkeiten in Betracht kom-
men.

I. Keine bloße Nichtanwendung der 
geltenden Satzung
Zunächst ist klarzustellen, dass eine Ge-
meinde nach dem Wegfall der Beitrags-
erhebungspflicht nicht etwa befugt ist, 
ihre bestehende Straßenausbaubeitrags-

4satzung nicht mehr anzuwenden.  Solan-
ge ihre Satzung wirksam ist, muss die Ge-
meinde sie anwenden. Das Inkrafttreten 
der neuen gesetzlichen Regelung in § 76 
Abs. 2 Satz 2 GO, wonach keine Pflicht zur 
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
besteht, führt zum Recht der Gemeinde, 
die Straßenausbaubeitragssatzung auf-
zuheben bzw. vom Erlass einer Satzung 
abzusehen, nicht aber zum Recht von der 
Anwendung ihres Satzungsrechts abzu-

5sehen.  Will eine Gemeinde künftig keine 
Straßenausbaubeiträge mehr erheben, 
muss sie ihre bestehende Straßenaus-
baubeitragssatzung - wiederum durch 

6Erlass einer Satzung  - aufheben oder än-
dern.

Aufhebung der Beitragserhebungspflicht 
für den Straßenausbau

1Prof. Dr. Marcus Arndt, Dr. Bernd Hoefer, Dr. Jonas Dörschner

II. Zeitlicher und sachlicher 
Geltungsumfang der neuen 
Rechtslage 
Die neue gesetzliche Regelung in § 76 
Abs. 2 Satz 2 GO, wonach eine Pflicht zur 
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
nicht besteht, ist seit dem 26.01.2018 in 

7Kraft.  Es stellt sich die Frage, welche ge-
nauen Fälle von Straßenbaumaßnahmen 
noch der alten Rechtslage und damit 
einer Beitragserhebungspflicht unterfal-
len, bzw. für welche Fälle die Gemeinde 
bereits berechtigt ist, von der Erhebung 
von Straßenausbaubeiträgen abzusehen.

1. Zukünftige Straßenbaumaßnahmen
Die Gemeinde ist zweifellos berechtigt, für 
zukünftige Straßenbaumaßnahmen auf 
die Erhebung von Straßenausbaubeiträ-
gen zu verzichten. Gemeint sind hiermit 
Straßenbaumaßnahmen, für die die Ge-
meinde erst nach dem 26.01.2018 ein 
Bauprogramm beschließt und mit der 
technischen Ausführung der Straßenbau-
arbeiten beginnt. Voraussetzung ist, dass 
die Gemeinde ihre Straßenausbaubei-
tragssatzung vor der Entstehung der 
sachlichen Beitragspflicht aufgehoben 
hat. Alternativ kann die Gemeinde auch 
von einer vollständigen Aufhebung der 
Straßenausbaubeitragssatzung absehen 
und die Satzung stattdessen durch einen 
Zusatz ändern, aus dem sich ergibt, dass 
für die Zukunft keine neuen Beitragspflich-
ten nach der Satzung mehr entstehen. 
Diese letztere Methode kann mit Blick auf 
die Abwicklung von noch offenen Fällen 
als sicherster Weg angesehen werden 
(vgl. näher unten unter II. 4.)

2. Am 26.01.2018 noch laufende 
Straßenbaumaßnahmen 
Zulässig ist auch ein Verzicht auf die Bei-
tragserhebung für Straßenbaumaßnah-
men, die vor dem 26.01.2018 begonnen 
wurden, sei es durch den Beschluss eines 
entsprechenden Bauprogrammes oder 
auch durch den Beginn mit der techni-
schen Ausführung der Straßenbauarbei-
ten, die aber erst nach dem 26.01.2018 im 
Sinne von § 8 Abs. 4 Satz 3 KAG abge-
schlossen werden. Voraussetzung ist er-
neut, dass die Gemeinde ihre Beitragssat-

zung vor dem Abschluss der Maßnahme 
aufhebt. Der Abschluss der Maßnahme im 
Sinne von § 8 Abs. 4 Satz 3 KAG ist der 
Zeitpunkt, in dem der Beitragsanspruch 
(potentiell) entsteht. Liegt dieser Zeitpunkt 
nach dem 26.01.2018, muss die Ge-
meinde nicht mehr gewährleisten, dass 
hierfür eine Beitragspflicht entsteht. Für 
diese Fälle ist die Gemeinde also berech-
tigt, die Entstehung von Beitragspflichten 
zu verhindern. Hierzu müsste sie ihre Stra-
ßenausbaubeitragssatzung in einem Zeit-
fenster zwischen dem 26.01.2018 und 
dem Abschluss der Maßnahme (§ 8 Abs. 4 
Satz 3 KAG) aufheben oder ändern.

3. Nach dem 26.01.2018 und vor 
Aufhebung oder Änderung der 
Beitragssatzung abgeschlossene 
Straßenbaumaßnahmen
Wird eine Straßenbaumaßnahme nach 
dem 26.01.2018, jedoch vor Aufhebung 
oder Änderung der Beitragssatzung ab-
geschlossen, so entsteht für diesen Bei-
tragsanspruch eine sachliche Beitrags-
pflicht. In diesen Fällen ist die Gemein-
deverwaltung verpflichtet, den abstrakt 
entstandenen Beitragsanspruch durch 
einen Bescheid festzusetzen und zu reali-
sieren. Anderenfalls würde die Verwaltung 
das vom Satzungsgeber geschaffene 
Satzungsrecht missachten. Die Verwal-
tung ist an das von der Gemeinde ge-
schaffene Satzungsrecht auch dann ge-
bunden, wenn die Gemeindevertretung 
durch entsprechende Beschlüsse deut-
lich gemacht haben sollte, dass sie auf die 
Realisierung entstandener Beitragsan-
sprüche keinen Wert lege. Eine Berechti-
gung, für abgeschlossene Straßenaus-
baumaßnahmen keine Beitragsbeschei-
de zu erlassen, besteht nur dann, wenn 
die Satzung bereits im Zeitpunkt des 
Abschlusses der Maßnahme (§ 8 Abs. 4 
Satz 3 KAG) aufgehoben oder so geän-
dert war, dass keine Beitragsansprüche 
entstehen konnten.

1  Die Verfasser sind Rechtsanwälte in der Kanzlei 
 WEISSLEDER EWER Part mbB, Kiel.
2  Gesetz vom 04.01.2018, GVOBl. Schl.-H. S. 6.
3  Vgl. Begr. z. Gesetzentwurf der Fraktionen von 
 CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 
 07.09.2017, LT-Drucks. 19/150, Seite 3.
4  Vgl. dazu etwa Arndt, Straßenausbaubeiträge, § 3 
 Rn. 7. 
5  OVG Schleswig, Beschluss vom 07.08.2000 – 2 L 
   64/00 –, juris Rn. 4.
6 OVG Schleswig, Beschluss vom 18.05.1999 – 2 L 
 185/98 –, juris Rn. 24. 
7  GVOBl. 2018, S. 6.
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Allerdings stellt sich die Frage, ob die 
Verwaltung berechtigt ist, den abstrakt 
entstandenen Beitragsanspruch durch 
den Erlass eines Beitragsbescheides 
festzusetzen, wenn die Gemeinde ihre 
Satzung nach Abschluss der Straßenbau-
maßnahme jedoch vor Erlass des Bei-
tragsbescheides aufhebt. Insoweit dürf-
ten die überwiegenden Gründe dafür 
sprechen, dass es für die Heranziehung 
zu Beiträgen, und damit auch für den Er-
lass des Beitragsbescheides, allein da-
rauf ankommt, dass im Zeitpunkt der Ent-
stehung der sachlichen Beitragspflicht 

8eine Satzung existierte.  Denn die gesetz-
liche Ermächtigung, einen entstandenen 
Beitragsanspruch durch Bescheid fest-
setzen zu dürfen, ergibt sich nicht aus der 
Satzung, sondern aus § 155 AO in Verbin-

9dung mit § 11 Abs. 1 Satz 2 KAG.  Dieser 
Sichtweise steht auch nicht die Regelung 
in § 2 Abs. 1 Satz 1 KAG entgegen, wo-
nach kommunale Abgaben nur aufgrund 
einer Satzung erhoben werden dürfen. 
Die Vorschrift führt lediglich dazu, dass 
kommunale Abgabenansprüche nur auf-
grund einer Satzung entstehen können. 
Sie trifft hingegen keine Aussage darüber, 
dass die Satzung im Zeitpunkt des Er-
lasses des Abgabenbescheides beste-
hen müsse. 
Es bleibt jedoch noch abzuwarten, ob 
auch die Verwaltungsrechtsprechung in 
Schleswig-Holstein die vorgenannte 
Sichtweise im Streitfall teilen wird. Will die 
Gemeindevertretung mit hinreichender 
Sicherheit bewirken, dass die Verwaltung 
keinen Beitragsbescheid mehr erlassen 
muss, so müsste sie die Beitragssatzung 
mit Rückwirkung zu einem Zeitpunkt auf-
heben oder ändern, der nach dem 
26.01.2018, jedoch vor dem Abschluss 
der Maßnahme liegt. Eine solche rückwir-
kende Satzungsänderung wäre allein 
unter beitragsrechtlichen Gesichtspunk-
ten wohl zulässig, denn die Beitragserhe-
bungspflicht ist seit dem 26.01.2018 
entfallen. Es stellt sich aber die Frage, ob 
die Gemeinde unter sonstigen kommu-
nalverfassungsrechtlichen Gesichtspunk-
ten gehindert sein könnte, in der Vergan-
genheit bereits zu ihren Gunsten entstan-
dene Ansprüche nachträglich durch einen 
gezielten rückwirkenden Rechtsakt zu ver-
nichten. Insoweit dürften die Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
(§ 75 Abs. 2 GO) zu beachten sein, die 
aber wegen ihres unbestimmten Inhalts 
regelmäßig keine scharf zu ermittelnde 
Grenze darstellen und der Gemeinde 
überdies einen weiten Beurteilungs-

10spielraum einräumen dürften.

4. Vor dem 26.01.2018 
abgeschlossene 
Straßenbaumaßnahmen
Straßenbaumaßnahmen, die vor dem 
26.01.2018 abgeschlossen waren (§ 8 
Abs. 4 Satz 3 KAG) unterliegen der Bei-

tragserhebungspflicht. Für sie sind Bei-
tragsansprüche aufgrund einer beste-
henden Straßenausbaubeitragssatzung 
entstanden. Wurden solche Beitragsan-
sprüche am 26.01.2018 noch nicht durch 
Beitragsbescheid festgesetzt, so ist die 
Gemeinde verpflichtet, diese Beitrags-
ansprüche auch nach dem 26.01.2018 zu 
realisieren. Sie ist also auch nach dem 
26.01.2018 verpflichtet, hierfür noch Bei-
tragsbescheide zu erlassen. Das gilt un-
abhängig davon, ob die Gemeinde die 
Straßenausbaubeitragssatzung nach 
dem 26.01.2018 jedoch vor dem Erlass 
des Beitragsbescheids aufgehoben hat-
te. Aus den oben unter 3. genannten 
Gründen dürfte die Gemeinde berechtigt 
(und verpflichtet) sein, Beitragsbescheide 
für vor dem 26.01.2018 entstandene 
sachliche Beitragspflichten auch dann zu 
erlassen, wenn sie die Straßenausbaubei-
tragssatzung nach dem 26.01.2018, je-
doch vor dem Erlass des Bescheides auf-
gehoben hatte. Allerdings ist es den Ge-
meinden aus Gründen des sichersten 
Weges zu empfehlen, ihre Straßenaus-
baubeitragssatzungen nicht aufzuheben, 
sofern in der Vergangenheit entstandene 
Beitragsansprüche noch durch Bescheid 
festgesetzt werden müssen. Sicherster 
Weg wäre es hingegen, die Satzung le-
diglich um einen Zusatz zu ergänzen, aus 
dem sich ergibt, dass nach der Satzung 
keine neuen Beitragsansprüche mehr 
entstehen. Diese Methode beugt dem 
Einwand vor, es bedürfe einer Satzung 
nicht nur im Zeitpunkt des Abschlusses 
der Maßnahme, sondern auch im Zeit-
punkt des Erlasses des Beitragsbeschei-
des. Solange die schleswig-holsteiniche 
Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht auch für 
Schleswig-Holstein bestätigt hat, dass es 
im Zeitpunkt des Erlasses des Beschei-
des keiner Satzung mehr bedarf, sollte die 
Gemeinde die Beitragssatzung also (bei 
entsprechendem politischen Willen) vor-
sorglich nicht aufheben, sondern in dem 
oben genannten Sinne ändern.
Anders als in den oben unter 3. genannten 
Fällen wäre die Gemeinde bei vor dem 
26.01.2018 abgeschlossenen Straßen-
baumaßnahmen nicht berechtigt, ihre Sat-
zung mit Rückwirkung zu einem Zeitpunkt 
vor Abschluss der Maßnahme aufzuhe-
ben, um noch zu verhindern, dass hierfür 
Beitragsbescheide zu erlassen sind. Eine 
Aufhebung der Straßenausbaubeitrags-
satzung mit Wirkung zu einem Zeitpunkt 
vor dem 26.01.2018 würde gegen die zu 
dieser Zeit noch bestehende Beitragser-
hebungspflicht verstoßen.
Aus den vorstehend erläuterten Gründen 
ergibt sich schließlich, dass es auch unzu-
lässig sein dürfte, rückwirkend für solche 
Maßnahmen auf die Beitragserhebung zu 
verzichten, die bereits vor dem Wegfall der 
Beitragserhebungspflicht abgeschlossen 
wurden (im Sinne von § 8 Abs. 4 Satz 3 
KAG) und für die auch schon vor dem 

Wegfall Beiträge erhoben wurden. Mit an-
deren Worten: Es ist unzulässig, die Stra-
ßenausbaubeitragssatzung mit Rück-
wirkung für die Zeit vor dem Wegfall der 
Beitragserhebungspflicht aufzuheben und 
in der Folge hierfür keine Beitragsbeschei-
de mehr zu erlassen oder gar schon erlas-
sene Beitragsbescheide nachträglich wie-
der aufzuheben.

III. Alternative Finanzierung von 
Straßenausbaumaßnahmen nach 
geltendem Recht
Es stellt sich die Frage, wie die Gemeinde 
bei einem Verzicht auf die Erhebung von 
Beiträgen Straßenbaumaßnahmen nach 
derzeit geltendem Recht alternativ finan-
zieren kann. Verzichtet die Gemeinde auf 
Straßenausbaubeiträge, liegt der Gemein-
deanteil nunmehr für alle Straßenkatego-
rien bei 100 %; diese 100 % sind in glei-
cher Weise zu finanzieren, wie bisher zum 
Beispiel bei der Erneuerung einer Anlie-
gerstraße ein Gemeindeanteil von 15 % zu 
finanzieren war. Zur Deckung der Baukos-
ten können alle Einnahmen der Gemeinde 
herangezogen werden, die entweder der 
Gemeinde speziell für den Aus- und Um-
bau von Straßen zugewendet oder zuge-
wiesen werden oder sonst für diesen 
Zweck gebunden sind oder die nicht 
zweckgebunden sind und daher auch für 
den Aus- oder Umbau von Straßen ver-
wendet werden dürfen.

1. Für den Aus- und Umbau von 
Straßen zweckgebundene Einnahmen
Zweckgebundene Einnahmen für den 
Aus- und Umbau von Straßen jenseits der 
§§ 8 und 8 a KAG sind zunächst die 
Zuweisungen für den Straßenbau nach § 4 
Abs. 2 Nr. 5 a FAG i.V.m. § 15 Abs. 1 bis 3 
FAG. Aus der Finanzausgleichsmasse 
stellt das Land jährlich derzeit 24,0 
Millionen Euro für den Straßenbau zur 
Verfügung, wovon 3,6 Millionen Euro über 
die Kreise an die Gemeinden für die 
Unterhaltung und Instandsetzung sowie 
den Um- und Ausbau von Gemeinde-
straßen fließen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 FAG), 
überdies jede Gemeinde einen Pauschal-
betrag je Kilometer Ortsdurchfahrt erhält, 
deren Straßenbaulastträger sie ist (§ 15 
Abs. 2 FAG), und der Rest auf Antrag ver-
teilt wird (§ 15 Abs. 3 FAG). Allerdings ste-
hen diese Mittel nicht nur für beitrags-

8  So auch für Niedersachsen OVG Lüneburg, Be-
 schluss vom 15.08.2017 – 9 LA 231/16 –, juris Rn. 4, 
 und für Sachsen-Anhalt OVG Magdeburg, Be-
 schluss vom 18.05.2004 – 2 M 52/03 –, juris Rn. 3.
9  Vgl. ähnlich für Niedersachsen OVG Lüneburg, 
 Beschluss vom 15.08.2017 – 9 LA 231/16 –, juris 
 Rn. 8.
10  Bracker/Dehn/Wolf, Gemeindeordnung Schleswig-
 Holstein, 13. Aufl., Wiesbaden 2017, § 55 Anm. 4.
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fähige Maßnahmen zur Verfügung, son-
dern auch für nicht beitragsfähige Maß-
nahmen wie etwa die Straßeninstandset-
zung. Zudem dürfte das Begehren nach 
Zuwendungen nach § 15 Abs. 3 FAG künf-
tig eher steigen, wenn Gemeinden auf die 
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
verzichten und daher ihre „tatsächlichen 
Aufwendungen“ (§ 15 Abs. 3 Satz 2 Halb-
satz 1 FAG) größer ausfallen als bisher. 
Über die Zuweisungen nach § 15 Abs. 3 
FAG hinaus stellt das Land den Gemein-
den und Kreisen jedenfalls in den Jahren 
2018 bis 2020 nach § 22 Abs. 11 FAG 
jeweils 49 Millionen Euro als weitere Mittel 
für Infrastrukturmaßnahmen zur Verfü-
gung. Sie dienen auch dazu, die Gemein-
den in die Lage zu versetzen, auf Straßen-
ausbaubeiträge zu verzichten. Allerdings 
sind die Mittel nach § 22 Abs. 11 FAG nicht 
dem Straßenbau oder gar als Kompen-
sation für entfallende Straßenausbaubei-
träge vorbehalten, sondern allgemein „für 
Infrastrukturmaßnahmen“ vorgesehen. 
Fraglich ist außerdem, ob das Land auch 
über das Jahr 2020 hinaus – etwa in Zeiten 
niedrigerer Gesamtsteuereinnahmen – 
Mittel für Infrastrukturmaßnahmen in ent-
sprechender Höhe bereitstellen kann.
Weiter kann der Ausbau verkehrswichti-
ger innerörtlicher Straßen nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) gefördert werden. Diese Förde-
rung erstreckt sich jedoch gerade nicht 
auf Anlieger- und Erschließungsstraßen 
(§ 2 Nr. 1 a GVFG), also auf diejenigen 
Straßen, für deren Aus- und Umbau bis-
lang in hohem Maße Straßenausbau-
beiträge erhoben werden konnten. Nach 
wie vor können auch Mittel aus sonstigen 
Förderprogrammen (z.B. Landespro-
gramm ländlicher Raum) in Anspruch 
genommen werden, soweit sie für den 
Aus- und Umbau von Straßen vorge-
sehen sind. Auch diese Mittel werden 
voraussichtlich nicht in größerem Umfang 
als bisher bereitstehen, und ihnen ist wie 
den Zuweisungen für den Straßenbau 
nach § 15 Abs. 3 FAG gemein, dass sie 
auch bislang schon für die Finanzierung 
von Straßenbaumaßnahmen zur Verfü-
gung stehen und genutzt werden. Poten-
zial für einen Ausgleich bisherigen Bei-
tragsaufkommens ergibt sich daraus ver-
mutlich kaum.
Die Gemeinden können über das Volu-
men dieser zweckgebundenen Finanzie-
rungsinstrumente nicht selbst bestim-
men. Sie sind darauf angewiesen, dass 
das Land als Gesetzgeber oder als För-
dermittelgeber tätig wird.
Fraglich ist, ob es einer Gemeinde mög-
lich ist, im Rahmen des geltenden 
Kommunalabgabengesetzes eine neue 
zweckgebundene Abgabe für den Stra-
ßenbau zu schaffen. Das Kommunalab-
gabengesetz sieht als zulässige Kommu-
nalabgaben neben den nicht zweckge-
bundenen Steuern (§ 3 KAG) und den in 

der hier vor Augen stehenden Konstel-
lation ungewünschten Beiträgen (§§ 8 und 
8 a KAG) noch Gebühren und „sonstige 
Abgaben“ vor. Jedenfalls prinzipiell vor-
stellbar ist die Erhebung einer Gebühr (§ 4 
KAG) im Sinne einer Gebühr für die 
Benutzung der öffentlichen Einrichtung 
„Straße“ – also quasi eine kommunale 
Maut. Die Erhebung einer solchen Gebühr 
dürfte aber mit vertretbarem Verwaltungs-
aufwand nicht zu leisten sein. Denn sie 
dürfte nicht nur von den Einwohnern der 
jeweiligen Gemeinde, sondern müsste 
auch von Dritten erhoben werden, die die 
kommunalen Straßen benutzen. Eine 
sonstige Abgabe zur Finanzierung von 
Straßen etwa im Sinne eines „Straßen-
zehners“, der von jedem Gemeindebür-
ger jedes Jahr erhoben wird, ist nicht 
zulässig; näher wird darauf unten bei den 
möglichen künftigen Rechtsgestaltungen 
einzugehen sein.

2. Nicht zweckgebundene Einnahmen
Schon bisher dürften die Gemeinden den 
Gemeindeanteil von Straßenausbaumaß-
nahmen auch durch Verwendung nicht 
zweckgebundener Mittel bestritten ha-
ben. Nicht zweckgebundene Einnahmen 
einer Gemeinde sind zum einen die 
Schlüsselzuweisungen nach den §§ 9 und 
10 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) 
und zum anderen die eigenen Steuer-
einnahmen der Gemeinde. 
Über die Höhe der Schlüsselzuweisun-
gen, die eine Gemeinde erhält, bestimmt 
nicht sie, sondern das Land im Rahmen 
des Finanzausgleichsgesetzes. Dort ist 
festgelegt, wie hoch die Finanzausgleichs-
masse ist (§ 3 Abs. 1 FAG) und welcher Teil 
davon auf die Gemeinden entfällt (§ 4 Abs. 
1 Nr. 1 FAG und für zentrale Orte zusätzlich 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 FAG in Verbindung mit § 10 
FAG).
Unmittelbar beeinflussen kann die Ge-
meinde hingegen die Höhe ihrer Ein-
nahmen aus Steuern.

a)  Realsteuern
Zum einen erhebt die Gemeinde die Real-
steuern, also die Grundsteuer und die 
Gewerbesteuer. Für diese Steuern legt sie 
die sogenannten Hebesätze fest, mit 
denen der vom Finanzamt ermittelte 
Steuermessbetrag vervielfacht wird. Die 
Höhe des Hebesatzes bestimmt jede 
Gemeinde nach § 25 Abs. 1 des Grund-
steuergesetzes (GrStG) bzw. § 16 Abs. 1 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 
i.V.m. Art. 106 Abs. 6 Satz 2 GG im 
Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts 
selbst. Ihr steht dabei ein weiter Ermes-

11sensspielraum zu.  Weder das Grund-
steuergesetz noch das Gewerbesteuer-
gesetz schreiben eine Höchstgrenze für 
Hebesätze fest. Von der Möglichkeit, 
Höchstsätze durch Landesgesetz vorzu-
geben (§ 26 GrStG, § 16 Abs. 5 GewStG), 
hat der schleswig-holsteinische Gesetz-

geber keinen Gebrauch gemacht. Das 
weite Ermessen, das den Gemeinden bei 
der Bestimmung des Hebesatzes zusteht, 
wird lediglich dadurch begrenzt, dass 
Steuern nicht willkürlich erhöht werden 
und keine „erdrosselnde“ Wirkung haben 

12dürfen.  Diese Grenzen sind jedoch sehr 
weit gezogen. Finanz- und Verwaltungs-
gerichte in anderen Bundesländern – aus 
Schleswig-Holstein sind ähnliche Ent-
scheidungen noch nicht bekannt – haben 
Grundsteuerhebesätze von 560 %, 660 %, 
720 % oder sogar 800 % als nicht er-

13drosselnd eingestuft.  Bei der Gewerbe-
steuer sind Hebesätze in Höhe von 470 % 
und 450 % ebenfalls als nicht erdrosselnd 

14angesehen worden.  Auch drastische 
Erhöhungen des Hebesatzes sind zuläs-
sig, soweit die Hebesatzerhöhung nicht 

15evident unsachlich ist.  Eine Verände-
rung des Hebesatzes ist nicht willkürlich, 
wenn die Gemeinde einen entsprechen-
den Finanzbedarf darlegt, unabhängig 
davon, woher dieser Finanzbedarf rührt; 
auch Fehlentscheidungen in der Vergan-
genheit begründen einen Finanzbedarf, 
der durch eine Steuererhöhung gedeckt 

16werden darf.  Ein Finanzbedarf, der 
besteht, weil die Gemeinde auf die Er-
hebung von Straßenausbaubeiträge ver-
zichtet, rechtfertigt daher durchaus die 
Anhebung der Hebesätze für die Grund-
steuer oder die Gewerbesteuer.

b)  Örtliche Verbrauch- und 
Aufwandsteuern
Darüber hinaus hat jede Gemeinde das 
Recht zur Erhebung örtlicher Verbrauch- 
und Aufwandsteuern nach Art. 105 Abs. 
2a GG i.V.m. § 3 Abs. 1 KAG. Gängige Ver-
brauch- und Aufwandsteuern sind die 
Hundesteuer, die Vergnügungssteuer, die 
Spielgerätesteuer oder die Zweitwoh-
nungsteuer, in jüngerer Zeit auch die 
Übernachtungsteuer. Zur Deckung ihres 

11  VGH Mannheim, Beschluss vom 12.02.1998 – 2 S 
 1648/97 –, NVwZ 1998, 1325; FG Berlin, Urteil vom 
 06.10.2004 – 2 K 3386/02 –, EFG 2005, 390; VGH 
 München, Beschluss vom 21.02.2006 – 4 ZB 
 05.1169 –, juris Rn. 12.
12  BVerwG, Beschluss vom 26.10.2016 – 9 B 28.16 –, 
 ZKF 2017, 69.
13  in der Reihenfolge: VGH Kassel, Beschluss vom 
 05.08.2014 – 5 B 1100/14 –, KStZ 2014, 218; FG 
 Berlin, Urteil vom 06.10.2004 – 2 K 3386/02 –, EFG 
 2005, 390 (Anhebung um 110 Prozentpunkte); VG 
 Arnsberg, Urteil vom 24.09.2013 – 5 K 2417/12 –, 
 DVBl. 2014, 59; VG Arnsberg, Urteil vom  17.02.2014 
 – 5 K 1205/13 –, StGR Nr. 5/2014, 33.
14  VG Gelsenkirchen, Urteil vom 22.03.2012 – 5 K 
 1600/10 –, juris Rn. 38 ff.; Urteil vom 28.06.2012 – 5 
  K 1786/11 –, juris Rn. 34 ff.
15  VGH Kassel, Beschluss vom 10.08.2016 – 5 A 
 1817/16.Z –, StGR 2017, Nr. 3, S. 33 (Verdreifa-
 chung des Grundsteuerhebesatzes).
16  OVG Münster, Beschluss vom 16.07.2013 – 14 A 
 2761/12 –, DVBl. 2014, 58.
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Finanzbedarfs darf eine Gemeinde in den 
Grenzen des Willkür- und Erdrosselungs-
verbots zum einen die Steuersätze der 
schon bisher von ihr erhobenen örtlichen 
Verbrauch- und Aufwandsteuern erhö-
hen. Zum anderen darf sie im Rahmen 
schon bisher erhobener Verbrauch- und 
Aufwandsteuern neue Steuertatbestände 
schaffen (z.B. bei der Vergnügungs-
steuer) oder Ausnahmen und Befreiungen 
zurückschneiden sowie Verbrauch- und 
Aufwandsteuern einführen, die sie bislang 
nicht erhoben hat; beispielsweise dürfte 
eine Gemeinde, die bislang keine Zweit-
wohnungsteuer erhebt, eine solche 
Steuer einführen, um künftig zusätzliche 
Steuereinnahmen zu erzielen. 
Die Gemeinden sind grundsätzlich nicht 
auf einen bestimmten Katalog von 
Verbrauch- und Aufwandsteuern be-
schränkt. Ihnen steht als Teil ihres sich aus 
Art. 54 Abs. 1 der Landesverfassung er-
gebenden Selbstverwaltungsrechts das 
Recht zu, neue Verbrauch- und Aufwand-
steuern im Sinne des Art. 105 Abs. 2a GG 

17zu erfinden.  Der Landesgesetzgeber 
kann das Steuererfindungsrecht aller-

18dings durch Gesetz einschränken.  Von 
dieser Einschränkungsmöglichkeit hat 
der schleswig-holsteinische Gesetzgeber 
bereits mehrfach Gebrauch gemacht und 
den Gemeinden untersagt, eine Filmvor-
führungssteuer (§ 3 Abs. 2 Satz 2 KAG), 
eine Jagdsteuer (§ 3 Abs. 3 KAG), eine 
Gaststättenerlaubnissteuer und eine Ge-
tränkesteuer (§ 3 Abs. 4 KAG) zu erheben. 
Die Erhebung einer Übernachtungsteuer 
ist nur eingeschränkt zulässig (§ 3 Abs. 5 
KAG). Die vom Bundesverwaltungsge-
richt grundsätzlich für zulässig erklärte 

19Pferdesteuer,  deren Erhebung unter 
anderem von der Gemeinde Tangstedt 
beschlossen und von anderen Gemein-
den gleichermaßen ins Auge gefasst 
worden ist, findet sich neuerdings eben-
falls im Katalog unzulässiger örtlicher 
Steuern (§ 3 Abs. 7 KAG). Vor diesem 
Hintergrund darf die Möglichkeit der Ge-
meinden, neue Verbrauch- und Aufwand-
steuern zu erfinden, nicht zu optimistisch 
betrachtet werden. Insbesondere kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass der 
Landesgesetzgeber eine im Land neu-
artige Form einer örtlichen Verbrauch- 
oder Aufwandsteuer – auch wenn sie 
andernorts für zulässig erklärt wurde – aus 
„übergeordneten Gründen“ durch Gesetz 
verbietet und damit diesen Weg zur Ver-
besserung der Gemeindefinanzen ver-
sperrt, wiewohl diese Vorgehensweise mit 
Blick auf das kommunale Selbstverwal-
tungsrecht mehr als bedenklich erscheint. 
Dessen ungeachtet ist aber die Erhebung 
„gängiger“ Verbrauch- und Aufwand-
steuern bzw. die Erhöhung von Steuer-
sätzen oder die Ausweitung von Steuer-
tatbeständen eine Möglichkeit, Straßen-
baumaßnahmen zu finanzieren und die 
ausfallenden Beiträge auszugleichen.

3.  Umschichtungen
Schließlich besteht noch die Möglichkeit, 
den Ausfall der Beiträge indirekt zu 
kompensieren, nämlich durch Umschich-
tungen. Die einfachste Form der Um-
schichtung liegt darin, dass eine Gemein-
de finanzielle Mittel an anderer Stelle 
einspart, um sie für Straßenausbaumaß-
nahmen verfügbar zu haben („Schließung 
des Schwimmbads, dafür Wegfall der 
Straßenausbaubeiträge“). 
Es besteht aber jedenfalls grundsätzlich 
auch die Möglichkeit, im Rahmen des 
jeweils Zulässigen bisher unentgeltliche 
Verwaltungsleistungen künftig nur gegen 
Entgelt (z.B. gegen eine Gebühr im Sinne 
des § 4 KAG oder gegen ein privatrecht-
liches Entgelt) zu erbringen, die Entgelte 
für schon bisher entgeltpflichtige Verwal-
tungsleistungen anzuheben oder den 
Rahmen für die Erhebung von Entgelten 
weiter als bisher auszuschöpfen.
Dadurch darf es zwar nicht zu einer 
„Überhebung“ von Gebühren kommen, 
aber die Gemeinde könnte bisherige 
Subventionen zurückfahren, um so finan-
zielle Mittel für Straßenausbaumaßnah-
men loszumachen („die Benutzung des 
Schwimmbads wird teurer, dafür Wegfall 
der Straßenausbaubeiträge“). Selbstver-
ständlich stehen nicht jeder Gemeinde 
diese Möglichkeiten in gleichem Maße 
offen. Größere Gemeinden mit eigener 
Verwaltung und einer Reihe von eigenen 
Einrichtungen haben insoweit mehr Spiel-
raum als eine amtsangehörige Gemeinde 
ohne nennenswerte eigene Einrichtun-
gen.

4.  Rücklagen und Rückstellungen
Der gemeindliche Aufwand für Straßen-
ausbaumaßnahmen schwankt naturge-
mäß von Jahr zu Jahr. Um bei einer 
Finanzierung über Steuern oder über 
Umschichtungen gleichwohl eine über die 
Jahre hinweg möglichst gleichmäßige 
Belastung der Einwohnerinnen und Ein-
wohner zu erreichen und Abgabensätze 
nicht jährlich erheblich verändern zu müs-
sen, kann ein Bedürfnis entstehen, „über-
schüssiges“ Steueraufkommen eines 
Jahres oder mehrerer Jahre in einer Rück-
lage anzusammeln und daraus die Maß-
nahmen zu finanzieren, wenn sie anste-
hen. Für die Zulässigkeit ist sowohl aus 
begrifflichen als auch aus Gründen des 
anzulegenden Maßstabs zu unterschei-
den zwischen Gemeinden mit kameraler 
und mit doppischer Buchführung.

a)  Kamerale Buchführung
In der Kameralistik sind Rücklagen das 
Finanzvermögen der Gemeinde. Es han-
delt sich hierbei um Geldbestände, die 
zunächst aus dem Haushaltsgeschehen 
ausgegliedert sind. Die Rücklagen sind 
Teil des Vermögenshaushalts (§ 1 Abs. 1 
Nr. 3 und 8 GemHVO-Kameral). Zu unter-
scheiden sind die allgemeine Rücklage 

(§ 19 Abs. 2 und 3 GemHVO-Kameral) 
und die Sonderrücklagen (§ 19 Abs. 4 
GemHVO-Kameral). Im Ergebnis dürfte 
die Bildung einer Sonderrücklage aus 
Einnahmenüberschüssen für künftige 
Straßenbaumaßnahmen nach geltendem 
Recht nicht statthaft sein; in Betracht 
kommt aber, die Mittel jedenfalls teilweise 
in die allgemeine Rücklage einzustellen. 
Dies hat den folgenden Grund: Nach § 19 
Abs. 4 Satz 1 GemHVO-Kameral dürfen 
Sonderrücklagen nicht gebildet werden 
für die Zwecke, für die nach § 19 Abs. 2 
und 3 GemHVO-Kameral Mittel in die 
allgemeine Rücklage eingestellt werden 
dürfen, zum Ausgleich vorübergehender 
Schwankungen der Einnahmen und Aus-
gaben und für die Unterhaltung und Er-
neuerung von Vermögensgegenstän-
den, es sei denn, nach § 19 Abs. 4 Satz 2 
GemHVO-Kameral ist die Bildung einer 
Sonderrücklage ausnahmsweise erlaubt. 
Eine Sonderrücklage dürfte unter die 
Verbotsvarianten des § 19 Abs. 4 Satz 1 
GemHVO-Kameral fallen: Es dürfte sich 
um eine Rücklage für künftige Investitio-
nen (§ 44 Nr. 14 GemHVO-Kameral) und 
damit um einen Zweck nach § 19 Abs. 3 
Satz 2 Nr. 3 GemHVO-Kameral handeln, 
für den Mittel in der allgemeinen Rücklage 
anzusammeln sind. Zudem dürfte es sich 
um eine Rücklage zum Ausgleich von 
Schwankungen der Einnahmen und Aus-
gaben handeln, denn die Rücklage soll ja 
gerade dafür gebildet werden, Schwan-
kungen auf der Ausgabenseite bei gleich-
bleibendem Einnahmenzufluss zu begeg-
nen. Auch die dritte Verbotsvariante dürfte 
hier eingreifen, denn die Rücklage würde 
für die Unterhaltung und – vor allem – die 
Erneuerung von Vermögensgegenstän-
den gebildet, hier für die Erneuerung der 
Straßen als Teil des Anlagevermögens 
(§ 44 Nr. 1 GemHVO-Kameral). Daher 
dürfte die Bildung einer Sonderrücklage 
unzulässig sein. Eine Ausnahmeregelung 
nach § 19 Abs. 4 Satz 2 GemHVO-
Kameral erscheint ebenfalls nicht ein-
schlägig: Investitionssonderrücklagen 
sind im dortigen Katalog nicht aufgeführt. 
Man wird auch keine „sonstige Sonder-
rücklage“ nach § 19 Abs. 4 Satz 2 Nr. 12 
GemHVO-Kameral bilden können, die für 
„weitere Zwecke, die sich aus einer 

17 BVerwG, Beschluss vom 28.04.2010 – 9 B 95/09 –, 
 Buchholz 415.1 AllgKommunalR Nr. 177; VGH 
 Kassel, Beschluss vom 21.03.1989 – 5 N 3026/88 
 –, juris Rn. 17; OVG Lüneburg, Urteil vom 
 14.11.1997 – 13 K 3132/96 –, juris Rn. 9; OVG  
 Münster, Beschluss vom 12.04.2012 – 14 B 
 1520/11 –, NVwZ-RR 2012, 855.
18  BVerwG, Beschluss vom 28.04.2010 – 9 B 95/09 –, 
 Buchholz 415.1 AllgKommunalR Nr. 177. 
19  BVerwG, Beschluss vom 18.08.2015 – 9 BN 2.15 –, 
 NVwZ 2016, 620.
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rechtlichen Verpflichtung ergeben“ ge-
bildet werden darf. Denn für nur geplante 
Straßenbaumaßnahmen besteht gerade 
noch keine rechtliche Verpflichtung (etwa 
Begleichung von Rechnungen usw.). 
In Betracht kommt aber, wie bereits er-
wähnt, Mittel in der allgemeinen Rücklage 
anzusammeln. Rechtsgrundlage hierfür 
könnte § 19 Abs. 3 Nr. 3 GemHVO-Ka-
meral sein. Danach dürfen der allgemei-
nen Rücklage Mittel „für die im Inves-
titionsprogramm der künftigen Jahre 
vorgesehenen Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen“ zugeführt 
werden. Voraussetzung hierfür ist, dass 
die Gemeinde ein Investitionsprogramm 
auflegt, in dem die Investitionen aufge-
führt sind. Ein „Ansparen auf Verdacht“, 
weil irgendwann einmal das Geld benötigt 
wird, ist hingegen nicht zulässig. Zudem 
müsste die Rücklage dazu dienen, einen 
unvertretbar hohen Kreditbedarf zu ver-
meiden; diese Voraussetzung dürfte aber 
im Regelfall gegeben sein. 
Im Ergebnis dürfte also bei kameraler 
Buchführung die Möglichkeit bestehen, 
Geldbestände mit Blick auf künftige Inves-
titionen in die allgemeine Rücklage zu 
überführen, sofern sie Investitionen die-
nen, die in einem Investitionsprogramm 
enthalten sind.

b)  Doppische Buchführung
Begrifflich sind Rücklagen in der Doppik 
etwas anderes als die in der Kameralistik. 
Rücklagen sind hier Teil des Eigenkapitals 
(§ 48 Abs. 2 Ziffer 1 GemHVO-Doppik). 
Das Eigenkapital wiederum ist Teil der 
Bilanz und eine Rechengröße, gebildet 
aus dem Aktivvermögen (§ 48 Abs. 1 
GemHVO-Doppik) abzüglich der Schul-
den (Verbindlichkeiten, Sonderposten, 
Rückstellungen und passive Rechnungs-
abgrenzungsposten, § 48 Abs. 2 Ziffern 2 

20bis 5 GemHVO-Doppik).  Die Allge-
meine Rücklage und die Sonderrücklage 
haben, obwohl die Begriffe mit denen aus 
§ 19 GemHVO-Kameral – bis auf das 
große A der Allgemeinen Rücklage – iden-
tisch sind, in der Doppik eine andere Be-
deutung. Die Allgemeine Rücklage steht 
hier gleichsam für das Stammkapital der 

21Gemeinde.  Die Sonderrücklage erfasst 
nach § 25 Abs. 2 Nr. 1 GemHVO-Doppik 
die Zuweisungen Dritter zur Finanzierung 
von Investitionen, die nicht aufgelöst wer-
den sollen (z.B. Sonderbedarfszuweisun-
gen), außerdem nach § 25 Abs. 2 Nr. 2 
GemHVO-Doppik die Stellplatzablöse-
beträge. Eine Rücklage nach doppischer 
Buchführung besteht also nicht in „zu-
rückgelegten“ Mitteln. Das Pendant zur 
kameralen Rücklage sind die doppischen 
Rückstellungen; eine „Investitionsrück-
stellung“ sieht § 24 GemHVO-Doppik – 
abgesehen von der Instandhaltungsrück-
stellung für innerhalb von drei Monaten 
durchzuführende Instandhaltungsmaß-
nahmen – aber nicht vor.

Ein etwaiger Überschuss würde sich bei 
doppischer Buchführung jedoch als Er-
gebnisrücklage niederschlagen, die in 
das kommende Haushaltsjahr vorzutra-
gen und auf 33 % der Allgemeinen Rück-
lage begrenzt ist. 

IV. Alternative Finanzierung von 
Straßenausbaumaßnahmen nach 
künftigem Recht
Abschließend stellt sich die Frage, ob 
oder inwieweit der Landesgesetzgeber 
künftig beispielsweise im Kommunalab-
gabengesetz eine Regelung für ein neues 
Finanzierungsinstrument schaffen könn-
te, mit dem die Gemeindeeinwohner zu 
den Kosten für Straßenausbaumaßnah-
men herangezogen werden könnten, das 
aber weniger Aufwand bedeutet als die 
Erhebung von Beiträgen nach §§ 8 oder 8 
a KAG.
Als Ergebnis lässt sich vorwegschicken, 
dass die Spielräume für derartige Re-
gelungen äußerst begrenzt sind.

1. Steuern
Die Möglichkeit, Steuern zu erheben, 
haben die Gemeinden – wie oben bereits 
ausgeführt – schon jetzt im Rahmen der 
Erhebung örtlicher Verbrauch- und Auf-
wandsteuern. Darüber hinaus steht den 
Gemeinden nach dem Grundgesetz, wie 
sich aus Art. 105 GG ergibt, das Recht zur 
Erhebung von Steuern nicht zu. Folglich 
kann auch das Land die Gemeinden nicht 
ermächtigen, andere Steuern als örtliche 
Verbrauch- und Aufwandsteuern zu er-
heben.

2. Nichtsteuerliche Abgaben
Fraglich ist, ob das Land die Gemeinden 
zur Erhebung anderer als steuerlicher 
Abgaben ermächtigen darf. Nichtsteuer-
liche Abgaben sind nicht unzulässig, wie 
die §§ 4 bis 6 KAG über Gebühren und die 
§§ 8 bis 9 a KAG über Beiträge sowie § 10 
KAG (Kurabgaben und Tourismusabga-
ben) zeigen. Daher könnte man auf den 
ersten Blick erwägen, dass das Land eine 
Regelung wie die folgende etwa als § 8 b 
KAG erließe:
 „Für die Herstellung, den Ausbau oder 
 Umbau oder die Erneuerung von Stra-
 ßen dürfen die Gemeinden von allen 
 Grundstückseigentümerinnen und 
 Grundstückseigentümern oder von 
 den zur Nutzung eines Grundstücks 
 dinglich Berechtigten eine jährliche 
 Abgabe erheben.“

Diese Regelung könnte – so könnte man 
sich weiter vorstellen – um eine Regelung 
ergänzt werden, die das Gesamtaufkom-
men deckelt (z.B. auf den Durchschnitt 
der der Ist-Ausgaben vorangegangenen 
drei Jahre zuzüglich eines Inflationsauf-
schlags), und um eine Regelung, die die 
Verteilung auf die Grundstückseigen-
tümer regelt (z.B. Pauschalsatz, Bindung 

an die Bemessungsgrundlage für die 
Grundsteuer, Bindung an die Grund-
stücksgröße). Allerdings dürfte eine sol-
che Abgabe und daher auch eine Er-
mächtigung zu einer solchen Abgabe im 
Ergebnis unzulässig sein.

a) Finanzverfassungsrechtliche 
Vorgaben des Grundgesetzes
Ursache dafür sind die finanzverfas-
sungsrechtlichen Vorschriften des Grund-
gesetzes (Art. 104a ff. GG). Ihnen liegt die 
Vorstellung des „Steuerstaates“ zugrun-
de: Die Finanzierung der staatlichen Auf-
gaben in Bund und Ländern einschließlich 
der Gemeinden soll danach in erster Linie 
aus dem Ertrag der in Art. 105 ff. GG 

22geregelten Einnahmequellen erfolgen.  
Die finanzverfassungsrechtliche Vertei-
lung der Gesetzgebungs-, Ertrags- und 
Verwaltungskompetenzen für Steuern ver-
löre nämlich, so das Bundesverfassungs-
gericht, ihren Sinn und ihre auch den 
Bürger schützende Funktion, wenn Bund, 
Länder oder Gemeinden daneben belie-
big nichtsteuerliche Abgaben unter Be-
rufung auf „Sachgesetzgebungskompe-

23tenzen“ begründen könnten.  Nicht-
steuerliche Abgaben bedürfen daher 
einer besonderen sachlichen Rechtfer-
tigung. Dies gilt sowohl für ihre Erhebung 

24dem Grunde als auch der Höhe nach.  
Zudem müssen sie sich ihrer Art nach von 
Steuern, die voraussetzungslos auferlegt 
und geschuldet werden, deutlich unter-

25scheiden.  Dabei handelt es sich nicht 
nur um eine objektiv-rechtliche Vorgabe 
der Finanzverfassung, sondern um Be-
stimmungen zum Schutz des Einzelnen 

26vor einer rechtswidrigen Belastung.

b) Vereinbarkeit einer 
„Straßenausbauabgabe“ mit diesen 
Vorgaben
Diesen Vorgaben würde eine „Straßen-
ausbauabgabe“, wie sie oben vorgestellt 

20  zum Eigenkapital als Rechnungsgröße ausdrück-
 lich Landesrechnungshof, Handreichung Eröff-
 nungsbilanzen, 2009, S. 21.
21 so Ministerium für Inneres und Bundesangelegen-
 heiten, Doppik Basiswissen, S. 28,
22 BVerfG, Beschluss vom 08.06.1988 – 2 BvL 95/85 
 und 3/86 –, BVerfGE 78, 249, 266 f.; Beschluss vom 
 31.05.1990 – 2 BvL 12/88 u.a. –, BVerfGE 82, 159, 
 178.
23 BVerfG, Beschluss vom 08.06.1988 – 2 BvL 95/85 
 und 3/86 –, BVerfGE 78, 249, 266; Beschuss vom 
 07.11.1995 – 2 BvR 413/88 und 1300/93 –, BVerfGE 
 93, 319, 342; Urteil vom 17.01.2017 – 2 BvL 2/14 
 u.a. –, BVerfGE 144, 369, 397.
24  BVerfG, Urteil vom 19.03.2003 – 2 BvL 9/98 u.a. –, 
 BVerfGE 108, 1, 17; Beschluss vom 18.05.2004 – 2 
 BvR 2374/99 –, BVerfGE 110, 370, 390.
25  BVerfG, Beschluss vom 07.11.1995 – 2 BvR 413/88 
 und 1300/93 –, BVerfGE 93, 319, 342 f.
26  insbesondere BVerfG, Urteil vom 10.12.1980 – 2 
 BvF 3/77 –, BVerfGE 55, 274, 302 („Erfordernisse 
 des Individualschutzes zugunsten der Abgabe-
 pflichtigen“); bestätigend BVerfG, Urteil vom 
 19.03.2003 – 2 BvL 9-12/98 –, BVerfGE 108, 1, 16.
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wurde, nicht oder nur unter bestimmten 
Voraussetzungen genügen. 

aa)  Gebühr: Belastungsgleichheit und 
individuelle Zurechenbarkeit
Die Straßenausbauabgabe genügt nicht 
den Anforderungen, die finanzverfas-
sungsrechtlich an die Erhebung einer 
Gebühr gestellt werden. Eine Gebühr ist 
eine Gegenleistung für die Inanspruch-
nahme der öffentlichen Verwaltung oder 
für die Benutzung einer öffentlichen Ein-

27richtung  bzw. für die tatsächliche Inan-
spruchnahme einer staatlichen Leis-

28tung.  
Die staatliche Leistung – auch beim 
Benutzen der öffentlichen Einrichtung – 
muss dem Gebührenpflichtigen dabei 

29individuell zurechenbar sein.  Dazu 
muss zwischen dem Gebührenpflichtigen 
und der öffentlichen Hand eine Sonder-
beziehung bestehen, die den von der be-
hördlichen Leistung Betroffenen aus der 
Allgemeinheit heraushebt; der Gebühren-
pflichtige muss der gebührenpflichtigen 
Leistung näherstehen als die Allgemein-

30heit.  Die Leistung „Straßenausbau“ 
kommt jedoch nicht allen Grundstücks-
eigentümern – alternativ auch: allen Ein-
wohnern oder auch nur allen Fahrzeugbe-
sitzern – in individuell zurechenbarer 
Weise zugute. Denn bezieht man sich auf 
den Ausbau der einzelnen Straße, kommt 
diese allenfalls denjenigen zugute, die 
diese Straße tatsächlich benutzen, was 
umso fraglicher erscheint, je größer die 
Gemeinde ist. Bezieht man sich hingegen 
auf die Verbesserung der öffentlichen 
Einrichtung „Straßennetz“, ist der Kreis 
der Gebührenpflichtigen nicht mehr aus 
der Allgemeinheit herausgehoben, weil 
der Vorteil gerade der Allgemeinheit zu-
gutekommt. Überdies würde die Straßen-
ausbauabgabe nicht von allen Nutzern 
erhoben, weil beispielsweise Auswärtige 
nicht zu Gebühren herangezogen wür-
den. Die Benutzung der gemeindlichen 
Straßen durch Auswärtige wäre auch 
keine zu vernachlässigende Bagatelle 
(wie etwa die – unberechtigte – Entsor-
gung von Abfällen Auswärtiger in die auf 
einem Grundstück befindliche Mülltonne). 
Eine größere Gruppe von Personen nicht 
zur Gebühr heranzuziehen, denen die 
Leistung individuell in gleicher Weise zu-
rechenbar ist wie den Gebührenpflich-
tigen, widerspricht nicht zuletzt dem 
Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG. 
Damit erfüllt eine solche schlichte „Stra-
ßenausbauabgabe“ nicht die Anforderun-
gen einer Gebührenerhebung.

bb)  Beitrag: Vorteilsgerechtigkeit
Die Straßenausbauabgabe dürfte auch 
nicht die Anforderungen erfüllen, die die 
Erhebung eines Beitrags rechtfertigen. 
Beiträge sind wie Gebühren Vorteilsent-
gelte. Dies bedeutet zweierlei: Zum einen 
dürfen Beiträge nur von demjenigen erho-

ben werden, der von einer staatlichen 
Leistung einen Vorteil hat, das heißt von 
der betreffenden Leistung greifbar in 
höherem Maße profitiert als alle ande-

31ren.  Zum anderen müssen Beiträge 
auch nach Vorteilen bemessen sein. Das 
bedeutet, dass sich die Höhe des jewei-
ligen Beitrags nach dem Ausmaß des Vor-
teils richten muss, der dem Beitragspflich-
tigen zukommt.
Diesen Anforderungen dürfte eine allge-
meine Straßenausbauabgabe nicht ge-
recht werden. Zweifelhaft erscheint be-
reits, ob sich tatsächlich überzeugend 
begründen ließe, dass von jeder Stra-
ßenbaumaßnahme im Gemeindegebiet 
stets sämtliche Grundstückseigentümer 
in der Weise bevorteilt sind, dass es ge-
rechtfertigt wäre, sie zu einem Beitrag 
heranzuziehen. Dies mag in kleinen Ge-
meinden zutreffen, in großen Gemeinden 
oder Städten mit einem weit verzweigten 
Wegenetz dürfte dies dagegen ausge-

32schlossen sein.  Problematisch ist aber 
auch die Voraussetzung der vorteilsge-
rechten Bemessung des Beitrags. Ein 
Pauschalsatz oder eine sonst wie geartete 
Pauschale, die von allen Grundstücks-
eigentümern in gleicher Höhe erhoben 
wird, erfüllt diese Voraussetzung nicht. 
Auch eine Bindung an die Bemessungs-
grundlage für die Grundsteuer dürfte der 
Anforderung einer vorteilsgerechten Be-
messung des Beitrags nicht gerecht wer-
den. Beiträge müssen sich nach den bis-
lang von der Rechtsprechung entwi-
ckelten Maßstäben nach der (höchst) 
zulässigen Nutzung des Grundstücks 
bemessen. Eine Bemessung nach der 
tatsächlichen Nutzung des Grundstücks 
soll dagegen nur in Ausnahmefällen 

33zulässig sein.  Diesem Grundsatz, dass 
Beiträge in erster Linie nach der zuläs-
sigen und nur im Ausnahmefall nach der 
tatsächlichen Grundstücksnutzung zu be-
messen sind, würde eine Beitragser-
mittlung in Anlehnung an die Grund-
steuer nicht gerecht. Bei der Berechnung 
der Grundsteuer spielt – zumindest der-
zeit – nur die tatsächliche Nutzung eines 
Grundstücks eine Rolle. Die zulässige 
Nutzung des Grundstücks ist dagegen 
irrelevant. Die Grundsteuer bemisst sich 
nach § 13 Abs. 1 Satz 2 Grundsteuer-
gesetz nach dem Einheitswert im Sinne 
von § 19 Abs. 1 Bewertungsgesetz. Dieser 
soll den tatsächlichen Wert eines Grund-
stücks wiedergeben. Bei seiner Be-
rechnung kommt es allein auf die tat-
sächliche Nutzung des Grundstücks zum 
maßgeblichen Zeitpunkt an. Die zulässige 
Nutzung des Grundstücks ist dagegen 
unerheblich. Schließlich dürfte auch die 
Bemessung nach der bloßen Grund-
stücksgröße unzulässig sein. Eine solche 
Verteilungsregelung hätte nämlich zur 
Folge, dass die Eigentümer von sehr 
großen aber unbebauten Grundstücken, 
z. B. landwirtschaftliche Ackerflächen, 

deutlich mehr Beiträge zu leisten hätten, 
als die Eigentümer von kleinen aber 
intensiv bebauten Grundstücken, z. B. 
Hochhausbauten. Allerdings dürfte ein 
Hochhausgrundstück in deutlich höhe-
rem Maße von seiner straßenmäßigen 
Anbindung und deren Nutzbarkeit profi-
tieren als ein landwirtschaftliches Grund-
stück.
Damit erfüllt die angedachte „Straßenaus-
bauabgabe“ auch nicht die Anforderun-
gen einer Beitragserhebung.

cc)  Sonderabgabe: Homogenität und 
Finanzierungsverantwortung
Neben Gebühren und Beiträgen als den 
hergebrachten nichtsteuerlichen Abga-
ben sind auch so genannte Sonderab-
gaben als Abgaben neben den in Art. 105 
GG genannten Steuern anerkannt. Für die 
Erhebung einer Sonderabgabe müssen 
ebenfalls bestimmte Anforderungen er-
füllt sein, die sich mit denen für die Er-
hebung von Gebühren und Beiträgen teil-
weise überschneiden: Mit einer Sonder-
abgabe darf nur (1.) eine homogene 
Gruppe belegt werden. Die Gruppe muss 
(2.) zu dem mit der Abgabenerhebung 
verfolgten Zweck in einer Beziehung spe-
zifischer Sachnähe stehen, aufgrund de-
ren ihr (3.) eine besondere Finanzierungs-
verantwortung zugerechnet werden kann. 
Das Abgabenaufkommen muss außer-
dem (4.) gruppennützig verwendet wer-

34den.
Im Ergebnis liegen auch die Vorausset-
zungen für die Erhebung einer Sonderab-
gabe nicht vor. Es fehlt bereits an der 
Homogenität der mit der Straßenausbau-
abgabe belasteten Gruppe. Gruppen-
homogenität setzt voraus, dass die Ab-
gabepflichtigen hinsichtlich gemeinsa-
mer oder annähernd gemeinsamer, durch 
Rechtsordnung und gesellschaftliche 
Wirklichkeit geprägter Interessen und 

27  BVerfG, Beschluss vom 04.02.1958 – 2 BvL 31/56 
 und 33/56 –, BVerfGE 7, 244, 254.
28  BVerfG, Beschluss vom 24.01.1995 – 1 BvL 18/93 
 u.a. –, BVerfGE 92, 91, 115; vgl. zu alledem auch § 4 
 KAG.
29  BVerwG, Urteil vom 07.11.1980 – 1 C 46.77 –, 
 Buchholz 401.8 Verwaltungsgebühren Nr. 10; Urteil 
 vom 25.08.1999 – 8 C 12.98 –, BVerwGE 109, 272, 
 276.
30  BVerfG, Beschluss vom 12.10.1994 – 1 BvL 19/90 –, 
 BVerfGE 91, 207, 223; OVG Münster, Urteil vom 
 16.06.1999 – 9 A 3817/98 –, KStZ 2000, 131, 132; 
 OVG Bautzen, Urteil vom 02.03.2015 – 5 A 60/12 –, 
 juris Rn. 30.
31  vgl. BVerfG, Beschluss vom 20.05.1959 – 1 BvL 
 1/58, 1 BvL 7/58 –, BVerfGE 9, 291-302, 297.
32  vgl. BVerfG, Beschluss vom 25.06.2014 – 1 BvR 
 668/10, 1 BvR 2104/10 –, BVerfGE 137, 1-29, Rn. 61 
 und 64.
33  OVG Schleswig, Beschluss vom 06.11.2008 – 2 LA 
 27/08 –, juris Rn. 18.
34 zusammenfassend BVerfG, Urteil vom 28.01.2014 
 – 2 BvR 1561/12 u.a. –, BVerfGE 135, 155, 206 (Rn. 
 121) mit weiteren Nachweisen.
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Gegebenheiten von der Allgemeinheit 
35und anderen Gruppen abgrenzbar sind.  

Dabei genügt nicht eine beliebige spezi-
fische Gemeinsamkeit. Die Gruppen-
homogenität muss von einer Art sein, die 
geeignet ist, einen rechtfertigenden Zu-
sammenhang mit einer spezifischen 
Finanzierungsverantwortung der Abga-
bepflichtigen für die Wahrnehmung der 
Aufgabe herzustellen. Die homogenitäts-
stiftende Gemeinsamkeit muss zudem 
außerhalb des Abgabenrechts begründet 
sein; die Abgabenpflicht als solche be-

36gründet die Homogenität nicht.  Bereits 
daran fehlt es hier. Die Grundstückseigen-
tümer in einer Gemeinde bilden keine 
homogene Gruppe, die durch besondere 
Interessen miteinander verbunden wären. 
Daran anknüpfend fehlt es ihnen an der 
nötigen Sachnähe zum Zweck der Ab-
gabe. Die erforderliche spezifische Sach-
nähe ist gegeben, wenn die mit der Ab-
gabe belastete Gruppe dem mit der 
Abgabenerhebung verfolgten Zweck 
nähersteht als jede andere Gruppe oder 

37die Allgemeinheit der Steuerzahler.  Die 
Grundstückseigentümer stehen der Ge-
samtheit der Straßen im Gemeindegebiet 
nicht näher als andere Steuerzahler in der 
Gemeinde. Insbesondere besteht aber 
keine gemeinsame Finanzierungsverant-
wortung. Die Grundstückseigentümer 
sind nicht in anderer Weise als Nicht-
eigentümer dafür verantwortlich, dass 
Straßen im Gemeindegebiet aus- oder 
umgebaut werden. Ebenso kommt das 
Aufkommen der Abgabe nicht der Gruppe 

38der Eigentümer zugute,  oder wird nicht 
überwiegend in ihrem Interesse verwen-

39det,  denn die Verwendung der Mittel für 
den Straßenbau käme unmittelbar jeder-
mann zugute, der die Straße benutzen 
möchte. 

c) Ergebnis zu 2.
Die Schaffung einer Rechtsgrundlage für 
eine unbürokratisch von allen Grund-
stückseigentümern (oder Einwohnern) zu 
erhebende „Straßenausbauabgabe“ ist 
zwar textlich vorstellbar, widerspricht aber 
den Vorgaben der Finanzverfassung, die 
nichtsteuerliche Abgaben nur erlaubt, 
wenn dafür eine besondere Rechtferti-
gung vorliegt, die sich an den Merkmalen 
der Abgrenzbarkeit der Gruppe der Ge-
bührenpflichtigen gegenüber der Gruppe 
der nicht Gebührenpflichtigen und der 
besonderen Sachnähe oder Bevorteilung 
der Gebührenpflichtigen gegenüber den 
nicht Gebührenpflichtigen orientiert. Dem 
steht die Erhebung einer allgemeinen 
zusätzlichen Abgabe, deren Aufkommen 
den Gebührenpflichtigen in gleicher 
Weise wie nicht Gebührenpflichtigen 
zugutekommt, entgegen.

3. Modifizierte Beitragserhebung
Mit Blick auf die künftige Finanzierung 
muss man daher noch einmal auf die 

Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG 
zurückkommen. Ohne Frage stoßen Stra-
ßenausbaubeiträge immer wieder auf 
erhebliche Kritik der Beitragspflichtigen. 
Diese Kritik entzündet sich zwar auch an 
grundsätzlichen Fragen, etwa daran, ob 
eine Straßenausbaumaßnahme dem bei-
tragspflichtigen Grundstückseigentümer 
überhaupt einen messbaren Vorteil bringt. 
Richtig ist sicher auch, dass nicht jede 
Ausbaumaßnahme die ungeteilte Zustim-
mung der Anlieger findet, völlig ungeach-
tet der damit einhergehenden Zahlungs-
pflicht. 
Im Wesentlichen richtet sich die Kritik 
jedoch gegen die Höhe der Beiträge, die 
die Anlieger bisweilen unerwartet trifft. 
Immer wieder findet sich das Beispiel der 
Rentnerin, die von ihren knapp über dem 
Grundsicherungsniveau liegenden Alters-
bezügen innerhalb eines Monats einen 
fast fünfstelligen Straßenausbaubeitrag 
zahlen soll. Ihren Antrag auf einen Bei-
tragserlass lehnt die Gemeinde unter 
Verweis auf § 227 der Abgabenordnung 
(AO) ab: Ein Erlass aus sachlichen Billig-
keitsgründen komme nicht in Betracht, 
weil das Beitragsrecht die einmalige und 
durchaus erhebliche Belastung bekann-
termaßen in Kauf nehme, und auch per-
sönliche Billigkeitsgründe seien nicht 
gegeben, weil die Beitragspflichtige ja 
über Vermögen verfüge, das sie einsetzen 
könne – das Grundstück nämlich. Eine 
Ratenzahlung wird entweder abgelehnt, 
weil der Beitragsanspruch angesichts des 
geringen Einkommens gefährdet erschei-
ne (§ 222 AO), oder aber er geht mit der 
Pflicht zur Entrichtung von Stundungs-
zinsen in Höhe von 0,5 % pro Monat bzw. 
6 % pro Jahr (§§ 234 Abs. 1, 238 AO) 
einher. 
In diesem Bereich bestehen schon nach 
geltendem Recht Möglichkeiten für die 
Gemeinden, das Beitragsrecht zu verein-
fachen und flexibler zu gestalten, aber 
auch künftige Gestaltungsmöglichkeiten 
für den Landesgesetzgeber.

a) Gestaltungsmöglichkeiten für 
die Gemeinden
Bereits jetzt können Gemeinden ihren Bei-
tragsschuldnern gemäß § 8 Abs. 9 KAG 
einen Anspruch auf Ratenzahlung einräu-
men. Hierfür muss die Gemeinde lediglich 
eine entsprechende Bestimmung in ihre 
Satzung aufnehmen. Ist dies erfolgt, 
haben die Beitragsschuldner nach einem 
Antrag einen Anspruch darauf, dass ihr 
Bescheid in eine Schuld umgewandelt 
wird, die sie in maximal 20 Jahresleis-
tungen abzahlen können. 
Der jeweilige Restbetrag muss verzinst 
werden. Das Kommunalabgabengesetz 
löst sich allerdings von der starren 
Regelung der Stundungszinsen nach 
§§ 234, 238 AO; der Restbetrag ist nicht 
mit 0,5 % pro vollendetem Monat (6 % pro 
Jahr) zu verzinsen, sondern die Gemein-

35  BVerfG, Beschluss vom 17.07.2003 – 2 BvL 1/99 
 u.a. –, BVerfGE 108, 186, 223.
36  BVerfG, Urteil vom 28.01.2014 – 2 BvR 1561/12 
 u.a. –, BVerfGE 135, 155, 207 (Rn. 123); OVG Bre-
 men, Beschluss vom 18.04.2011 – 1 B 177/10 –, 
 NordÖR 2011, 395, 397.
37  BVerfG, Urteil vom 28.01.2014 – 2 BvR 1561/12 
 u.a. –, BVerfGE 135, 155, 207 (Rn. 124).
38  dazu BVerwG, Urteil vom 15.05.1984 – 3 C 86.82 –, 
 BVerwGE 69, 227, 230; Beschluss vom 06.05.1986 
 – 3 B 14.85 –, AgrarR 1987, 172, 173.
39  Dazu BVerfG, Urteil vom 17.07.2003 – 2 BvL 1/99 
 u.a. –, BVerfGE 108, 186, 229; BVerwG, Urteil vom 
 27.04.1995 – 3 C 9.95 –, NVwZ 1996, 401.

de hat einen angemessenen Zinssatz von 
bis zu drei Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz nach § 247 BGB in ihrer 
Satzung festzuschreiben und zu erheben 
(§ 8 Abs. 9 Satz 5 KAG).

b) Gestaltungsmöglichkeiten für 
den Landesgesetzgeber
Daneben könnte vor allem der Landesge-
setzgeber tätig werden, um Beitragslas-
ten zu verstetigen oder zu ermäßigen. Zu-
letzt hatte der Landesgesetzgeber schon 
die Möglichkeiten der Ratenzahlung in § 8 
Abs. 9 KAG von zehn Jahresraten auf 
zwanzig Jahresraten ausgedehnt und die 
damit verbundenen Möglichkeiten auch 
auf Vorausleistungsbescheide erstreckt. 
Zudem könnte der Gesetzgeber die Re-
gelungen über die Erhebung wiederkeh-
render Beiträge ausweiten, so dass über 
dieses Instrument auch jede einzelne 
Straße als Abrechnungsgebiet im Sinne 
von § 8 a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 KAG 
behandelt werden kann. Die Folge wäre, 
dass die verfassungsrechtlichen Schwie-
rigkeiten bei der Bildung von (zu großen) 
Abrechnungsgebieten vermieden wür-
den. Gleichzeitig wäre es denkbar, früh-
zeitig, das heißt zum Beispiel einige Jahre 
vor dem absehbaren Beginn der Erneue-
rung einer Straße, von Anliegern lediglich 
der einen Straße wiederkehrende Beiträge 
für die in ihrer Straße künftig durchzufüh-
rende Ausbaumaßnahme durchzuführen. 
Allerdings wären der „Vorwirkung“ solcher 
Beiträge vermutlich wiederum aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen zeitliche Gren-
zen gesetzt, die vor einer solchen gesetz-
geberischen Maßnahme näher geprüft 
werden müssten.
Denkbar wäre aber eine Änderung von § 8 
KAG dahingehend, dass die Gemeinden 
nach Abschluss einer Maßnahme berech-
tigt sind, auch ohne Anträge von Grund-
stückseigentümern die Beiträge von 
vornherein für sämtliche Grundstücke mit 
gestaffelten Fälligkeiten festzusetzen. 
Hierdurch würde die Belastung für sämt-
liche Beitragszahler über längere Zeit-
räume verteilt und verstetigt werden.
Darüber hinaus könnte der Gesetzgeber 
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in § 8 KAG Regelungen einpflegen, 
wonach insgesamt niedrigere Anliegeran-
teile als bisher vorzusehen sind. Derzeit 
bestimmt § 8 Abs. 1 Satz 3 KAG, dass „die 
Beitragsberechtigten“ (im Regelfall also 
die Gemeinden) mindestens 15 % des 
beitragsfähigen Aufwands einer Maßnah-
me tragen müssen. Dies hat nach jeden-
falls verbreiteter Auffassung zur Folge, 
dass z.B. in reinen Anliegerstraßen 85 % 
des beitragsfähigen Aufwands von den 
Grundstückseigentümern zu tragen sind. 
Demgegenüber sehen andere Länder 
niedrigere Anliegeranteile vor. So schreibt 
etwa § 28 Abs. 2 Satz 1 des sächsischen 
Kommunalabgabengesetzes vor:
„Bei Verkehrsanlagen, die überwiegend 
dem Anliegerverkehr dienen, beträgt der 
Anteil des öffentlichen Interesses mindes-
tens 25 Prozent, bei Verkehrsanlagen, die 
überwiegend dem innerörtlichen Durch-
gangsverkehr dienen, mindestens 50 Pro-
zent und bei Verkehrsanlagen, die über-
wiegend dem überörtlichen Durchgangs-
verkehr dienen, mindestens 75 Prozent 
des beitragsfähigen Aufwands.“
Ähnlich gestaltet sich die Regelung in § 11 
Abs. 4 des Hessischen Kommunalabga-
bengesetzes für Aus- und Umbaumaß-
nahmen.
Unabhängig davon wären zahlreiche im 
Gesetz regelbare Billigkeitsvorschriften 
denkbar, mit denen typische Sonderfälle, 
in denen es zu besonders hohen Bei-
tragslasten kommen kann, entschärft wer-
den könnten, wobei darauf hinzuweisen 
ist, dass die folgenden Vorschläge nicht 
abschließend sind. Zunächst könnte der 
Gesetzgeber vorschreiben, dass der Sat-

zungsgeber aus Billigkeitsgründen stets 
eine angemessene Vergünstigung von 
mehrfach erschlossenen, zu Wohn-
zwecken genutzten Grundstücken (soge-
nannte Eckgrundstücke) vorsehen muss. 
Hierdurch würden die an zwei verschie-
denen Gemeindestraßen liegenden und 
deshalb typischerweise stärker belaste-
ten Wohngrundstücke entlastet werden. 
Zudem könnte der Gesetzgeber für die 
Fälle, in denen die Belastung landwirt-
schaftlich genutzter Grundstücke an Ge-
meindestraßen im Außenbereich bei der 
derzeitigen Ausgestaltung des Straßen-
ausbaubeitragsrechts erhebliche Aus-
maße einnehmen, aus Billigkeitsgründen 
Kappungsgrenzen vorsehen, die sich an 
einem Anteil des Grundstückswertes 
orientieren könnten. Darüber hinaus ist es 
auch denkbar, in Schleswig-Holstein eine 
der in Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Rheinland-Pfalz in den § 3 Abs. 3 
SächsKAG, § 13 a Abs. 3 KAG LSA und 
§ 14 Abs. 2 und 3 KAG RP vergleichbare 
Pflicht zur zinslosen und unbesicherten 
Stundung auf Antrag insbesondere für 
landwirtschaftlich genutzte Grundstücke 
einzufügen, sofern und solange sie zur 
Erhaltung der Wirtschaftlichkeit des Be-
triebs landwirtschaftlich genutzt werden 
müssen. In Sachsen-Anhalt besteht diese 
Privilegierung auch für als Wald genutzte 
Grundstücke. In Sachsen-Anhalt sieht § 6 
c Abs. 1 des dortigen KAG die Möglichkeit 
vor, dass Grundstücke bis zu ihrer Be-
bauung oder gewerblichen Nutzung nur 
mit dem auf die Grundstücksgröße ent-
fallenden Betrag herangezogen werden. 
Hierdurch werden bebaubare bzw. ge-

werblich nutzbare, im Zeitpunkt der Ent-
stehung der sachlichen Beitragspflicht 
jedoch tatsächlich unbebaute bzw. ge-
werblich nicht genutzte Grundstücke pri-
vilegiert. Möglich wäre auch die Beseiti-
gung von Härten in Fällen übergroßer 
Wohngrundstücke. Eine solche Regelung 
sieht etwa § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG in 
Sachsen-Anhalt vor.

V. Fazit
Beitragssatzungen aufzuheben, ist kom-
munalpolitisch nicht nur in Schleswig-
Holstein derzeit allemal angesagt. Die 
Aufstockung der Finanzmittel für Infra-
strukturmaßnahmen im Finanzausgleichs-
gesetz scheint die Lücke, die den 
Gemeinden durch den Wegfall der Bei-
träge entstehen wird, jedenfalls zu einem 
guten Teil und jedenfalls vorerst zu 
schließen. Es lässt sich aber nur darüber 
spekulieren, ob das Land diese Auf-
stockung auch auf lange Sicht und bei 
einer ungünstigeren Finanzlage beibe-
halten kann und ob die Mittel tatsächlich 
ausreichen, wegfallende Beitragseinnah-
men auszugleichen. Die in der eigenen 
Macht der Gemeinde stehenden alter-
nativen Finanzierungsmöglichkeiten sind 
hingegen begrenzt. Mit ihnen wird es nicht 
jeder Gemeinde möglich sein, dauerhaft 
auf die Erhebung von Ausbaubeiträgen zu 
verzichten. Daher dürfte es weiterhin sinn-
voll sein zu überlegen, wie das Beitrags-
recht so verändert werden kann, dass es 
die berechtigten Interessen der Gemein-
den einerseits und der Beitragspflichtigen 
andererseits vernünftig zum Ausgleich 
bringt.

Das Gesetz zur Aufhebung der Beitrags-
erhebungspflicht für Straßenausbau-
beiträge ist am 13.12.2017 vom Landtag 
verabschiedet, am 04.01.2018 aus-
gefertigt worden (GVOBl. S. 6) und am 
26.01.2018 in Kraft getreten. Damit 
können und sollen sich Städte und Ge-
meinden in ihrem Recht auf Selbstver-
waltung gestärkt fühlen.
Wenn Gemeinden und Städte über die 
Aufhebung ihrer Beitragssatzung disku-
tieren wollen, müssten sie zunächst fest-
stellen, welche Maßnahmen mittelfristig, 
also für die nächsten 5 Jahre, besser für 
einen noch längeren Zeitraum, anstehen 
und welcher Finanzbedarf besteht. Stra-
ßenbau ist eine dauernde Aufgabe und 

Aufhebung der Beitragserhebungspflicht
-H offnungen und Illusionen

Reimer Steenbock, Reinbek, Verbandsdirektor a.D. 

nicht, wie der Bau eines Kindergartens, 
eines Rathauses oder einer Schule mit der 
einmaligen Investition für einen längeren 
Zeitraum erledigt. Wenn nicht bei gleicher 
Gelegenheit entschieden wird, wie Stra-
ßenbaumaßnahmen in der Zukunft mit ge-
sicherten und planbaren Einnahmen 
finanziert werden sollen, laufen Entschei-
dungen darauf hinaus, zukünftige Ge-
meinde- oder Stadtvertretungen zu bin-
den, und zwar unmittelbar vor einer 
Kommunalwahl, und ein gesichertes 
Finanzierungssystem durch die Hoffnung 
auf zukünftige Steuermehreinnahmen 
oder zukünftige höhere Finanzaus-
gleichsleistungen zu ersetzen.
Unter dem Titel „Grundsteuer oder 

Straßenausbaubeiträge?“ wurden die für 
eine sachgerechte Entscheidung, eine 
Ersatzfinanzierung durch Erhöhung der 
Grundsteuer zu suchen, das wäre eine 
gesicherte alternative Finanzierung, in 
jedem Einzelfall festzustellenden und zu 
prüfenden Gesichtspunkte, Fakten und 
Daten für eine Entscheidung, auf Straßen-
ausbaubeiträgen zu verzichten, darge-
stellt (Die Gemeinde 2017 S. 268).
Erste Beschlüsse sind in Gemeinden und 
Städten gefasst, viele als Ankündigung:
- Verzicht ja, aber Entscheidung erst 
 nach der Kommunalwahl oder
- Verzicht ja, sobald das Land 100-pro-
 zentigen Ersatz/Ausgleich der notwen-
 digen Finanzierungsmittel sicherge-
 stellt hat.

Ausgleich durch das Land
Alt Eingeweihte wissen, dass das mit dem 
100-prozentigen Ausgleich von Mitteln 
durch das Land so seine Probleme macht.
Aussagen des Ministers Grote am 
03.11.2017 bei der Mitgliederversamm-
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lung des Verbandes Hauptamtlicher Bür-
germeister auf die entsprechende Frage 
einer Bürgermeisterin: Eine neutrale, beide 
Seiten, also Land und Kommunen, im Be-
darf und in der Finanzausstattung, gleich-
gewichtende Untersuchung der Finanz-
ausgleichsbeziehungen hat das Land 
zugesagt. Dabei wird auch der Straßen-
baubedarf einzubeziehen sein. Die Unter-
suchung und die gutachterliche Beurtei-
lung wird ca. zwei Jahre dauern. Rechnet 
man die Frist für die Umsetzung hinzu, ist 
mit einer Entscheidung 2021 zu rechnen. 
Die Stellungnahme des SHGT dazu: 
„Allerdings erscheint dies bereits jetzt  - 
zumindest die ersten Schritte betreffend - 
ein nur sehr schwer haltbarer Zeitplan zu 
sein.“ (Bürgermeisterbrief 2017 II vom 
18.01.2018). Als gesichert kann man be-
trachten, dass es jedenfalls in dieser 
Legislaturperiode des Landtages keinen 
Ausgleich geben wird. Im Übrigen ist nicht 
sicher und verbindlich, dass dieser Pro-
zess zu einer Verbesserung der Finanz-
lage der Kommunen führen wird. Genauso 
kann sich eine Verschlechterung ergeben, 
wenn die Notwendigkeit sich aus der 
Untersuchung ergibt.
Auf Nachfrage hat der Minister bestätigt, 
dass der Verzicht auf die Beitragserhe-
bung auch für Gemeinden und Städte mit 
unausgeglichenem Haushalt gelten soll. 
Hinzugesetzt hat er, dass für die Beschaf-
fung der notwendigen Finanzmittel für 
den Straßenbau auch in diesen Fällen die 
Gemeinde oder Stadt selbst verantwort-
lich oder zuständig ist. Es ist anzuneh-
men, dass das angekündigte Schreiben 
des Innenministeriums zur Auslegung des 
Gesetzes Aufklärung bringen wird.
Mit anderen Worten: Einen Ausgleich vom 
Land gibt es die nächsten vier Jahre erst 
einmal nicht. Also bleibt die Frage nach 
alternativen Finanzierungsmöglichkeiten.
Die Landesregierung und die Kommu-
nalen Landesverbände haben sich am 
11.01.2018 auf ein finanzielles Maßnah-
menpaket geeinigt. Darin ist vorgesehen, 
dass die dem Land vom Bund zur Ver-
fügung gestellten Bundesmittel für die 
kommunale Infrastruktur (2018 bis 2020 
jeweils 30 Mio. Euro) vom Land um 15 
Mio. Euro aufgestockt werden. Davon 
erhalten die kreisangehörigen Gemein-
den und Städte jährlich 21,6 Mio. Euro, die 
nach den Schlüsselzahlen für die Umsatz-
steuerbeteiligung und nach der Einwoh-
nerzahl verteilt werden.
Um eine Größenordnung zu nennen: Bei 
rund 2,8 Mio. Einwohnern im kreisange-
hörigen Bereich sind das im Durchschnitt 
7,70 Euro pro Einwohner, bei höheren 
Umsätzen in der Gemeinde oder Stadt 
mehr, bei weniger Umsätzen weniger.

Steuern anstelle von 
Beiträgen zulässig?
Zur Diskussion, ob die zukünftige Finan-
zierung von Straßenbaumaßnahmen nicht 

doch über die Grundsteuer klappen wür-
de, gehören auch nachfolgende Erkennt-
nisse:
Zufälligerweise hat sich das Bundesver-
fassungsgericht gerade 2014 mit dem 
Verhältnis von Steuern und Beiträgen be-
fasst. Im Beschluss vom 25.06.2014 – 1 
BvR 668/10 und 1 BvR 2104/10 –, der sich 
mit wiederkehrenden Beiträgen befasst, 
heißt es in Rn. 42 und 43:
„(2) Erweist sich eine Abgabe wegen ihres 
Gegenleistungscharakters als nicht-
steuerliche Abgabe, stehen die finanz-
verfassungsrechtlichen Vorschriften des 
Grundgesetzes ihrer Erhebung nicht ent-
gegen (Zitate). Das Grundgesetz enthält 
keinen abschließenden Kanon zulässiger 
Abgabetypen (Zitate). Abgaben, die einen 
Sondervorteil ausgleichen sollen, sind als 
Vorzugslasten zulässig. Darunter fallen 
Gebühren und Beiträge (Zitate).
Es gibt zwar keinen eigenständigen voll-
ständigen verfassungsrechtlichen Beit-
rags- oder Gebührenbegriff (Zitate); diese 
Vorzugslasten weisen jedoch Merkmale 
auf, die sie verfassungsrechtlich notwen-
dig von der Steuer unterscheiden. 
Gebühren sind öffentlich-rechtliche Geld-
leistungen, die aus Anlass individuell 
zurechenbarer Leistungen dem Gebüh-
renschuldner durch eine öffentlich-recht-
liche Norm oder sonstige hoheitliche 
Maßnahme auferlegt werden und dazu 
bestimmt sind, in Anknüpfung an diese 
Leistung deren Kosten ganz oder teil-
weise zu decken (Zitate). Das gilt ent-
sprechend für Beiträge, die im Unter-
schied zu Gebühren schon für die 
potentielle Inanspruchnahme einer öf-
fentlichen Einrichtung oder Leistung er-
hoben werden (Zitate). Durch Beiträge 
sollen die Interessenten an den Kosten 
einer öffentlichen Einrichtung beteiligt 
werden, von der sie potentiell einen 
Nutzen haben (Zitate). Der Gedanke der 
Gegenleistung, also des Ausgleichs von 
Vorteilen und Lasten, ist der den Beitrag 
im abgabenrechtlichen Sinn legitimie-
rende Gesichtspunkt (Zitate). Während 
bei den Zwecksteuern die Ausgaben- und 
die Einnahmenseite voneinander abge-
koppelt sind, werden bei den nichtsteuer-
lichen Abgaben in Form von Beiträgen die 
Rechtfertigung und die Höhe der Abgabe 
gerade durch den öffentlichen Aufwand 
vorgegeben (Zitate)“.
Das klingt wie eine Begründung der 
gesetzlichen Beitragserhebungspflicht. 
Dazu gehört am Rande: Der Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
25.06.2014 ist zur Gesetzeslage in einem 
Bundesland ergangen, in dem es (unver-
ändert) die gesetzlich geregelte Beitrags-
erhebungspflicht gibt. 
Wenn man die Grundsteuer ausdrücklich 
als Ersatz für Straßenbaubeiträge erhöht, 
führt der Bezug auf bestimmte Aufwen-
dungen dazu, dass die Grundsteuer ein 
wesentliches Merkmal von Beiträgen er-

füllt. Es taucht die Frage auf, ob diese Art 
der Grundsteuererhöhung zulässig ist.
Der Landtag in Schleswig-Holstein hat 
ungeachtet dieser Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts die Beitrags-
erhebungspflicht doch aufgehoben. Also 
muss der Landtag eine uneingeschränkte 
Steuerfinanzierung für zulässig gehalten 
haben. Deshalb sei zur Grundsteuer auch 
noch auf Folgendes aufmerksam ge-
macht:

Grundsteuer verfassungswidrig?
Die Grundsteuer als Alternative ist schon 
in „Die Gemeinde“ 2017, Seite 268, 
untersucht worden. Dazu gibt es neuen 
Zündstoff:

Mündliche Verhandlung des BVerfG 
in Sachen „Einheitsbewertung für die 
Bemessung der Grundsteuer“
Verfahren zu den Az. 1 BvL 11/14, 1 BvL 
12/14, 1 BvL 1/15, 1 BvR 639/11, 1 BvR 
889/12
Der Erste Senat des Bundesverfassungs-
gerichts hatte am 16. Januar 2018 über drei 
Richtervorlagen des Bundesfinanzhofs 
sowie über zwei Verfassungsbeschwer-
den zur Verfassungsmäßigkeit der Ein-
heitsbewertung verhandelt. Ein förmlicher 
Senatsbeschluss ist hierüber noch nicht 
gefasst worden.
Einheitswerte für Grundbesitz werden 
nach den Vorschriften des Bewertungs-
gesetzes noch heute auf der Grundlage 
der Wertverhältnisse zum 01. Januar 1964 
ermittelt und bilden die Grundlage für die 
Bemessung der Grundsteuer.
1. Der Bundesfinanzhof hält in seinen 
Anträgen auf konkrete Normenkontrolle 
die Einheitsbewertung des Grundvermö-
gens wegen Verstoßes gegen den all-
gemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 
GG) ab dem Bewertungsstichtag 01. 
Januar 2008 für verfassungswidrig. 
Aufgrund der Systematik der Bewertungs-
vorschriften komme es bei der Feststel-
lung der Einheitswerte zu gleichheitswid-
rigen Wertverzerrungen. Hauptursache 
hierfür sei, dass aufgrund der Rückan-
knüpfung der Wertverhältnisse die seit 
1964 eingetretenen tiefgreifenden Verän-
derungen im Gebäudebestand sowie auf 
dem Immobilienmarkt nicht in die Bewer-
tung mit einbezogen würden. Die Ent-
wicklung des Bauwesens nach Bauart, 
Bauweise, Konstruktion und Objektgröße 
bleibe ebenso unberücksichtigt wie die 
wesentlichen Ausstattungsmerkmale ei-
ner Vielzahl von Gebäuden und Wohnun-
gen. Gleiches gelte für städtebauliche 
Entwicklungen und Veränderungen am 
Wohnungsmarkt sowie für nach dem 01. 
Januar 1964 eingeführte Maßnahmen zur 
Wohnraumförderung. Eine Wertminde-
rung wegen Alters für Gebäude unter-
schiedlichen Baujahrs sei durch die Fest-
schreibung der Wertverhältnisse eben-
falls ausgeschlossen. Die weitreichenden 
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Wertverzerrungen würden schließlich 
durch Defizite im Gesetzesvollzug noch 
deutlich verstärkt.“
Zitat aus Pressemitteilung des BVerfG Nr. 
97/2017 vom 15.11.2017

Nach den Berichten, die Teilnehmer an 
der Mündlichen Verhandlung abgegeben 
haben, ist die Gefahr, die sich hier ab-
zeichnet, sehr real. Der Bundesfinanzhof 
hat, die Aktenzeichen seiner Entschei-
dungen von 2011, 2012, 2014 und 2015 
machen es deutlich, mehrfach auf diese 
Problematik hingewiesen und gefordert, 
dass der Gesetzgeber endlich handelt. In 
der mündlichen Verhandlung ist seitens 
des Bundesverfassungsgerichts gefragt 
worden, welche Fristen denn für eine neue 
Einheitsbewertung erforderlich seien. Die 
seitens des Bundes und der Länder ge-
nannten 10 Jahre wurden mit dem Hin-
weis kommentiert, solche Fristen seien 
bei Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts ungewöhnlich lang. 
Daraus kann man schon seine Schlüsse 
ziehen.
Mittlerweile hat das Gericht die Bemes-
sungsgrundlage für die Grundsteuer für 
verfassungswidrig erklärt (s. DStGB-
Mitteilung vom 10.04.2018, S. 122). Vie-
leicht müssten die Beiträge also sogar 
noch erhöht werden, um den Ausfall 
auszugleichen (zum Beispiel durch Redu-
zierung von Gemeindeanteilen).
Aber malen wir den Teufel nicht an die 
Wand: Jedenfalls wäre es bei der heuti-
gen Situation der Grundsteuer unverant-
wortlich, sie mehr oder weniger massiv zu 
erhöhen und dann vielleicht auch noch 
zweckgebunden das Mehraufkommen für 
den Straßenbau festzulegen.

Verschonungsregelung bei 
der Grundsteuer?
Wenn man eine Verbindung von Straßen-
bauaufwendungen und Grundsteuerauf-
kommen herstellt, taucht ein weiteres 
Problem auf: Wie ist es mit einer Verscho-
nungsregelung bei der Grundsteuer?
Würde eine Gemeinde oder Stadt von der 
Finanzierung einmaliger Beiträge auf wie-
derkehrende Beiträge umsteigen, müsste 
sie eine Verschonungsregelung nach § 8a 
Abs. 7 KAG schaffen. Diejenigen Grund-
stückseigentümer, die einmalige Beiträge 
gezahlt haben, würden für bestimmte Zei-
ten von der Zahlung von wiederkehrenden 
Beiträgen befreit, also „verschont“. 
Und wie wäre das bei der gezielten 
Grundsteuererhöhung für Straßenbauauf-
wendungen? Diejenigen Grundstücks-
eigentümer, die einmalig Beiträge gezahlt 
haben, sind bei der Grundsteuer steuer-
pflichtig. Wenn aber die Grundsteuer ge-
zielt für die Straßenbauaufwendungen der 
Zukunft erhöht wird, ist das nicht der glei-
che Tatbestand wie bei der Umstellung 
einmaliger auf wiederkehrende Beiträge? 
Und dann noch umgekehrt: Wenn von 

wiederkehrenden auf einmalige Beiträge 
umgestellt wird, muss es ebenfalls eine 
Regelung geben für die Grundstücksei-
gentümer, deren Straße in der Zeit der 
wiederkehrenden Beiträge nicht ausge-
baut wurde. Wie wäre das denn bei der 
zweckbestimmten Grundsteuererhöhung? 
Wenn heute die Grundsteuer zur Finan-
zierung der Straßenbauaufwendungen 
erhöht wird und morgen doch wieder 
Beiträge eingeführt werden. Muss dann 
die gezahlte Grundsteuer irgendwie 
angerechnet werden?

Kredite anstelle von 
Straßenbaubeiträgen
Ungeklärt ist bisher auch das zukünftige 
Verhältnis von Kreditaufnahmen anstelle 
der Erhebung von Straßenbaubeiträgen. 
Dazu gibt es eine interessante Entschei-
dung des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs vom 09.11.2016 – 6 B 15.2732, 
Die Gemeinde SH 2016 S. 319.
In diesem Urteil geht es um die Auslegung 
der dem § 76 GO SH entsprechenden 
Regelung in der Bayerischen  Gemeinde-
ordnung (Art. 62 BayGO sieht eine ent-
sprechende Erhebungspflicht vor). Er-
gänzend enthält das Bayerische Kommu-
nalabgabengesetz aber die Regelung, 
dass die Gemeinde Beiträge für die Ver-
besserung und Erneuerung von Straßen 
„erheben soll“ (Art. 5 Abs.1 Satz 3 KAG). 
Der VGH kam zum Ergebnis, dass nur bei 
einer atypischen Situation des gemeind-
lichen Haushalts ein Verzicht auf die Bei-
tragserhebung in Betracht käme. Es 
genüge nicht, dass die Gemeinde haus-
haltsmäßig gut dastehe und sich den 
Beitragsausfall leisten könne. Eine atypi-
sche Situation sei gegeben, wenn die 
Gemeinde die Reihenfolge der Einnah-
meerzielung einhalte und trotz Beitrags-
verzicht sowohl die stetige Aufgabenerfül-
lung als auch die dauernde Leistungsfä-
higkeit sichergestellt sei. Diese atypische 
Situation sei nicht gegeben, u.a. weil der 
Haushalt der Gemeinde auch mittelfristig  
nicht unerheblich kreditfinanziert sei.
Auch wenn die Rechtslage nicht ganz 
vergleichbar ist, kann man jedenfalls aus 
dieser Entscheidung ableiten, dass mit 
der Freistellung der Beitragserhebung in 
§ 76 Abs. 2 GO nicht automatisch verbun-
den ist, dass grundsätzlich anstelle der 
Beitragserhebung eine Kreditaufnahme 
(§ 76 Abs. 3 GO) zulässig wäre.

Motivsuche
Jedenfalls sind in der bisherigen Diskus-
sion über die Abschaffung von Straßen-
baubeiträgen all diese Argumente nicht 
vorgekommen. 
Die im Landtag vorgetragenen Argumen-
te sollten das wiedergeben, was sich der 
Gesetzgeber gedacht hat. Die Wortbei-
träge bei der Einbringung des Gesetzent-
wurfs sind auch das einzige, was als 
Begründung aus dem Landtag zur Ver-

fügung steht. Von den umfangreichen Pa-
pieren aus der Anhörung von Sachver-
ständigen ist nicht bekannt, welche der 
Pro- und Contra- Argumente sich der 
Landtag zu eigen gemacht hat. Der Innen- 
und Rechtsausschuss hat unmittelbar vor 
der Landtagsitzung, in der der Gesetzent-
wurf angenommen wurde, relativ lapidar 
empfohlen, den Gesetzentwurf anzuneh-
men, Motive oder Begründungen, also 
einen Blick auf die Zukunft und die Folgen 
für die Gemeinden und deren Bürger, sind 
nicht zum Ausdruck gebracht.
Deshalb soll versucht werden, aus Wort-
beiträgen aus der Einbringung des 
Gesetzentwurfs (Plenarprotokoll 19/9) ab-
zuleiten, ob es sich um realistische Darstel-
lungen mit faktisch nachweisbarem Hinter-
grund handelt oder ob der Vorwahlkampf 
für die Kommunalwahl 2018 bereits in vol-
lem Gange war und sich Parteien, Wäh-
lergruppen und Interessenten darin über-
bieten wollten, solange es noch nichts 
kostet, Beiträge abzuschaffen, die Bürger 
zu entlasten, Investitionen zu erhöhen und 
unser Sozialsystem mit einer entschei-
denden Korrektur zu versehen.
Angekündigt ist „der Einstieg in das Ende 
der Straßenausbaubeiträge“ und „Wir be-
geben uns heute auf einen Weg, mit dem 
am Ende Gemeinden und Bürger ent-
lastet werden“ (Abg. Holowaty, FDP).

1. Ständige Quelle echter Härtefälle
„Straßenausbaubeiträge für die Anlieger 
sind eine ständige Quelle für Unfrieden, 
sind auch eine ständige Quelle von ech-
ten Härtefällen.“ (Abgeordneter Holowaty, 
FDP)
Wenn es sich um eine ständige Quelle für 
Unfrieden und echte Härtefälle handelt, 
müsste eigentlich "ständig" erneut ein 
hoher Beitrag erhoben werden. Straßen-
ausbaubeiträge kommen erfahrungsge-
mäß, wenn es um die umfassende Er-
neuerung einer Straße geht, alle 20, 30 
oder 40 Jahre vor, sodass sich der Un-
frieden bei der Beitragserhebung in der 
entsprechenden Straße in der Zwischen-
zeit gelegt haben dürfte.
Ein hartes Kriterium könnte sein, wenn es 
sich um eine ständige Quelle „echter 
Härtefälle“ handelt. Gibt es darüber eine 
Statistik der Landesregierung, des Innen-
ministeriums, der Kommunen? Und auch 
da stellt sich die Frage, wer denn diese 
"ständige" Quelle festgestellt hat?

2. Aufgestauter Reparaturbedarf
„Die Menschen empfinden es als unge-
recht und unverständlich, dass manch 
eine Gemeinde erst – so erscheint es 
jedenfalls vielen – jahrelang Instandhal-
tungs- und Sanierungsmaßnahmen ver-
schleppt und dann nach teuren Ausbau-
ten, den Anliegern Gebührenbescheide 
und Beitragsbescheide zusendet.“ (Ab-
geordneter Holowaty, FDP)
Das Argument wird in jeder Anliegerver-
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sammlung mit betroffenen Grundstücks-
eigentümern vorgetragen, sobald be-
kannt ist, was der Ausbau der völlig 
maroden und nicht mehr mit vertretbarem 
Aufwand zu unterhaltenden Straße kostet. 
Die Argumentation unterstellt, dass die 
Gemeinden reihenweise und jahrelang 
die Unterhaltung von Straßen verschlep-
pen, um dann den bekannten „aufgestau-
ten Reparaturbedarf“ als straßenausbau-
beitragsfähige Maßnahme umzulegen.
Tatsache ist: In allen Fällen, die ich erlebt 
habe, in denen es um die Erneuerung 
einer Straße oder von Straßenteilen ging, 
war die Straße älter als mindestens 25 
Jahre, in der Regel 35 Jahre und älter.
Im Übrigen entspricht es jahrzehntelanger 
Rechtsprechung, dass, wenn eine Ver-
schleppung von Instandhaltungs- und 
Sanierungsmaßnahmen (Unterhaltungs-
maßnahmen sind gemeint) nachweisbar 
ist, ein entsprechender Teil des beitrags-
fähigen Aufwandes nicht umgelegt 
werden darf. Ebenso entspricht es der 
langjährigen Rechtsprechung, dass man 
nach Ablauf von 25 bis 35 Jahren nicht 
mehr nachweisen muss, dass die damals 
notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen 
durchgeführt wurden. Das kann nämlich 
keiner mehr nachweisen. Man kann es nur 
behaupten.

3. Förderung junger Familien
„Es geht dabei um junge Familien, die 
gerade eben ihr mit viel Mühe und 
Eigenleistung gebautes Häuschen be-
ziehen und nach der horrenden Grund-
erwerbsteuer nun auch noch zusätzlich 
große Summen für ein plötzlichen Stra-
ßenausbau bezahlen sollen.“ (Ab-
geordneter Holowaty, FDP)
Bei der jungen Familie, die gerade eben 
ihr mit viel Mühe und Eigenleistung 
gebautes Häuschen bezieht, handelt es 
sich mit einer Wahrscheinlichkeit von über 
95 % um die erstmalige Herstellung einer 
zum Anbau bestimmten Straße nach 
§ 127 BauGB. Dafür sind Erschließungs-
beiträge zu erheben. Dazu ist die Ge-
meinde gesetzlich verpflichtet. Das ändert 
sich auch durch das Gesetz zur Aufhe-
bung der Beitragserhebungspflicht nicht. 
Und wenn die Gemeinde die Straßenbau-
beiträge abschafft, um sie aus Steuermit-
teln zu finanzieren, gehören die Einkom-
mensteuer zahlenden Eltern zu denjeni-
gen, die den Straßenbauaufwand „der 
anderen“ aus ihrem Steueraufkommen zu 
finanzieren haben. Würde die Gemeinde 
auf Wiederkehrende Beiträge übergehen, 
wäre die junge Familie, die Erschließungs-
beiträge gezahlt hat, durch die Verscho-
nungsregelung jahrzehntelang von der 
Zahlung für Straßenbauaufwand befreit.

4. Förderung mittelständischen 
Gewerbes
„Es geht um den mittelständischen Ge-
werbebetrieb, der sich plötzlich einer Mil-

lionenforderung gegenübersieht.“ (Abge-
ordneter Holowaty, FDP)
Wo an dieser Stelle die „Millionenforde-
rung“ herkommt, erscheint unklar. Gerade 
solche Fälle müssten festgestellt und 
offen gelegt werden, in dem für diese ge-
samte Straße anonymisiert dargestellt 
wird, welche finanziellen Belastungen sich 
für die einzelnen Grundstücke (auch die 
anderen, nicht nur der sogenannte mittel-
ständische Gewerbebetrieb) ergeben. 
Der mittelständische Betrieb wird zu-
künftig bei Finanzierung der Straßenbau-
beiträge aus der Grundsteuer massiv 
subventioniert. 
Der mittelständische Betrieb wird zukünf-
tig mit dem übrigen Gewerbe allein für die 
Finanzierung des Beitragsanteils an den 
Straßenbauaufwendungen zuständig, 
wenn man die Gewerbesteuer nimmt.
Im Übrigen ist der mittelständische Ge-
werbebetrieb für Diskussionen über Stra-
ßenausbaubeiträge auch deshalb wenig 
geeignet, weil er, im Gegensatz zu den 
Ein- oder Zweifamilienhausbesitzern, die 
Beitragsforderung als Betriebsausgabe 
bei der Steuer geltend machen kann.

5. Arme, alte Rentnerinnen 
oder Rentner
„Es geht um Senioren, die auch mit viel 
Mühe kurz vor dem Abbezahlen ihres 
Hauskredites stehen und von ihrer Bank 
aufgrund ihres Alters – Stichwort Banken-
regulierung – keinen Kredit mehr für die 
Zahlung ihrer Straßenausbaubeiträge 
bekommen und deshalb plötzlich vor dem 
Zwangsverkauf der Altersversorgung ste-
hen können.“ (Abgeordneter Holowaty, 
FDP)
Der arme alte Rentner oder die arme alte 
Rentnerin mit der (geringen) Rente, die in 
der Zwischenzeit allein in ihrem Einfami-
lienhaus wohnen, weil der Partner ver-
storben ist und die Kinder überall auf 
dieser Welt Arbeit und Brot gesucht und 
gefunden haben, ist für Beitragsdiskus-
sionen unumgänglich erforderlich. In 
jeder Anliegerversammlung wird dies als 
Argument dafür vorgetragen, dass alle 
anderen Grundstückseigentümer, die 
weder arm noch Rentner sind, auch keine 
Beiträge zahlen sollen/wollen.
Das Ziel von Straßenausbaubeiträgen ist 
nicht, die Grundstückseigentümer von 
Haus und Hof zu bringen, sondern eine 
angemessene, gleichmäßige Beteiligung 
aller Grundstückseigentümer zu errei-
chen.
Wenn die finanziellen Verhältnisse des 
Grundstückseigentümers oder der Grund-
stückseigentümerin nicht ausreichen, um 
den Beitrag ganz oder ratenweise zu be-
zahlen, wird der Beitrag selbstverständlich 
gestundet, und zwar wenn es notwendig 
ist, auch ohne Zahlung von Stundungs-
raten.
Im Hinblick darauf, dass einmalige Beiträ-
ge bei einer eventuellen Zwangsverstei-

gerung nur vier Jahre vorrangig sind, wird 
zur Sicherung dieser Forderung eine auf-
schiebend bedingte Sicherungshypothek 
eingetragen.
Wenn die Rentnerin oder der Rentner 
auch nicht in der Lage ist, die Zinsen für 
diese Stundung zu bezahlen, werden 
auch die Stundungszinsen mit im Grund-
buch eingetragen. Die Rentnerin und der 
Rentner zahlt also unter Umständen 
laufend nichts. Für ernste Einzelfälle gibt 
es immer eine zufriedenstellende Lösung.
Es ist aber auf der anderen Seite auch 
nicht einzusehen, dass die Erben, wenn 
sie das Grundstück zu einem späteren 
Zeitpunkt veräußern, den Abgabenan-
spruch der öffentlichen Hand als Veräuße-
rungsgewinn behalten können, während 
die anderen Grundstückseigentümer sich 
an den Straßenbaukosten beteiligen 
mussten.
Auch an der Stelle würde man sich 
wünschen, dass dem Landtag zur För-
derung der Realitätsbezogenheit politi-
scher Argumentationen eine Liste vor-
gelegen hätte, in welchen Fällen ein 
„Zwangsverkauf ihrer Altersvorsorge“ in 
den letzten 20 oder 30 Jahren von einer 
Gemeinde oder Stadt verlangt und 
betrieben worden ist. In den 40 Jahren, in 
denen ich mich beruflich mit Straßen-
beiträgen befassen musste/durfte, habe 
ich nicht einen Fall erlebt, in dem eine 
Gemeinde oder Stadt einen Bürger zum 
Zwangsverkauf seiner Altersvorsorge ge-
zwungen hätte.

6. Zerstörte Existenzen, Hoffnungen 
und Lebenspläne
„…, es geht nicht um einen Pappenstiel, 
sondern es geht um Existenzen, es geht 
um Hoffnungen, es geht um Lebens-
pläne. Wollen wir wirklich, dass Menschen 
ihr mühsam gebautes und bezahltes 
Eigenheim plötzlich verkaufen müssen 
oder Angst haben, es verkaufen zu 
müssen und vor dem Ruin stehen, weil die 
Gemeinde die Entscheidung trifft, ihre 
Straße auszubauen? Das Eigenheim wird 
damit zum unkalkulierbaren Existenz-
risiko.“ (Abgeordneter Holowaty, FDP)
Ich kannte einmal einen Richter beim 
Bundesverwaltungsgericht, der sich jah-
relang und intensiv mit Straßenbaubei-
trägen beschäftigt hat und beschäftigen 
musste. Der hätte zu dieser Darstellung 
den trockenen Kommentar gebracht: 
„Haben Sie es nicht eine Nummer klei-
ner?“
Jedenfalls realistische Argumente für eine 
Diskussion darüber, ob man die Beitrags-
erhebungspflicht aufhebt oder nicht, sind 
das nicht gewesen. Es gibt keine Exis-
tenzbedrohung durch Straßenbeiträge. 
Es gibt keine zerstörten Lebenshoffnun-
gen durch Straßenbeiträge mit Ausnahme 
der zerstörten Hoffnung, dass man nicht 
bezahlen muss. Es werden auch keine 
Lebenspläne durch Straßenausbaubei-
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träge zerstört. Dass Menschen ihr müh-
sam gebautes und bezahltes Eigenheim 
plötzlich verkaufen müssen oder Angst 
haben, es verkaufen zu müssen und vor 
dem Ruin stehen, weil die Gemeinde die 
Entscheidung trifft, ihre Straße auszu-
bauen, ist eine Vorstellung ohne realisti-
sche Grundlage.
Der Gipfel der Argumentationskette liegt 
dann in der Behauptung, das Eigenheim 
würde wegen der Straßenausbaubeiträge 
zum unkalkulierbaren Existenzrisiko. Ob 
das wirklich einer glaubt?

7. Oma ihr klein' Häuschen
„Gute Infrastruktur ist die Sache aller.“ 
(Abgeordneter Holowaty, FDP)
„Finden Sie es sozial gerechter, wenn 
Oma 10.000 � für ihr Häuschen bezahlen 
muss, weil die Straße saniert wird, als 
wenn alle Bürger das bezahlen müssen? 
Finden Sie es gerechter, wenn eine ein-
zige Frau das bezahlen muss?“ (Abge-
ordneter Vogt, FDP)
Wenn man heute über Abgabenbelas-
tungen redet, ist das Argument, es wäre 
gerechter, wenn „alle“ mitbezahlen müss-
ten, schnell gebraucht. Wer heute sagt, 
„alle“ müssten mitbezahlen, meint meis-
tens, die anderen oder irgendeine ano-
nyme Allgemeinheit sollten bezahlen.
Vielleicht kann man sich darauf konzen-
trieren, durch die Erhebung von Straßen-
ausbaubeiträgen dafür Sorge zu tragen, 
dass "alle Grundstücke", von denen 
Verkehrsaufkommen ausgehen kann, auf 
denen und durch deren Nutzung es ent-
stehen kann, bei der Finanzierung von 
Straßenbaukosten beteiligt werden sol-
len. Genau darum geht es im Straßenbei-
tragsrecht und ganz besonders auch, 
wenn man Wiederkehrende Beiträge 
einführt und erhebt.
Damit schließt man jede andere öffent-
liche Abgabe als Alternative, die nicht "alle 
Grundstücke", von denen Verkehrsauf-
kommen ausgeht, als sinnvolle oder an-
gemessene Beteiligungsform aus.
Insbesondere schließt man mit dem Stich-
wort "alle" die Grundsteuer als Finanzie-
rungsform aus. Die grundsteuerbefreiten 
Grundstücke machen nach meiner 
persönlichen Einschätzung im Durch-
schnitt nicht unter 10 % bis 15 % der bei-
tragspflichtigen Flächen bei Beitragsab-
rechnungen aus. In städtischen Struk-
turen oder in großen Gemeinden wird es 
eher mehr solcher Flächen geben, in 
kleineren Gemeinden eher weniger. Bei-
spiele sind: Würde man die Grundsteuer 
als Finanzierungsmittel anstelle der Stra-
ßenbaubeiträge nehmen, würden alle 
grundsteuerbefreiten Grundstücke sich 
nicht mehr an den Straßenbaukosten 
beteiligen. Die Mehrbelastung würde die 
übrigen (steuerpflichtigen) Grundsteuer-
pflichtigen treffen. Dabei – persönliche 
Prognose – wird der Hauptanteil die 
wohnlich genutzten Grundstücke betref-

fen. Mit dem Übergang zur Finanzierung 
durch die Grundsteuer werden also 
höhere Straßenausbaukosten auf die 
Wohnungseigentümer und damit auch 
auf die Mieter zukommen.
Was heißt im Übrigen an dieser Stelle 
"sozial"? Es geht um die Finanzierung von 
Straßenausbaubeiträgen durch Grund-
stückseigentümer. Das ist bisher (zum 
Glück) noch nicht Teil der Sozialpolitik. 
Und über die Frage, was denn auf dieser 
Welt und in Bezug auf Abgaben "gerech-
ter" ist, lässt sich auch trefflich streiten. 
Man kann das gewählte Beispiel auch so 
mit der Realität kommentieren: Die letzte 
in einer Anliegerversammlung vorkom-
mende „Oma“ hat sich vehement aus 
sozialen Gründen gegen Straßenbeiträge 
ausgesprochen. Oma ist, Information 
nach der Sitzung, Eigentümerin eines 
mittelständischen Gewerbebetriebes mit 
nicht unerheblichem Verkehrsaufkom-
men. Oma muss für ihr Häuschen (sehr 
großes Wohnhaus, villenähnlich mit den 
Hallen für den Gewerbebetrieb) 60.000 � 
an Straßenbaubeitrag bezahlen (norma-
les Einfamilienhaus an der gleichen 
Straße rund 5.000 �). Ist das sozial rele-
vant und ein realistisches Argument für 
eine Gerechtigkeitsdiskussion?
Die Frage nach einer gerechteren Finan-
zierung, wenn „eine einzige Frau das be-
zahlen muss“, ist im Übrigen hoffentlich 
nur auf die davor zitierte Oma bezogen 
und nicht der Versuch, den Verzicht auf 
Straßenbaubeiträge als Mittel zur Eman-
zipation und Gleichstellung von Ge-
schlechtern zu behandeln.

8. In Bezug auf wohl oder übel 
anstehende Steuererhöhungen 
heißt es: 
„Aus unserer Sicht ist das nicht die un-
gerechteste Lösung, weil dann alle gleich-
mäßig an den Straßenausbaukosten be-
teiligt werden. Das wäre eine interes-
sante Entwicklung der Grundsteuer hin zu 
einer kommunalen Infrastruktursteuer.“ 
(Abgeordnete Strehlau, BÜNDNIS 90/Die 
GRÜNEN)
Die Grundsteuer in der bisherigen Form 
wurde für verfassungswidrig erklärt (siehe 
oben). Das Bundesverfassungsgericht 
hat zum wiederholten Male die dringend 
notwendige neue Einheitsbewertung an-
gemahnt. Schon von daher steht die ge-
samte Diskussion über die Grundsteuer 
als alternatives Finanzierungsinstrument 
für Straßenausbaumaßnahmen infrage.
Abgesehen von Grundsteuern und Ge-
werbesteuern gibt es noch kommunale 
Aufwand- und Ertragsteuern. Dazu gehört 
z.B. die Zweitwohnungssteuer. Eine kom-
munale Infrastruktursteuer wäre (be-
dauerlicherweise) verfassungswidrig, weil 
es sich bei der kommunalen Infrastruktur 
nicht um den besonderen Aufwand des 
Steuerpflichtigen handelt, der besteuert 
wird. Auch dieser alternative Finanzie-

rungsvorschlag ist deshalb nicht geeig-
net.

9. Im Hinblick auf die Diskussion alter-
nativer Finanzierungsmittel wurde auf-
grund einer Zwischenfrage des Abg. Dr. 
Dolgner (SPD):
„… wie eine Kommune GVFG-Mittel für 
die Sanierung von Anliegerstraßen ein-
setzen können soll?“) 
Von der Abg. Strehlau (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) geantwortet: 
„Das ist ein Paket zur Sanierung von 
kommunalen Straßen. Davon kann man 
auch Anliegerstraßen finanzieren.“
Leider nicht. Anstelle einer umfangreichen 
Aufzählung der Fördermöglichkeiten aus 
§ 15 FAG und dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz SH sei hier nur auf § 2 
Nr. 1 Buchst. a des GVFG-SH hingewie-
sen: Danach können gefördert werden: 
„verkehrswichtige innerörtliche Straßen 
mit Ausnahme von Anlieger- und Erschlie-
ßungsstraßen“. 

10.  „Es ist nämlich besser, die Ausbau-
kosten von Straßen beispielsweise über 
die Grundsteuer auf alle zu verteilen, als 
einzelne wenige überaus hart zu be-
lasten.“ (Abgeordneter Harms SSW) 
Siehe oben.
Bis dahin lässt die Debatte den Leser/Hö-
rer ratlos zurück, was denn wohl die 
Alternativen der Finanzierung sein sollen. 
Das gilt umso mehr, als die Fragen der 
Konsequenzen und des Übergangs dann 
erstmals überhaupt formuliert wurden:
„Selbst wenn ich dabei unterstelle, die 
Kommune verfüge über ausreichende 
Einnahmen, um alle erforderlichen Inves-
titionen – also nicht nur in Straßen und 
Kanäle, sondern auch in Schulen, Sport-
anlagen, Kindertagesstätten oder Feuer-
wehrfahrzeuge – zu finanzieren, frage ich 
mich: Wie gestaltet sich denn dann der 
Übergang? Müssen Beiträge zurückge-
zahlt werden? Für welchen Zeitraum? Was 
ist mit den Ablöseverträgen, die manche 
Kommunen bereits geschlossen haben? 
Was ist mit den laufenden Ratenverein-
barungen oder den wiederkehrenden Bei-
trägen?“ (Abgeordnete Raudies, SPD)
Realistische Fragen, die sich nicht hinter-
her nach Änderung der Gemeindeord-
nung und der Aufhebung der Beitrags-
erhebungspflicht stellen, sondern die im 
Gesetzgebungsverfahren unmittelbar hät-
ten diskutiert und geregelt werden müs-
sen. 
Zum Schluss der Debatte brachte aber 
Minister Grote die Alternativen auf den 
Punkt:
„Es kann nicht sein, nur ja oder nein zu 
sagen und im Zweifelsfalle alles über die 
Steuern zu erheben. Es gibt Instrumente, 
das auf die Bürgerinnen und Bürger um-
zulegen; das Instrument der wiederkeh-
renden Beiträge, der langfristigen Stun-
dung mit Zinsaussetzung bzw. Zinsstre-
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ckung sind solche Instrumente.“ (Minister 
Grote)
Die zu empfehlenden Möglichkeiten also, 
bestehende Probleme und Unzufrieden-
heit zu lösen, sind nicht der Ersatz der 
einmaligen Beiträge durch eine Steuerfi-
nanzierung, sondern
- entweder Wiederkehrende Beiträge 

 einzuführen oder
-  langfristige Stundungen mit Zinsaus-
 setzung und Zinsstreckung sowie
- Verrentungen bis zu 20 Jahren.

Und schließlich noch die nächst liegende 
Lösung: Wenn eine Gemeinde oder Stadt 
Geld hat und ihre Bürger entlasten will, wie 

wäre es bei der Erhebung einmaliger Bei-
träge mit der Erhöhung der Gemeinde-
anteile? Damit verändert man die bisheri-
gen Strukturen nicht, hilft aber, bestehen-
de, zugegeben hohe Belastungen zu 
verringern.

I. Einführung
1In dem Beschluss vom 8.6.2015  hat der 

9. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
in erfreulicher Deutlichkeit klargestellt, die 
„über den Einzelfall hinausreichende Gel-
tung fachgerichtlicher Gesetzesausle-
gung beruht allein auf der Überzeugungs-
kraft ihrer Gründe“, eine „Änderung einer 
ständigen höchstrichterlichen Rechtspre-
chung“ sei „unter dem Gesichtspunkt des 
Vertrauensschutzes grundsätzlich dann 
unbedenklich, wenn sie hinreichend be-
gründet ist und sich im Rahmen einer 
vorhersehbaren Entwicklung hält“. Die 
damit zu Recht betonte Bedeutung der 
Begründung (auch) der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung vernachlässigt der 
9. Senat indes in einer Reihe von er-
schließungsbeitragsrechtlichen Entschei-
dungen. Nicht nur mangelt es vielen 
Äußerungen – auch soweit sie von der 
bisherigen Rechtsprechung abweichen – 
an jeder Begründung, sondern blenden 
mehrere Entscheidungen die einschlägi-
gen Gesetzesbestimmungen schlicht aus 
und könnten dadurch den Eindruck er-
wecken, sie bewegten sich jenseits des 
Gesetzes. Das soll im Folgenden nicht 
festgemacht werden an eher weniger be-

2deutsamen Fragestellungen , sondern an 
zwei besonders gewichtigen Themenbe-
reichen des Erschließungsbeitragsrechts, 
nämlich - erstens - der Aufwandsermitt-
lung für mehrere Erschließungsanlagen 
(Erschließungseinheit), und - zweitens - 
der Berücksichtigung von Hinterlieger-
grundstücken bei der Aufwandsvertei-
lung.

II. Aufwandsermittlung für mehrere 
Erschließungsanlagen 
(Erschließungseinheit)

1. Ermittlungsräume
In § 130 Abs. 2 BauGB stellt der Gesetz-
geber den Gemeinden drei verschiedene 
Räume für die Ermittlung des beitrags-
fähigen Erschließungsaufwands zur Verf-
ügung, d.h. er überlässt es grundsätzlich 
der Gemeinde, sich für eine dieser drei für 
das Verfahren der Aufwandsermittlung 

*)  Der Autor ist Rechtsanwalt und Wirtschaftsmedia-
 tor sowie freier Mitarbeiter des vhw-Bundesverban-
 des für Wohnen und Stadtentwicklung e.V.; er war 
 zuvor von 1997 bis 2005 Vorsitzender Richter am 
 Bundesverwaltungsgerichts.
 Der Beitrag wurde erstveröffentlicht in „Die Kom-
 munale Steuer-Zeitschrift (KStZ)“ (November-Aus-
 gabe 2017).
1  BVerwG, Beschluss v. 8.6.2015 – 9 B 81.14 – Buch-
 holz 11 Art. 20 GG Nr. 219.
2  Insoweit sei hier nur hingewiesen auf sehr zweifel-
 hafte Entscheidungen betreffend etwa die allenfalls 
 rudimentär begründeten Abweichungen von der 
 bisherigen Rechtsprechung zur Abrechnung von 
 Teilstrecken (Abschnitten) einer Erschließungsan-
 lage, nach der die Befugnis zu einer solchen Ab-
 rechnung die jedenfalls ansatzweise Anlegung der 
 betreffenden Gesamtanlage voraussetzt (vgl. dazu 
 Driehaus in Schlichter u.a., Berliner Kommentar 
 zum BauGB, § 130 Rn. 16), und zur Vorausleis-
 tungserhebung, die bislang schon vor der Erfüllung 
 der Anforderungen des § 125 Abs. 1 und 2 BauGB 
 zulässig war (vgl. Driehaus in Schlichter u.a., 
 a.a.O., § 125 Rn. 34) oder betreffend die Behand-
 lung sog. gemeindegebietsfremder Grundstücke 
 (vgl. dazu Driehaus in ZMR 2011,429) und die ohne 
 jede Begründung aufgestellte These, der Vorrang 
 einer Klarstellungssatzung gegenüber der sat-
 zungsmäßigen Tiefenbegrenzung gelte nicht, 
 wenn und soweit sie diese Tiefenbegrenzung über-
 schreitet (vgl. Driehaus u.a. in LKRZ 2015,353).
3  BVerwG, u.a. Urteil v. 15.11.1985 – 8 C 41.84 – 
 NVwZ 1986,299 = BWGZ 1986,63.
4  BVerwG, Urteil v. 30.1.2013 – 9 C 1.12 – BVerwGE  
 146,1 = NVwZ 2013,876 = BWGZ 2013,1041.
5  BVerwG, u.a. Urteil v. 25.2.1994 – 8 C 14.92 – 
 BVerwGE 95,176 = KStZ 1995,33 = DVBl 1994,812.

Jenseits des Gesetzes?
Prof. Dr. Hans-Joachim Driehaus, Berlin*

maßgeblichen Räume zu entscheiden: Da 
das Erschließungsbeitragsrecht zunächst 
einmal abhebt auf die erstmalige Herstel-
lung (§ 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BauGB) 
einer einzelnen Erschließungsanlage 
(§ 127 Abs. 1 BauGB), nennt der Ge-
setzgeber in § 130 Abs. 2 Satz 1 BauGB 
als erstes diese Anlage und macht damit 
deutlich, dass die Aufwandsermittlung 
(nach den tatsächlich entstandenen Kos-
ten) für eine einzelne Erschließungsanla-
ge als gesetzlicher Regelfall zu verstehen 

3ist.  Allerdings kann eine Gemeinde bei 
Vorliegen der entsprechenden Vorausset-
zungen auch eine der beiden anderen 
zugelassenen Ermittlungsräume wählen, 
also die Aufwandsermittlung schon für 
eine Teilstrecke einer Erschließungsan-
lage (Abschnitt i.S. des § 130 Abs. 2 Sätze 
1 und 2 BauGB) oder die Aufwandsermit-
tlung für mehrere (selbständige) Erschlie-
ßungsanlagen, sofern diese „für die 
Erschließung der Grundstücke eine Ein-
heit bilden“ (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB – 
Erschließungseinheit). Da eine solche 
Erschließungseinheit praktisch einzig 
durch Anbaustraßen (§ 127 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB) gebildet werden kann, wird diese 
beitragsfähige Erschließungsanlage inso-
weit in den Mittelpunkt gestellt.

2. Erschließungseinheit – Sondervorteil
Das Bundesverwaltungsgericht ist bis zu 

4dem Urteil vom 30.1.2013  für die Beant-
wortung der Frage, unter welchen Voraus-
setzungen angenommen werden kann, 
mehrere selbständige Anbaustraßen bil-
deten für die Erschließung von Grund-
stücken eine Einheit, stets von der zen-
tralen materiell-rechtlichen Bestimmung 
des § 131 Abs. 1 Satz1 BauGB sowie da-
von ausgegangen, dass sie die Aus-
legung der verfahrensrechtlichen Vor-
schrift des § 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB 

5prägt.  § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB ordnet 
an, der durch die erstmalige Herstellung 
einer Anbaustraße entstandene umlage-
fähige Aufwand sei auf die (und nur die) 
Grundstücke zu verteilen, die durch die 
abzurechnende Anlage erschlossen wer-
den. Angesichts dessen hat sich die stän-

dige Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts bis zum Urteil vom 30.1.2013 
leiten lassen von den Annahmen, nur 
diesen erschlossenen Grundstücken wer-
de ein Sondervorteil verschafft und folglich 
sei eine Differenzierung geboten zwischen 
den Grundstücken, denen durch eine 
hergestellte Straße ein beitragspflichtiger 
Sondervorteil vermittelt wird, und den 
Grundstücken, für die dies nicht zutrifft, die 
also durch diese Straße nur einen bei-
tragsfreien Gemeinvorteil erfahren. Ein sol-
cher Sondervorteil wird - wie angedeutet - 
den Grundstücken geboten, die an die 
Straße angrenzen (einschließlich ggfs. Hin-
terliegergrundstücken) und denen durch 
die Inanspruchnahmemöglichkeit dieser 
Straße eine für ihre Bebaubarkeit erforder-
liche verkehrliche Erreichbarkeit verschafft 
wird; sie sollen anteilig die entstandenen 
umlagefähigen Erschließungskosten tra-
gen. Eine Erweiterung des Kreises der an 
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der Aufwandsverteilung teilnehmenden 
Grundstücke hat das Bundesverwaltungs-
gericht seinerzeit einzig zugelassen für an 

6einer (selbständigen) Stichstraße  liegende 
Grundstücke, für die nicht nur eine Inan-
spruchnahmemöglichkeit „ihrer“ Stichstra-
ße, sondern überdies eine Inanspruch-
nahmemöglichkeit der Hauptstraße von 
ausschlaggebender Bedeutung ist, in die 
„ihre“ Stichstraße einmündet, mithin in 
Konstellationen, in denen die funktionale 
Nutzbarkeit von Grundstücken nicht nur 
von der Inanspruchnahmemöglichkeit der 
Stichstraße, sondern in gleichem Maße von 
der Inanspruchnahmemöglichkeit der 
Hauptstraße abhängig ist. In solchen Situ-
ationen nämlich sind die Grundstücke an 
der Stichstraße ebenso wie die Grund-
stücke an der Hauptstraße auf die Inan-
spruchnahmemöglichkeit der Hauptstraße 
angewiesen, um das übrige Verkehrsnetz 
der Gemeinde erreichen zu können 
(Benutzungszwang). Bei einem solchen 
Benutzungszwang deckt sich die Erschlie-
ßungssituation der Anlieger der Stichstraße 
weitgehend mit der der Anlieger der Haupt-
straße; beiden Gruppen wird durch die 
Inanspruchnahmemöglichkeit der betref-
fenden Hauptstraße ein über den Gemein-
vorteil hinausgehender Inanspruchnah-
me(sonder)vorteil vermittelt, der allein es 
rechtfertigt, auch die Anlieger an der 
Stichstraße an den Herstellungskosten der 
Hauptstraße zu beteiligen, obwohl nicht 
diese Straße, sondern die selbständige 
Stichstraße den an sie angrenzenden 
Grundstücken die Bebaubarkeit vermittelt.
Diese ständige Rechtsprechung hat der 
9. Senat im Urteil vom 30.1.2013 - ohne in 
diesem Zusammenhang auch nur ein 
Wort über § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB zu 
verlieren - aufgegeben und erkannt, nicht 
nur eine Hauptstraße und eine von ihr 
abzweigende Stichstraße, sondern auch 
eine Hauptstraße sowie zwei (oder meh-
rere) von ihr abzweigende Stichstraßen 
bildeten eine Erschließungseinheit, so 
dass die Kosten für die Herstellung aller 
dieser Verkehrsanlagen auf alle Grund-
stücke verteilt werden dürften, die durch 
eine der selbständigen Straßen im Sinne 
des § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB erschlos-
sen werden, die die Erschließungseinheit 
bilden. Das hat zur Folge, dass etwa der 
Eigentümer E eines an eine z.B. 120 m 
lange, 4 m breite Stichstraße A angren-
zenden Grundstücks nicht nur anteilig die 
Kosten der Herstellung „seiner“ Stich-
straße und die der Hauptstraße, in die 
diese Stichstraße einmündet, zu tragen 
hat, sondern überdies anteilig auch die 
Kosten der erstmaligen Herstellung etwa 
einer weiteren, ebenfalls in diese Haupt-
straße einmündenden, beispielsweise 
200 m langen, 6 m breiten Stichstraße B, 
obwohl für Herrn E weder eine Notwen-
digkeit noch eine nennenswerte Wahr-
scheinlichkeit besteht, dass er diese wei-
tere Verkehrsanlage jemals in Anspruch 

nehmen wird, d.h. er zu dieser weiteren 
Stichstraße in keinem anderen und kei-
nem intensiveren Verhältnis steht als 
jedes andere Mitglied der Allgemeinheit, 
ihm also wie allen anderen Mitgliedern der 
Allgemeinheit lediglich ein grundsätzlich 
beitragsfreier Gemeinvorteil vermittelt 
wird. Weder ist das, was der 9. Senat zur 
Begründung für seine Abweichung von 
der vorherigen ständigen Rechtspre-
chung ausführt, überzeugend noch hält 
es sich – um an die Eingangsbemerkung 
aus dem Beschluss vom 8.6.2015 anzu-
knüpfen – im Rahmen einer vorherseh-

7baren Entwicklung.  Dies gilt u.a. auch für 
die Erklärung des 9. Senats, dieser Recht-
sprechungswandel sei „nicht zuletzt des-
halb geboten“, um „zur besseren Akzep-
tanz der Beitragsveranlagung“ beizutra-
gen.

3. Gemeinvorteil keine Rechtfertigung 
für eine anteilige Belastung mit 
Erschließungskosten

8In seinem späteren Urteil vom 12.5.2016  
bekräftigt der 9. Senat seine Rechtspre-
chungsänderung und räumt ein, dass - um 
bei dem gebildeten Beispiel zu bleiben - 
die weitere Stichstraße B Herrn E „keinen 
über den Gemeinvorteil hinausreichenden 
Sondervorteil bieten“ könne, er also auch 
ohne einen vermittelten Sondervorteil an-
teilig Kosten für die erstmalige Herstellung 
der Stichstraße B zu tragen habe. Mit 
dieser Auffassung weicht der 9. Senat von 
der ständigen, an einschlägige Entschei-

9dungen des Bundesverfassungsgerichts  
anknüpfenden Rechtsprechung des Bun-

10desverwaltungsgerichts  ab, nach der 
das Vorhandensein eines durch eine bei-
tragsfähige Erschließungsanlage vermit-
telten Sondervorteils Voraussetzung für die 
Belastung eines Grundeigentümers mit 
Erschließungskosten ist, die Vermittlung 
nur eines Gemeinvorteils indes eine solche 
Belastung nicht zu rechtfertigen vermag. In 

11seinem Beschluss vom 25.6.2014  betont 
das Bundesverfassungsgericht nochmals 
ausdrücklich die Bedeutung des Sonder-
vorteils als Voraussetzung für eine Bei-
tragsbelastung und führt u.a. aus, werden 
Beiträge – wie der Erschließungsbeitrag – 
grundstücksbezogen erhoben, „können 
nach dem Grundsatz der abgabenrecht-
lichen Belastungsgleichheit nur solche 
Grundstücke herangezogen werden, de-
ren Eigentümer aus der Möglichkeit, die 
ausgebauten Straßen in Anspruch zu neh-
men, einen Sondervorteil schöpfen kön-
nen, der sich von dem der Allgemeinheit 
der Straßennutzer unterscheidet“. Das, 
was der 9. Senat zu der in Rede stehenden 
Rechtsprechungsabweichung darlegt, ist 
auch nicht annähernd geeignet, einiger-
maßen überzeugend zu begründen, 
warum in der skizzierten Konstellation eine 
gemeinsame Aufwandsermittlung nach 
§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB zulässig sein 
sollte, und vor allem, warum es gerecht-

fertigt sein könnte, selbst Grundstücke an-
teilig mit Herstellungskosten für solche 
selbständigen Anbaustraßen (Stichstra-
ßen) zu belasten, die diesen Grundstücken 
nicht ein Erschlossensein und damit einen 
Erschließungsvorteil (Sondervorteil), son-
dern lediglich einen Gemeinvorteil vermit-

12teln können.

III. Berücksichtigung von 
Hinterliegergrundstücken bei der 
Aufwandsverteilung

1. Zwei Gruppen von 
Hinterliegergrundstücken
Ein Hinterliegergrundstück ist ein Grund-
stück, das durch ein Anliegergrundstück 
(Vorderliegergrundstück) von der abzu-
rechnenden Straße getrennt ist. Dabei 
sind gefangene von nicht gefangenen 
Hinterliegergrundstücken zu unterschei-
den: Gefangene Hinterliegergrundstücke 
sind Grundstücke, die einzig über das 
vorgelagerte Anliegergrundstück das Ver-
kehrsnetz der Gemeinde erreichen kön-
nen, die also durch das Anliegergrund-
stück von diesem Verkehrsnetz abge-
schnitten und deshalb durch dieses 
Anliegergrundstück sozusagen gefangen 
sind. Nicht gefangene Hinterliegergrund-
stücke werden zwar ebenfalls durch ein 
Anliegergrundstück von der abzurech-
nenden Anbaustraße getrennt, befinden 
sich aber in der sehr viel komfortableren 
Lage, unmittelbar an eine weitere befahr-
bare Verkehrsanlage anzugrenzen und 
über sie direkt das Verkehrsnetz der Ge-
meinde erreichen zu können.
Bereits diese kurze Situationsschilderung 
macht deutlich, dass ganz erhebliche 
Unterschiede zwischen den beiden Grup-
pen von Hinterliegergrundstücken beste-
hen, und zwar nicht nur in tatsächlicher, 
sondern auch in rechtlicher Hinsicht: Ist 
ein gefangenes Hinterliegergrundstück 
bebaut, steht dessen Eigentümer nach 
Maßgabe der §§ 917 ff. BGB ein Notwege-
recht zu. Für den Eigentümer eines nicht 
gefangenen Hinterliegergrundstücks ist 
ein solches Recht entbehrlich, weil er – 
anders als der Eigentümer des gefange-

6  In diesem Zusammenhang werden Ringstraßen 
 vernachlässigt, die ebenso wie Stichstraßen funk-
 tional von der Hauptstraße abhängig sind, von der 
 sie abzweigen und in die sie nach ringförmigem 
 Verlauf einmünden.
7  Vgl. dazu im Einzelnen Driehaus, Urteilsanmer-
 kung in KStZ 2013,91.
8  BVerwG, Urteil v. 12.5.2016 – 9 C 11.15 – BVerwGE 
 155,171 = NVwZ 2017,238 = BayVBl 2017,26.
9  BVerfG, u.a. Beschluss v. 4.2.1958 – 2 BvL 31,33/56 
 – BVerfGE 7,244.
10  BVerwG, u.a. Urteil v. 21.10.1994 – 8 C 2.93 – 
 BVerwGE 97,62 = KStZ 1996,17 = DVBl 1995,63.
11  BVerfG, Beschluss v. 25.6.2014 – 1 BvR 668/10,1 
 BvR 2104/10 – BVerfGE 137,1.
12  Vgl. im Einzelnen Driehaus in ZMR 2016,753.
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nen Hinterliegergrundstücks – über eine 
gleichsam eigene Verbindung zum öffent-
lichen Verkehrsnetz verfügt. Angesichts 
dieser tatsächlichen und rechtlichen 
Unterschiede drängt sich die Annahme 
auf, die beiden Gruppen von Hinterlie-
gergrundstücken könnten beitragsrecht-
lich oder genauer: bei der Verteilung des 
umlagefähigen Erschließungsaufwands 
für die abzurechnende Anbaustraße nicht 
gleichbehandelt werden.

2. Bedeutung des § 133 Abs. 1 
13Sätze 1 und 2 BauGB  für die 

Aufwandsverteilung
a) Von allen Grundstücken, denen wegen 
ihrer spezifischen Nähe eine besondere 
Inanspruchnahmemöglichkeit einer her-
gestellten Anbaustraße geboten wird, 
schließt § 133 Abs. 1 BauGB diejenigen 
von der Berücksichtigung bei der Vertei-
lung des für die erstmalige Herstellung 
dieser Anlage entstandenen umlagefähi-
gen Aufwands aus, die – wie etwa Außen-
bereichsgrundstücke – nicht dieser Stra-

14ße wegen bebaubar  im Sinne dieser 
Bestimmung sind. Das gilt für Anlieger-
grundstücke ebenso wie für gefangene 
und nicht gefangene Hinterliegergrund-
stücke. Sie alle sind als erschlossen 
(§ 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB) bei der Vertei-
lung des umlagefähigen Erschließungs-
aufwands nur zu berücksichtigen, wenn 
sie in dem maßgeblichen Zeitpunkt des 
Entstehens der sachlichen Beitragspflich-
ten gerade der abzurechnenden Anbau-
straße wegen bebaubar im Sinne des 

15§ 133 Abs. 1 BauGB sind , d.h. wenn mit 
Blick auf diese Verkehrsanlage die Er-
reichbarkeitsanforderungen erfüllt sind, 
von denen das (bundesrechtliche) Be-
bauungsrecht und das (landesrechtliche) 
Bauordnungsrecht die bauliche Nutzung 
eines Grundstücks abhängig machen. Im 
Zusammenhang mit Hinterliegergrund-
stücken begründet insoweit namentlich 
das Bauordnungsrecht Schwierigkeiten, 
weil dieses Recht grundsätzlich für die 
Bebaubarkeit eines Grundstücks dessen 
Angrenzen in angemessener Breite an 
eine öffentliche Straße verlangt und davon 
Ausnahmen nur zulässt, wenn eine Zu-
fahrt von einer solchen Straße über das 
Anliegergrundstück in der jeweils von der 
einschlägigen Landesbauordnung erfor-
derten Weise gesichert ist. Ist diese Anfor-
derung erfüllt, ist die landesrechtlich ver-
langte Voraussetzung für die Bebaubar-
keit gegeben, und zwar unabhängig 
davon, ob die Zufahrt bereits angelegt 
worden ist oder nicht. 

b) Ist der bezeichneten bauordnungs-
rechtlichen Anforderung nicht genügt, ist 
zu beachten, dass das Bundesverwal-

17tungsgericht  für Fälle der Eigentümer-
identität, für Fälle also, in denen das An-
lieger- und das Hinterliegergrundstück im 
Eigentum derselben Person stehen, die 

strikte Bindung an die bauordnungsrecht-
lichen Erreichbarkeitsanforderungen auf-
gegeben und erkannt hat, für die Erfüllung 
des § 133 Abs. 1 BauGB reiche es aus, 
wenn der Eigentümer des Hinterlieger-
grundstücks dessen konkrete Bebaubar-
keit herbeiführen könne: Ein Hinterlieger-
grundstück sei einer Anbaustraße wegen 
„im Sinne des § 133 Abs. 1 BauGB 
bebaubar …, wenn es in der Hand des 
Eigentümers liegt, mit Blick auf diese 
Anlage die Erreichbarkeitsanforderungen 
zu erfüllen, von denen das (bundes-
rechtliche) Bebauungsrecht und das 
(landesrechtliche) Bauordnungsrecht die 
bauliche oder gewerbliche Nutzung des 
Grundstücks abhängig machen. Das 
“ – also sowohl das Eine als auch das 
Andere – trifft in der Regel zu, wenn das 
Hinterliegergrundstück und das es von 
der Anbaustraße trennende Anlieger-
grundstück im Eigentum derselben Per-
son stehen“. Sei das der Fall, habe es 
nämlich der Eigentümer in der Hand, eine 
den bebauungsrechtlichen Anforderun-
gen an eine hinreichende Erreichbarkeit 
des Hinterliegergrundstücks entspre-
chende Zuwegung anzulegen und über-
dies „durch geeignete Maßnahmen die 
Erreichbarkeitsanforderungen zu erfüllen, 
unter denen das einschlägige Bauord-
nungsrecht eine Bebauung (auch) des 
Hinterliegergrundstücks gestattet. In den 
Ländern, in denen …die Bebaubarkeit 
eines Hinterliegergrundstücks von der 
öffentlich-rechtlichen Sicherung einer 
Zufahrt über das Anliegergrundstück ab-
hängt, kann der Eigentümer dieser An-
forderung durch die Bestellung etwa einer 
Baulast oder einer beschränkten per-
sönlichen Dienstbarkeit zu Lasten seines 
Anliegergrundstücks genügen“. Unab-
hängig davon könne der Eigentümer „den 
Mangel, der in dem Nichtanliegen des 
Hinterliegergrundstücks besteht“, mit 
Blick sowohl auf die bebaungsrechtlichen 
als auch auf die bauordnungsrechtlichen 
Erreichbarkeitsanforderungen „durch 
eine Vereinigung dieses Grundstücks mit 
dem Anliegergrundstück beseitigen. 
Nach § 890 Abs. 1 BGB können die bei-
den … Grundstücke dadurch zu einem 
dann insgesamt anliegenden Grundstück 
vereinigt werden, dass der Eigentümer sie 
als ein Grundstück in das Grundbuch 
eintragen lässt“.
Die vorstehenden Erwägungen gelten 
entsprechend für Konstellationen, in de-
nen „das Anliegergrundstück zwar noch 
nicht dem Eigentümer des Hinterlieger-
grundstücks gehört, er aber einen durch-
setzbaren Anspruch auf Übertragung des 
Eigentums an dem Anliegergrundstück 

18hat“.  In diesen Konstellationen ebenso 
wie in den zuvor behandelten Fällen der – 
sozusagen “vollendeten“ – Eigentümer-
identität ermöglicht es grundsätzlich 
seine Rechtsposition dem Eigentümer 
des Hinterliegergrundstücks, von diesem 

Grundstück aus die abzurechnende An-
baustraße in einer den bebauungs- und 
den bauordnungsrechtlichen Erreichbar-
keitsanforderungen genügenden Weise 
über das Anliegergrundstück in Anspruch 
zu nehmen, so dass das Hinterlieger-
grundstück dieser Anlage wegen be-
baubar im Sinne des § 133 Abs. 1 BauGB 
ist. 
Jedoch reicht ausnahmsweise das ge-
meinsame Eigentum von Anlieger- und 
Hinterliegergrundstück nicht für die An-
nahme einer Bebaubarkeit im Sinne des 
§ 133 Abs. 1 BauGB aus, wenn das An-
liegergrundstück mit einem Erbbaurecht 
zugunsten eines Dritten belastet ist; denn 
dieses dingliche Recht schließt es aus, 
annehmen zu können, es liege allein in der 
Hand des Eigentümers, namentlich die 
vom Bauordnungsrecht verlangten Er-

19reichbarkeitsanforderungen zu erfüllen.  
Dagegen ist eine das Merkmal „bebau-
bar“ im Sinne des § 133 Abs. 1 BauGB 
erfüllende Eigentümeridentität gegeben, 
wenn Anlieger- und Hinterliegergrund-
stück im Miteigentum derselben Perso-
nen wie etwa von zwei Eheleuten ste-

20hen.  Entsprechendes gilt nach Ansicht 
21des Bundesverwaltungsgerichts , wenn 

es in der Hand nur eines von mehreren 
Miteigentümern des Hinterliegergrund-
stücks liegt, der zugleich Alleineigentü-
mer des Anliegergrundstücks ist, die bau-
planungs- und bauordnungsrechtlichen 
Anforderungen an die Erreichbarkeit des 

22Hinterliegergrundstücks zu erfüllen.

c) Gehören Anlieger- und Hinterlieger-
grundstück nicht derselben Person (Fall 
der Eigentümerverschiedenheit), ist für 
die Beantwortung der Frage nach der Be-

13 Im Interesse einer einfacheren Lesbarkeit wird im 
 Folgenden auf die Angabe des Zusatzes „Sätze 1 
 und 2“ verzichtet und damit eine gewisse Un-
 schärfe in Kauf genommen.
14  Hier und im Folgenden wird aus Gründen der Ver-
 einfachung eine gewerbliche Nutzbarkeit unbe-
 rücksichtigt gelassen.
15  Vgl. zu dem damit angesprochenen Verhältnis 
 zwischen § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB und § 133 
 Abs. 1 BauGB im Einzelnen BVerwG, u.a. Urteil v. 
 4.5.1979 – 4 C 25.76 – KStZ 1979,176 = DVBl 
 1979,784 = ZMR 1980,156.
16  Siehe näher dazu Schmitz, Erschließungsbeiträge, 
 § 13 Rn. 68 f.
17  BVerwG, Urteil v. 26.2.1993 – 8 C 35.92 – BVerwGE 
 92,157 = KStZ 1995,76 = DVBl 1993,667
18  BVerwG, Urteil v. 26.2.1993 – 8 C 45.91 – NVwZ 
 1993,1208 = ZMR 1994,582.
19  Vgl. dazu OVG Münster, Urteil v. 23.3.2006 – 3 A 
 1082/02 – GemHH 2008,117, und VGH München, 
 Urteil v. 22.7.2010 – 6 B 09.584 -.
20  VGH Kassel, u.a. Urteil v. 8.7.1993 – 5 UE 209/89 – 
 HSGZ 1993,460.
21 BVerwG, Urteil v. 28.3.2007 – 9 C 4.06 – DVBl 
 2007,838 = NVwZ 2007,823 = HSGZ 2007,213.
22  Siehe zu weiteren einer Eigentümeridentität ver-
 gleichbaren Konstellationen Driehaus in Schlichter 
 u.a., Berliner Kommentar zum BauGB, § 131 Rn. 
 36a.
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rücksichtigung eines gefangenen Hinter-
liegergrundstücks bei der Aufwandsver-
teilung zu differenzieren danach, ob im 
Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen 
Beitragspflichten insbesondere den Er-
reichbarkeitsanforderungen bereits ge-
nügt ist, die die einschlägige Landesbau-
ordnung als Voraussetzung für die Be-
baubarkeit des Hinterliegergrundstücks 
der abzurechnenden Anbaustraße wegen 
aufstellt, oder nicht. Verlangt das ein-
schlägige Bauordnungsrecht als Voraus-
setzung für die Bebaubarkeit des Hin-
terliegergrundstücks beispielsweise die 
Sicherung einer Zufahrt über das Anlie-
gergrundstück durch eine Baulast und ist 
eine solche Baulast im Zeitpunkt des Ent-
stehens der sachlichen Erschließungsbei-
tragspflichten bereits bestellt worden, ist 
für den Eigentümer des Hinterlieger-
grundstücks unabhängig davon, ob eine 
Zufahrt über das Anliegergrundstück tat-
sächlich bereits angelegt worden ist oder 
nicht und ob Anlieger- und Hinterlieger-
grundstück einheitlich genutzt werden 
oder nicht, regelmäßig nicht nur eine den 
bebauungsrechtlichen Erreichbarkeits-
anforderungen genügende Inanspruch-
nahmemöglichkeit der abzurechnenden 
Anbaustraße über das Anliegergrund-

23stück eröffnet , sondern sind überdies 
die bauordnungsrechtlichen Erreichbar-
keitsanforderungen für die Bebaubarkeit 
des Hinterliegergrundstücks dieser Stra-
ße wegen erfüllt. In dieser Konstellation ist 
kein durchgreifender Grund erkennbar, 
der es rechtfertigen könnte, die Beteili-
gung eines gefangenen Hinterlieger-
grundstücks an der Verteilung des um-
lagefähigen Aufwands zu verneinen. Im 
Gegenteil: Es wäre schwer verständlich 
und wohl auch mit Blick auf den Gleich-
heitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) bedenklich, 
wenn das Erschließungsbeitragsrecht zu 
Lasten der (vornehmlich) Anliegergrund-
stücke ein solches gefangenes Hinterlie-
gergrundstück bei der Aufwandsvertei-
lung unberücksichtigt ließe, obwohl es der 
abzurechnenden Straße wegen – soweit 
es um die verkehrliche Erschließung geht 
– nach Maßgabe der einschlägigen bau-
rechtlichen Bestimmungen bebaubar 

24ist.
Ist dagegen in einer Fallgestaltung der zu-
vor behandelten Art (Eigentümerverschie-
denheit bei gefangenem Hinterlieger-
grundstück) eine von der einschlägigen 
Landesbauordnung als Voraussetzung 
für die Bebaubarkeit eines Hinterlieger-
grundstücks geforderte Baulast im Zeit-
punkt des Entstehens der sachlichen Bei-
tragspflichten noch nicht bestellt worden, 
dürfte das entsprechende Grundstück 
mangels Bebaubarkeit grundsätzlich 
nicht bei der Aufwandsverteilung zu be-

25rücksichtigen sein.

d) Bei nicht gefangenen Hinterlieger-
grundstücken reicht es – anders als bei 

gefangenen Hinterliegergrundstücken – 
für eine Berücksichtigung bei der Ver-
teilung des für die abzurechnende Anbau-
straße entstandenen umlagefähigen Er-
schließungsaufwands nicht aus, dass sie 
dieser Straße wegen bebaubar im Sinne 
des § 133 Abs. 1 BauGB sind. Das ergibt 
sich aus folgenden Erwägungen:
„Das Erschließungsbeitragsrecht ist auf 
einen Vorteilsausgleich ausgerichtet. 
Grundstücke sollen sich an diesem Vor-
teilsausgleich beteiligen, wenn und soweit 
ihnen durch die Inanspruchnahmemög-
lichkeit der hergestellten beitragsfähigen 
Erschließungsanlage ein nennenswerter 

26Vorteil zuwächst“.  Das Ausmaß des 
einem Grundstück vermittelten Erschlie-
ßungsvorteils richtet sich nach dem Aus-
maß der von ihm aus zu erwartenden 
(wahrscheinlichen) Inanspruchnahme der 

27hergestellten Erschließungsanlage.  Je 
weniger diese Anlage von einem Grund-
stück aus in Anspruch genommen wird, 
desto weniger wertvoll ist die durch die 
Herstellung dieser Anlage gebotene Inan-
spruchnahmemöglichkeit für dieses 
Grundstück und desto geringer ist der ihm 
vermittelte Erschließungsvorteil. „Ist die 
gebotene Inanspruchnahmemöglichkeit 
für ein (Hinterlieger)Grundstück objektiv 
wertlos, weil nach den Regeln der Wahr-
scheinlichkeit nicht zu erwarten ist, dass 
von diesem Grundstück aus die“ herge-
stellte Anbaustraße „in einem relevanten 
Umfang in Anspruch genommen werden 
wird, hat dieses Grundstück aus der 
gebotenen Inanspruchnahmemöglichkeit 
keinen nennenswerten Vorteil und schei-
det deshalb aus dem Kreis der bei der 
Aufwandsverteilung zu berücksichtigen-

28den Grundstücke aus“.  Dementspre-
chend hat das Bundesverwaltungsgericht 
unter Bezugnahme auf sein Urteil vom 

2915.1.1988  in seinem Urteil vom 
3030.5.1997  ausgeführt, ein Hinterlieger-

grundstück der hier in Rede stehenden Art 
sei nur dann bei der Verteilung des 
umlagefähigen Aufwands zu berücksich-
tigen, wenn „mit einer … (noch) relevan-
ten Wahrscheinlichkeit typischerweise mit 
einer Inanspruchnahme der (abzurechen-
den) Anbaustraße (auch)“ von dem „Hin-
terliegergrundstück (aus) gerechnet wer-
den“ könne.
Das führt auf die Frage, bei welchen Fall-
gestaltungen nicht mehr mit einer solchen 
Wahrscheinlichkeit mit einer Inanspruch-
nahme der abzurechnenden Anbaustraße 
von einem durch eine andere Anbau-
straße bereits erschlossenen, also nicht 
gefangenen Hinterliegergrundstück aus 
zu rechnen ist und deshalb eine gebotene 
Inanspruchnahmemöglichkeit der abzu-
rechnenden Anbaustraße für dieses 
Grundstück mit der Folge objektiv wertlos 
ist, dass es bei der Verteilung des 
umlagefähigen Aufwands unberücksich-
tigt zu bleiben hat. Das ist grundsätzlich 
der Fall, wenn das betreffende Hinterlie-

gergrundstück auf Grund etwa planungs-
rechtlicher, sonstiger rechtlicher oder/und 
tatsächlicher Umstände eindeutig er-
kennbar auf die Anbaustraße ausgerichtet 
ist, an die es angrenzt, d.h. wenn es „an 
irgendwelchen Anhaltspunkten fehlt, die 
den Schluss erlauben, die abzurech-
nende Straße werde über das Anlieger-
grundstück vom Hinterliegergrundstück 
aus ungeachtet dessen direkter Anbin-
dung an seine „eigene“ Straße in nen-
nenswertem Umfang in Anspruch genom-

31men“  werden. Als solche Anhaltspunkte 
kommen in Betracht etwa eine tatsächlich 
angelegte Zufahrt über das Anlieger-

32grundstück  und eine – nicht nur vorüber-
gehend – zugelassene Bebauung auf der 
Grundlage einer auf dem Anliegergrund-

33stück eingetragenen Baulast.  Ferner ist 
als hinreichender Anhaltspunkt anzuse-
hen, wenn von dem nicht gefangenen 
Hinterliegergrundstück aus ungeachtet 
dessen Anbindung an eine „eigene“ An-
baustraße auch die abzurechende An-
baustraße in Anspruch genommen wird, 
von der es durch ein Anliegergrundstück 
getrennt wird, weil dieses Anliegergrund-
stück als Parkplatz mit Zufahrt zur abzu-
rechnenden Straße für das auf dem Hin-
terliegergrundstück befindliche Einkaufs-
zentrum genutzt wird. Dies gilt in einem 
solchen Fall selbst dann, wenn das An-
liegergrundstück im Eigentum eines Drit-
ten steht, sofern eine den bauordnungs-
rechtlichen Anforderungen genügende 

34z.B. Baulast bestellt worden ist.  Da-
gegen begründet eine einheitliche Nut-
zung von Anlieger- und Hinterliegergrund-
stück auch im Fall der Eigentümeridentität 
keinen insoweit beachtlichen Anhalts-

23  Vgl. u.a. OVG Lüneburg, Beschluss v. 10.9.1993 – 9 
 L 262/93 -.
24  Siehe in diesem Zusammenhang BVerwG, Urteil v. 
 18.4.1986 – 8 C 51 u. 52.85 – BVerwGE 74,149 = 
 KStZ 1986,169 = DVBl 1986,774.
25  Vgl. zu Ausnahmen dazu Driehaus in Schlichter 
 u.a., a.a.O., § 131 Rn. 37a.
26  VGH München, Beschluss v. 29.4.2009 – 6 ZB 
 07.2050 -.
27  BVerwG,u.a.  Urteil v. 8.12.1995 – 8 C 11.94 – 
 BVerwGE 100,104 = NVwZ 1996,803 = KStZ 
 1997,75.
28  OVG Greifswald, Urteil v. 5.11.2014 – 1 L 220/13 -, 
 und OVG Magdeburg, Urteil v. 3.4.2007 – 4 L 
 230/06 – KStZ 2007,178.
29  BVerwG, Urteil v. 15.1.1988 – 8 C 111.86 – BVerwGE 
 79,1 = KStZ 1988,110 = NVwZ 1988,630.
30  BVerwG, Urteil v. 30.5.1997 – 8 C 27.96 – NVwZ-RR 
 1998,67 = ZMR 1998,57 = HSGZ 1997,462.
31  VGH München, Urteil v. 25.10.2012 – 6 B 10.132 – 
 BayVBl 2013,211 = ZMR 2013,398; vgl. auch 
 Schmitz, Erschließungsbeiträge, § 13 Rn. 82.
32  U.a. OVG Münster, Urteil v. 29.9.2005 – 3 A 4430/02 
 – KStZ 2006,36 = GemHH 2006,16.
33  Vgl. dazu BVerwG, Urteil v. 8.5.2002 – 9 C 5.01 – 
 KStZ 2002,232 = ZMR 2002,876 = NVwZ-RR 
 2002,770.
34  Vgl. dazu OVG Magdeburg, Beschluss v. 5.9.2008 
 – 4 M 249/08 -.
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punkt; sie ist in diesem Zusammenhang 
35sozusagen neutral.  Sie erlaubt als sol-

che nicht den Schluss, von dem Hinter-
liegergrundstück aus werde über das 
Anliegergrundstück die abzurechnende 
Straße in nennenswertem Umfang in 
Anspruch genommen werden. Vielmehr 
muss – um einen solchen Schluss zu 
rechtfertigen – noch ein weiteres (tatsäch-

36liches) Element hinzukommen.
Mangelt es an einem solchen Anhalts-
punkt, führt das grundsätzlich zu der An-
nahme, das nicht gefangene Hinterlieger-
grundstück sei – gleichgültig, ob es im 
beplanten Gebiet oder im unbeplanten 
Innenbereich liegt und unabhängig von 
den Eigentumsverhältnissen – nicht bei 
der Verteilung des umlagefähigen Auf-
wands für die abzurechnende Straße zu 
berücksichtigen.

3. Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts 

37vom 7.3.2017
a) In seinem Urteil vom 7.3.2017 führt der 
9. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
aus, ein Hinterliegergrundstück sei bei der 
Verteilung des für die erstmalige Herstel-
lung der abzurechnenden Anbaustraße 
entstandenen umlagefähigen Erschlie-
ßungsaufwands „regelmäßig nur“ dann 
zu berücksichtigen, „wenn es tatsächlich 
durch eine Zufahrt über das Anlieger-
grundstück mit der Anbaustraße verbun-
den ist und diese Verbindung in rechtlich 
gesicherter Weise auf Dauer zur Verfü-
gung steht“. Fehle es an einer solchen 
tatsächlich angelegten, rechtlich gesi-
cherten Zufahrt, sei eine Berücksich-
tigung bei der Aufwandsverteilung „anzu-
nehmen …, wenn die Eigentümer der 
übrigen Grundstücke nach den be-
stehenden tatsächlichen Verhältnissen 
schutzwürdig erwarten können, dass 
auch“ das Hinterliegergrundstück an der 
Aufwandsverteilung teilnehme. Eine sol-
che schutzwürdige Erwartung sei „ins-
besondere“ anzuerkennen, „wenn ent-
weder das Hinterliegergrundstück zwar 
durch ein selbständig bebaubares Anlie-
gergrundstück desselben Eigentümers 
von der Erschließungsanlage getrennt, 
jedoch tatsächlich durch eine Zufahrt 
über dieses Grundstück mit der Anlage 
verbunden ist, oder wenn bei Eigentümer-
identität Hinter- und Anliegergrundstück 
einheitlich genutzt werden“. In Fällen der 
Eigentümerverschiedenheit bedürfe es 
für eine solche schutzwürdige Erwartung 
neben einer tatsächlichen, jedoch recht-
lich nicht gesicherten Zufahrt über das 
Anliegergrundstück „des Hinzutretens 
weiterer Umstände“. Ein solcher Umstand 
„kann etwa darin liegen, dass das Hinter-
liegergrundstück ausschließlich über die 
streitgegenständliche Anbaustraße an 
das Straßennetz angebunden ist (sog. 
gefangenes Hinterliegergrundstück). In 
Entsprechung dazu kann ein besonderer 

Umstand aber auch darin gesehen wer-
den, dass ein nicht an die Anbaustraße 
anliegendes, bereits anderweitig er-
schlossenes Grundstück“ (sog. nicht ge-
fangenes Hinterliegergrundstück) „auf-
grund seiner tatsächlichen Nutzung, etwa 
im Hinblick auf starken Kunden- und 
Lieferantenverkehr, auf das Vorhanden-
sein einer weiteren, durch die streitgegen-
ständliche Straße vermittelten Zufahrt 
nach den tatsächlichen Verhältnissen … 
geradezu angewiesen ist“.

b) Mit diesen Ausführungen weicht der 9. 
Senat in mehrfacher Weise von der zuvor 
dargestellten, einschlägigen Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts 
ab. Nicht nur beschränkt er sich darauf, in 
Form eines Thesenpapiers verschiedene 
Hinterliegergrundstücks-Konstellationen 
aufzulisten, ohne die von ihm jeweils ver-
tretenen, lediglich teilweise mit der 
bisherigen Rechtsprechung zu vereinba-
renden Lösungen zu begründen, sondern 
er ersetzt überdies und vor allem die be-
sonders bedeutende beitragsrechtliche 
Bestimmung des § 133 Abs. 1 BauGB 
weitestgehend durch das unbestimmte 
Merkmal „schutzwürdige Erwartung der 
übrigen Anlieger“, ohne einen Grund für 
diese Ersetzung des Gesetzesrechts 
anzugeben, ja ohne § 133 Abs. 1 BauGB 
in diesem Zusammenhang auch nur zu 
erwähnen. Auf der Grundlage der bis-

38herigen, namentlich Obergerichte  und 
39Literatur  überzeugenden Rechtspre-

chung des Bundesverwaltungsgerichts 
ergibt sich für die Lösung der vom 9. Se-
nat aufgezählten Konstellationen Fol-
gendes:
Richtig ist, dass (gefangene und nicht 
gefangene) Hinterliegergrundstücke un-
abhängig von den Eigentumsverhältnis-
sen der abzurechnenden Anbaustraße 
wegen im Sinne des § 133 Abs. 1 BauGB 
bebaubar sind, wenn sie durch eine 
tatsächlich angelegte Zufahrt über das 
Anliegergrundstück verbunden sind und 
diese Zufahrt in einer den Anforderungen 
der einschlägigen Landesbauordnung 
entsprechenden Weise gesichert ist. Al-
lerdings verlangen die Landesbauord-
nungen nicht – wie der 9. Senat offenbar 
meint -, dass eine solche Zufahrt „auf 
Dauer“ zur Verfügung stehen muss (vgl. 
etwa §§ 4 Abs. 1 Nr. 1 BauO NRW, 4 Abs. 
2 NBauO, 4 Abs. 1 HBauO und 
SächsBauO). Ein Verzicht auf dieses 
Merkmal in den Landesbauordnungen 
leuchtet schon deshalb ein, weil – wie der 
9. Senat in anderem Zusammenhang 
erkennt – eine Dauerhaftigkeit „ohnehin 
nicht unbegrenzt zu gewährleisten“ ist. 
Auch setzt für den Fall, dass z.B. eine 
Baulast im Zeitpunkt des Entstehens der 
sachlichen Erschließungsbeitragspflich-
ten bereits bestellt worden ist, die An-
nahme, ein solches Hinterliegergrund-
stück sei der abzurechnenden Verkehrs-

anlage wegen bebaubar im Sinne des 
§ 133 Abs. 1 BauGB, - wie oben ausge-
führt - nicht voraus, dass eine entspre-
chende Zufahrt bereits tatsächlich an-
gelegt worden ist.
Die zweite Gruppe von Hinterlieger-
grundstücken, die der 9. Senat anspricht, 
sind einzig Hinterliegergrundstücke, die 
im Eigentum des Eigentümers der An-
liegergrundstücke stehen (Fälle der 
Eigentümeridentität). Sie sind unabhän-
gig von irgendwelchen schutzwürdigen 
Erwartungen anderer Personen und un-
abhängig von der tatsächlichen Anlegung 
einer Zufahrt stets der abzurechnenden 
Anbaustraße wegen bebaubar im Sinne 
des § 133 Abs. 1 BauGB. Sie nehmen – 
soweit sie gefangene Hinterliegergrund-
stücke sind – ohne weiteres an der Auf-
wandsverteilung des für die erstmalige 
Herstellung dieser Straße entstandenen 
umlagefähigen Erschließungsaufwands 
teil. Soweit es jedoch um nicht gefangene 
Hinterliegergrundstücke geht, trifft dies 
nur zu, wenn im Zeitpunkt des Entstehens 
der sachlichen Beitragspflichten An-
haltspunkte dafür bestehen, dass von 
ihnen aus nicht nur ihre „eigene“ An-
baustraße in Anspruch genommen wird, 
sondern über das Anliegergrundstück in 
nennenswertem Umfang auch die abzu-
rechnende Anbaustraße.
In Fällen der dritten, vom 9. Senat behan-
delten Gruppe von Hinterliegergrund-
stücken, d.h. in Fällen der Eigentümer-
verschiedenheit, ist allenfalls in beson-
ders gelagerten Ausnahmesituationen 
Raum für ein Abstellen auf das Merkmal 
einer schutzwürdigen Erwartung der 
übrigen Beitragspflichtigen. Das trifft 
jedenfalls in folgenden Konstellationen 
nicht zu: Verlangt das einschlägige Bau-
ordnungsrecht als Voraussetzung für die 
Bebaubarkeit eines solchen (gefangenen 
wie nicht gefangenen) Hinterliegergrund-
stücks beispielsweise die Sicherung einer 
Zufahrt über das Anliegergrundstück 
durch Bestellung einer Baulast und ist 
eine solche Baulast im Zeitpunkt des Ent-
stehens der sachlichen Beitragspflichten 

35  VGH München, Urteil v. 25.10.2012 – 6 B 10.132 – 
 a.a.O.
36  Vgl. dazu im Einzelnen Driehaus in KStZ 2015,61.
37  BVerwG, Urteil v. 7.3.2017 – 9 C 20.15 – KommJur 
 2017,314.
38  U.a. VGH München, Urteil v. 22.7.2010 – 6 B 09.584 -, 
 VGH Kassel, Beschluss v. 29.6.1993 – 5 TH 15/91 -, 
 OVG Lüneburg, Beschluss v. 9.12.2005 – 9 ME 
 388/04 – NordÖR 2006,163, und OVG Münster, Urteil 
 v. 23.3.2006 – 3 A 1082/07 – GemHH 2008,117.
39  U.a. Schmitz, Erschließungsbeiträge, § 13 Rn. 66 
 ff.,Grziwotz in Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB, 
 § 131 Rn. 12b, Vogel in Brügelmann, BauGB, § 131 
 Rn. 53, Fischer/Korbmacher in Hoppenberg/de 
 Witt, Handbuch des öffentlichen Rechts, Kapitel F, 
 Rn. 206 f., und Löhr in Battis/Krautzberger/Löhr, 
 BauGB, § 133 Rn. 2.
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bereits bestellt worden, ist dieses Hinter-
liegergrundstück der abzurechnenden 
Anbaustraße wegen unabhängig davon 
im Sinne des § 133 Abs. 1 BauGB be-
baubar, ob die Zufahrt tatsächlich schon 
angelegt worden ist oder nicht und ob das 
Hinterliegergrundstück infolge seiner Nut-
zung auf die Inanspruchnahme der Zu-
fahrt über das Anliegergrundstück ange-
wiesen ist oder nicht, und es ist – wie oben 
dargelegt – bei der Aufwandsverteilung 
ohne weiteres zu berücksichtigen, sofern 
es um ein gefangenes Hinterliegergrund-
stück geht. Soweit es sich jedoch um ein 
nicht gefangenes Hinterliegergrundstück 
handelt, setzt dessen Berücksichtigung 
überdies voraus, dass in diesem Zeit-
punkt Anhaltspunkte für eine nennens-
werte Inanspruchnahme der abzurech-
nenden Straße von diesem Grundstück 
aus bestehen. Fehlt es dagegen bei einer 
Eigentümerverschiedenheit in dem maß-
gebenden Zeitpunkt an der Bestellung 
einer Baulast, fehlt es dem betreffenden 
(gefangenen wie nicht gefangenen) Hin-
terliegergrundstück an einer durch die ab-
zurechnende Straße vermittelten Bebau-
barkeit und damit an einer grundsätzlich 

unverzichtbaren Voraussetzung für seine 
Belastung mit Kosten für die Herstellung 
dieser Straße.

IV. Schlussbetrachtung
Der 9. Senat des Bundesverwaltungsge-
richts schwächt mit seiner nicht überzeu-
gend begründeten Auffassung, dass 
selbst die Vermittlung lediglich eines Ge-
meinvorteils eine Belastung mit Erschlie-
ßungskosten rechtfertige, sowie vor allem 
mit seiner begründungslosen Ersetzung 
des § 133 Abs. 1 BauGB durch das Merk-
mal einer schutzwürdigen Erwartung der 
übrigen Beitragspflichtigen, ganz erheb-
lich die Vorhersehbarkeit und die Klarheit 
der erschließungsbeitragsrechtlichen 
Rechtsprechung. Das geht in erster Linie 
zu Lasten der Rechtssicherheit, auf die 
die Praxis im Erschließungsbeitragsrecht 
in besonderer Weise angewiesen ist. An-
gesichts dessen ist es allenfalls ein 
schwacher Trost, dass die rechtliche Wir-
kung von Entscheidungen des Bundes-
verwaltungsgerichts zum Erschließungs-
beitragsrecht ohnehin beschränkt ist, weil 

40die Länder Baden-Württemberg , 
41 42 Bayern  und Berlin von der ihnen durch 

das Inkrafttreten des Gesetzes zur Än-
derung des Grundgesetzes vom 
27.10.1994 (BGBl I S. 3146) zugewach-
senen Gesetzgebungskompetenz Ge-
brauch gemacht und das Erschließungs-
beitragsrecht in das Landesrecht über-
führt haben, also der Jurisdiktion des 
Bundesverwaltungsgerichts entzogen 
haben. Im Übrigen gilt auch in diesem 
Zusammenhang: Die Hoffnung stirbt zu-
letzt, nämlich die Hoffnung, dass sich der 
9. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
bei seinen erschließungsbeitragsrecht-
lichen Entscheidungen in Zukunft wieder 
stärker am Gesetz orientieren und seine 
eingangs aus dem Beschluss vom 
8.6.2015 zitierten Worte zur Überzeu-
gungskraft von Urteilsbegründungen 
ernst nehmen wird. 

40  Vgl. Gesetz vom 17.3.2005 (GBl. S. 206).
41  Vgl. Gesetz vom 8.3.2016 (GVBl. S. 36).
42  Vgl. Gesetz vom 16.3.2006 (GVBl. S. 242) sowie 
 dazu Driehaus, Straßenbaubeitragsrecht in Berlin, 
 2. Auflage, § 1 Rn. 18.

Rechtsprechungsberichte

OLG Koblenz: 
Auch kommunale 
„Auslobungsverfahren“ sind 
transparent zu gestalten
Das OLG Koblenz hat mit Urteil vom 17. 
August 2017 – 1 U 7/17 entschieden, dass 
dann, wenn ein städtisches Grundstück 
im Wege eines „Auslobungsverfahrens“ 
zum Erwerb angeboten wird, die aus-
lobende Kommune verpflichtet ist, die 
grundsätzlich geltenden Verfahrensre-
geln einzuhalten. Dazu gehört die Sicher-
stellung der Grundsätze der Gleichbe-
handlung der Teilnehmer, der Transparenz 
und der Rücksichtnahme.
In dem zugrundeliegenden Verfahren be-
absichtigt eine Kommune, zwei Grund-
stücke zum Zwecke der zivilbaulichen 
Nachnutzung zu verkaufen. Hierzu veröf-
fentlicht sie einen Auslobungstext, in dem 
sie bekannt gibt, dass sie die Entschei-
dung über den Käufer in der Kombination 
von städtebaulicher Lösung, Nutzungs-
struktur, Synergie- und Folgeeffekten und 
Kaufpreis treffen werde. Der Auslobungs-
text enthält Hinweise auf die vorhandene 
Bebauung und spätere Nutzungsmög-
lichkeiten sowie auf die Preisvorstellung i. 
H. v. 870 000 Euro (Kaufpreis). Einen kon-
kreten Hinweis auf eine mögliche künftige 
Nutzung für einen Mehrwohnungsbau 
enthält der Text nicht. Ein Bieter reicht ein 

Kaufangebot über 1.215.000 Euro ein. 
Dieses Gebot beinhaltet eine Bebauung 
der Grundstücke mit einer großzügigen 
modernen Luxusvilla, die der Behausung 
einer Familie dienen und bei dem die 
bestehende Bebauung abgerissen wer-
den soll. Die Stadt möchte dem Angebot 
nicht nähertreten. Sie bevorzugt das nied-
rigere Kaufangebot eines anderen Bie-
ters, weil es bei teilweisem Erhalt der 
bestehenden Bebauung eine Mehrwoh-
nungsbebauung vorsieht. Auf Antrag des 
übergangenen Bieters untersagt das LG 
Koblenz der Stadt per einstweiliger Verfü-
gung, die sie auch nach Widerspruch der 
Stadt aufrechterhält, die Grundstücke auf 
der Grundlage des Auslobungstextes zu 
verkaufen.
Das OLG Koblenz hat das Urteil des 
Landgerichts gehalten. Die Kommune 
habe durch ihre öffentliche Auslobung ein 
Schuldverhältnis begründet. Dies ergebe 
sich sowohl aus § 311 BGB wie auch unter 
Bezugnahme auf den selbst gewählten 
Begriff „Auslobung“ aus §§ 657 ff. BGB. 
Dieses Schuldverhältnis verpflichte die 
Stadt als Auslobende, die grundsätzlich 
geltenden und selbstgesetzten Verfah-
rensregeln einzuhalten, die Gleichbe-
handlung der Teilnehmer, Transparenz 
und Rücksichtnahme sicherzustellen. Der 
Anbietende solle aufgrund der mitgeteil-

ten Kriterien und Hinweise selbstständig 
und eigenverantwortlich entscheiden 
können, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang, mit welchem planerischen 
Aufwand und mit welchem anzubietenden 
Preis er sich an dieser „Auslobung“ be-
teiligt. Das für ihn einzugehende wirt-
schaftliche Risiko müsse unter Berück-
sichtigung der mitgeteilten Chancen des 
Erwerbs der Grundstücke für ihn kalku-
lierbar sein, so das OLG. Die so skiz-
zierten Pflichten habe die Stadt verletzt, 
weil aus dem Auslobungstext selbst nicht 
mit der erforderlichen Deutlichkeit her-
vorgehe, dass es der Stadt gerade darauf 
ankomme, durch Schaffung mehrerer 
Wohneinheiten das innerstädtische Woh-
nungsangebot aufgrund erhöhter Nach-
frage zu erweitern, und dies entscheidend 
für die Bieterauswahl sei. Dies gelte umso 
mehr, als im fraglichen Wohnbereich auch 
Villenbebauung vorhanden ist. Wäre dies 
mit ausreichender Deutlichkeit im Aus-
lobungstext zum Ausdruck gebracht wor-
den, hätte der übergangene Bieter ab-
schätzen können, dass er mit dem von 
ihm vorgeschlagenen Projekt keinerlei 
Chancen besitze, und dementsprechend 
hierfür keine Aufwendungen erbracht, so 
das OLG weiter.
Die Entscheidung entspricht den allge-
meinen Grundsätzen der Vertrauenshaf-
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tung. Sie ist vergleichbar mit den von der 
Rechtsprechung bereits entschiedenen 
Fällen, in denen ein Privater zum Beispiel 
erklärt, eine Ausschreibung nach den 
Regeln der VOB/A durchzuführen. Auch in 
diesen Fällen dürfen die Bieter darauf 
vertrauen, dass sich der Ausschreibende 
insgesamt an die Regeln der VOB/A hält.

OVG Berlin-Brandenburg: 
Kita-Plätze müssen in angemessener 
Nähe zur Wohnung liegen
Der Anspruch auf einen Kita-Platz in an-
gemessener Nähe zur Wohnung besteht 
nicht nur im Rahmen vorhandener Kapa-
zitäten. Dies hat das Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg mit Beschlüs-
sen vom 22.03.2018 in zwei Eilverfahren 
(Az.: OVG 6 S 2.18 und OVG 6 S 6.18) 
klargestellt. Ein Platz in einer Einrichtung, 
die über 30 Minuten Fahrzeit mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln entfernt ist und 
auch nicht auf dem Weg der Eltern zur 

Arbeit liegt, ist nach Auffassung des 
Gerichts nicht mehr zumutbar. 
Das Verwaltungsgericht hatte die Anträge 
der Kinder noch abgelehnt, weil in den 
betreffenden Bezirken Pankow und Fried-
richshain-Kreuzberg die Kapazitäten er-
schöpft seien und weil in einem der 
beiden Fälle bereits ein Kita-Platz in an-
gemessener Entfernung von der Woh-
nung nachgewiesen worden sei.
Das OVG hat diese Entscheidungen nach 
einem mit den Verfahrensbeteiligten und 
Vertretern der zuständigen Senatsver-
waltung durchgeführten Erörterungster-
min geändert und das Land Berlin ver-
pflichtet, den Antragstellern jeweils einen 
Betreuungsplatz in angemessener Entfer-
nung zu ihrer Wohnung nachzuweisen. 
Als Umsetzungsfrist hat es dem Land 
Berlin fünf Wochen eingeräumt.
Zur Begründung führte es an, dass gem. 
§ 24 Abs. 2 SGB VIII ein Kind, das das 
erste Lebensjahr vollendet habe, bis zur 
Vollendung des dritten Lebensjahres 

einen Anspruch auf frühkindliche Förde-
rung in einer Tageseinrichtung oder in 
einer Kindertagespflege habe, wobei sich 
der Umfang der täglichen Förderung nach 
dem individuellen Bedarf richte. Dieser 
gesetzliche Anspruch bestehe nach 
Ansicht des OVG nicht nur im Rahmen 
vorhandener Kapazitäten, sondern ver-
pflichte dazu, die erforderlichen Kapazi-
täten zu schaffen. Fachkräftemangel und 
andere Schwierigkeiten würden nicht von 
der gesetzlichen Pflicht entbinden, Kin-
dern, die eine frühkindliche Betreuung in 
Anspruch nehmen möchten, einen dem 
individuellen Bedarf gerecht werdenden 
Betreuungsplatz anzubieten.
Der Betreuungsplatz, den der Antrag-
steller in einem der beiden Verfahren der-
zeit in Anspruch nimmt, befinde sich nach 
Ansicht des OVG nicht in angemessener 
Nähe zur Wohnung, weil er deutlich über 
30 Minuten Fahrzeit mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln entfernt sei und auch nicht 
auf dem Weg der Eltern zur Arbeit liege.

Urteil des OVG Schleswig 
vom 04.10.2016 - 2 LB 2/16 (I.) und
Beschluss des BVerwG 
vom 22.02.2018 - 9 B 6.17 (II.)

GG Art. 90 Abs. 2
FStrG §§ 3 Abs. 1 S. 1 und 5 Abs. 1 Satz 1
StrWG § 12 Abs. 2 2. HS und Abs. 4
KAG §§ 2 und 6
AO § 38
BGB  §§ 670, 677, 683

Mitbenutzung einer kommunalen Ent-
wässerungseinrichtung für Straßenent-
wässerung
Erhebung von Gebühren für die Ent-
wässerung von Straßen anderer Stra-
ßenbaulastträger

I. Urteil des OVG Schleswig 
vom 04.10.2016 – 2 LB 2/16

Leitsatz:
Gemeinden dürfen für die Entwässe-
rung von Straßen anderer Straßenbau-
lastträger Gebühren erheben. Voraus-
setzung ist, dass sie entweder eine Stra-
ßenentwässerungsgebührensatzung 
erlassen oder in ihrer Abwassergebüh-
rensatzung einen eigenständigen Ge-
bührentatbestand und einen Gebühren-
satz für die Entwässerung von Straßen 
anderer Straßenbaulastträger vorsieht.

Zum Sachverhalt:
Der Beklagte leitet das auf den Straßen A 1, 

Aus der Rechtsprechung

B 76, B 432 und L 102 anfallende Nie-
derschlagswasser in die Abwasserbesei-
tigungsanlage der Klägerin ein. Die Kläge-
rin verlangt hierfür eine finanzielle Leistung.
In der Vergangenheit hatte die Klägerin 
zunächst versucht, den Beklagten durch 
Abwassergebührenbescheide heranzu-
ziehen, diese jedoch im Widerspruchs-
verfahren am 3. Dezember 2007 aufge-
hoben. Stattdessen machte sie für die 
Jahre 2002 bis 2007 Aufwendungsersatz-
ansprüche i.H.v. 549.589,88 � geltend. 
Der Beklagte lehnte die Zahlung mit 
Schreiben vom 25. Juni 2008 ab.
Die Klägerin hat am 28. Oktober 2008 
Klage erhoben. Sie hat vorgetragen, ihr 
stehe wegen der Mitbenutzung ihrer öf-
fentlichen Einrichtung ein öffentlich-
rechtlicher Erstattungsanspruch gegen 
den Beklagten zu. Für dessen Höhe kön-
ne die Höhe entsprechender Nieder-
schlagswassergebühren einen taug-
lichen Richtwert bieten. Dem von ihr 
geforderten Betrag liege die Ermittlung 
ihrer Gesamtkosten nach den Maßstäben 
des Gebührenrechts zu Grunde, von 
denen sie die Kosten für die Entwässe-
rung der Gemeindestraßen und für die 
Entwässerung von Straßen anderer Stra-
ßenbaulastträger ausgesondert habe.
Nach einer Klageerweiterung hinsichtlich 
des Zeitraumes 2008 hat die Klägerin 
beantragt, den Beklagten zu verurteilen, 
an sie 600.589,88 � nebst Zinsen in Höhe 
von jährlich fünf Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz, und zwar bezogen auf 

549.589,88 � seit dem 28.10.2008, 
bezogen auf weitere 51.000,00 � seit dem 
23.12.2011 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage ab-
zuweisen.

Das Verwaltungsgericht hat zur Frage, in 
welcher Höhe der Beklagte Aufwendun-
gen für die Unterhaltung/ Instandhaltung 
einer Niederschlagswasserbeseitigungs-
anlage dadurch erspart habe, dass auf 
der A 1, B 76, B 432 und L 102 anfallendes 
Niederschlagswasser in den Jahren 2002 
bis 2007 in die von der Klägerin betrie-
bene Abwasserbeseitigungsanlage ein-
geleitet worden ist, Beweis erhoben durch 
Einholung eines Sachverständigengut-
achtens; wegen des Ergebnisses wird auf 
das Gutachten des Dipl.-Ing. ... vom 30. 
November 2011 sowie auf die Tischvor-
lage des Sachverständigen zur münd-
lichen Verhandlung am 27. August 2012 
verwiesen.
Das Verwaltungsgericht hat die Klage 
durch Einzelrichterurteil vom 29. April 
2013 ohne mündliche Verhandlung im 
Wesentlichen abgewiesen und den Be-
klagten lediglich verurteilt, an die Klägerin 
45.500,00 � nebst Zinsen zu zahlen. Der 
Klägerin stehe ein öffentlich-rechtlicher 
Erstattungsanspruch in dieser Höhe zu, 
weil der Beklagte die öffentlichen Einrich-
tungen der Klägerin zur Beseitigung von 
Niederschlagswasser von den Straßen A 
1, B 76, B 432 und L 102 zum Teil mit-
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benutzt habe. Dabei sei der Beklagte 
hinsichtlich der A 1, B 76 und B 432, für die 
er nicht der Straßenbaulastträger sei, ge-
mäß Art. 90 Abs. 2 GG als gesetzlicher 
Prozessstandschafter für die Bundes-
republik Deutschland passivlegitimiert.
Der Beklagte habe etwas – die Ersparnis 
von Aufwendungen für die Unterhaltung/
Instandhaltung einer fiktiven Straßenent-
wässerungsanlage für die o. g. Straßen – 
in sonstiger Weise auf Kosten der Klägerin 
erlangt – eine zweckgerichtete Vermö-
gensvermehrung durch die Klägerin liege 
nicht vor. Sie könne die mit der Inan-
spruchnahme ihrer Abwasserbeseiti-
gungsanlage durch andere Straßenbau-
lastträger verbundenen Kosten nicht den 
privaten Grundstückseigentümern aufer-
legen. Ferner sei die Vermögensverschie-
bung ohne Rechtsgrund erfolgt; insbe-
sondere liege als Rechtsgrund keine 
öffentlich-rechtliche Geschäftsführung 
ohne Auftrag vor, weil bereits eine für eine 
Geschäftsbesorgung erforderliche Tätig-
keit seitens der Klägerin fehle.
Der Höhe nach sei der Anspruch auf die 
ersparten Aufwendungen für die Unterhal-
tung/Instandhaltung einer fiktiven Stra-
ßenentwässerungsanlage der A 1, B 76, B 
432 und L 102 zu begrenzen, da hinsicht-
lich der Herstellungskosten Verjährung 
eingetreten sei und Herstellungskosten 
auch nicht in Form von kalkulatorischen 
Kosten zu berücksichtigen seien.
Es sei sachgerecht und angemessen, als 
Schätzungsgrundlage für den fiktiven 
Aufwand vereinfachend in der Regel die 
Fließwege in Ansatz zu bringen, die den 
tatsächlich vorzufindenden entsprächen 
und hiervon nur in Fällen eine Ausnahme 
zu machen, in denen sich eine andere 
Möglichkeit geradezu aufdränge.
Schließlich sei u. a. die Fläche 4 nicht zu 
berücksichtigen gewesen. Ein diesbe-
züglicher Anspruch bestehe nicht analog 
§ 683 BGB, weil es an einer planwidrigen 
Regelungslücke fehle. Diese fehle, weil 
die § 3 Abs. 1 Satz 1 und § 5 Abs. 1 Satz 1 
FStrG abschließend die Frage beantwor-
teten, wer die Unterhaltung einer Bundes-
straße vorzunehmen habe, nämlich die 
Bundesrepublik Deutschland bzw. die für 
den Bund handelnden Länder, Art. 90 
Abs. 2 GG.
Insoweit bestehe auch kein öffentlich-
rechtlicher Erstattungsanspruch, weil eine 
aufgedrängte Bereicherung vorliege und 
ein Ausgleich angesichts des Grundsat-
zes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
daher unbillig sei.
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin am 3. 
Juni 2013 einen Antrag auf Zulassung der 
Berufung gestellt, dem der damals zu-
ständige 4. Senat mit Beschluss vom 5. 
September 2013 entsprochen hat.
Die Klägerin trägt vor, dass entgegen der 
Ansicht des Verwaltungsgerichts die 
Regelungen über die öffentlich-rechtliche 
Geschäftsführung ohne Auftrag anwend-

bar seien und ein entsprechender An-
spruch bestehe.
Eine gesetzliche Zuständigkeitsregelung 
schließe einen Anspruch aus Geschäfts-
führung ohne Auftrag nicht automatisch 
aus. Wäre dies der Fall, so gäbe es im öf-
fentlichen Recht generell keine Ansprü-
che aus Geschäftsführung ohne Auftrag, 
weil öffentliche Aufgaben in aller Regel 
einem Verwaltungsträger zur Wahrneh-
mung zugewiesen seien.
Ferner liege eine Geschäftsbesorgung 
der Klägerin vor – die Klägerin führe über 
die Anlage das Wasser ab und verbringe 
es an einen anderen Ort; sie dulde nicht 
nur eine vermeintliche Mitbenutzung des 
Beklagten.
Zu den ersatzfähigen Aufwendungen 
zählten neben den laufenden Unterhal-
tungs- und Verwaltungskosten auch die 
Abschreibungen und die Verzinsung des 
aufgewendeten Kapitals für die Leitun-
gen.
Die Flächen Nr. 1, 4 und 14 seien entge-
gen der Ansicht des Verwaltungsgerich-
tes Schleswig zu berücksichtigen. Hin-
sichtlich der Flächen Nr. 2, 3, 5, 8, 9, 11, 
15, 18 und 19 werde ein Anspruch im 
Berufungsverfahren nicht weiterverfolgt.
Die Klägerin beantragt, das Urteil des 
Schleswig-Holsteinischen Verwaltungs-
gerichtes - 4. Kammer, Einzelrichter - vom 
29.04.2013 zu ändern und den Beklagten 
zu verurteilen, an sie weitere 262.300,09 � 
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz zu 
zahlen, und zwar bezogen auf 217.800,09 
� seit dem 28.10.2008 und bezogen auf 
44.500,00 � seit dem 23.12.2011.

Der Beklagte beantragt, die Berufung zu-
rückzuweisen.

Der Beklagte trägt vor, dass eine analoge 
Anwendung der Regelungen zur Ge-
schäftsführung ausscheide, weil das Bun-
desfernstraßengesetz dem Beklagten 
einen Entscheidungsspielraum einräume, 
der ihm nicht genommen werden dürfe 
und das Straßen- und Wegegesetz 
Schleswig- Holstein eine abschließende 
einschränkende Sondervorschrift für die 
Kostenerstattung enthalte.
Die den Streit betreffenden Verwaltungs-
vorgänge haben dem Gericht bei Be-
ratung und Entscheidung vorgelegen und 
sind zum Gegenstand der mündlichen 
Verhandlung gemacht worden; wegen 
weiterer Einzelheiten des Sachverhalts 
und des Vortrags der Beteiligten wird auf 
den Akteninhalt sowie auf die wechsel-
seitigen Schriftsätze der Beteiligten nebst 
Anlagen ergänzend Bezug genommen.

Aus den Gründen:
Soweit das Verwaltungsgericht der Klage 
stattgegeben hatte, ist der Rechtsstreit 
hinsichtlich der davon betroffenen Flä-
chen mit dem erstinstanzlichen Urteil 

rechtskräftig entschieden, da die Be-
klagte hiergegen kein Rechtsmittel ein-
gelegt hat. Der davon betroffene Streit-
gegenstand ist damit der Entscheidung 
des Senats entzogen. Die von der Klä-
gerin hinsichtlich der Klagabweisung zu 
den Flächen 1, 4 und 14 eingelegte 
Berufung ist zulässig, jedoch nur zu einem 
geringen Teil begründet.
Der Klägerin steht der geltend gemachte 
Zahlungsanspruch zu den Flächen 1, 4 
und 14 gegen den Beklagten als Auf-
wendungsersatz nur im Hinblick auf die 
von ihr vorgenommenen Unterhaltungs-
maßnahmen an der sog. Fläche Nr. 4 ab 
dem 27. November 2007 zu. Im Übrigen 
ist die Klage unbegründet.
Hinsichtlich des Zeitraums von Anfang 
2002 bis zum 26. November 2007 kommt 
ein Anspruch aus öffentlich-rechtlicher 
Geschäftsführung ohne Auftrag schon 
deshalb nicht in Betracht, weil es bei der 
Klägerin an dem nötigen Fremdge-
schäftsführungswillen gefehlt hatte.
Fremdgeschäftsführungswille liegt vor, 
wenn der Geschäftsführer sowohl das Be-
wusstsein als auch den Willen besitzt, ein 
Geschäft für einen anderen – den Ge-
schäftsherrn – zu führen (Palandt/ Sprau, 
Rn 3 zu § 677 BGB). Bei objektiv fremden 
und bei sog. auch-fremden Geschäften 
wird der Geschäftsführungswille zwar 
grundsätzlich – widerleglich – vermutet 
(Palandt/Sprau Rn 4 und 6 zu § 677 BGB). 
Eine derartige Vermutung ist vorliegend 
jedoch für diesen Zeitraum widerlegt.
Die Klägerin ging bis zum 26. November 
2007 davon aus, als Trägerin der Abwas-
serbeseitigungseinrichtung ein eigenes 
Geschäft zu führen und den Beklagten als 
Entgelt hierfür zu Gebühren auf der 
Grundlage der Gebührensatzung heran-
zuziehen. Sie leitete das Niederschlags-
wasser von den betreffenden Flächen in 
ihre Abwasserbeseitigungsanlage in dem 
Bewusstsein und mit dem Willen ein, ihre 
Aufgabe als Abwasserbeseitigungspflich-
tige zu erfüllen. Sie sah dies - auch nach 
ihrem eigenen Vortrag - als ihre eigene 
Aufgabe an.
Aber auch für den Zeitraum nach dem 26. 
November 2007 lagen die Voraussetzun-
gen einer öffentlich-rechtlichen Ge-
schäftsführung ohne Auftrag für den 
weitaus größeren Teil der streitigen For-
derung nicht vor. Soweit das Oberflächen-
wasser der Straßenflächen in die Ab-
wasserbeseitigungseinrichtung der Klä-
gerin eingeleitet worden ist, hätten die 
Straßenbaulastträger nach Schaffung der 
satzungsrechtlichen Voraussetzungen zu 
Abwassergebühren herangezogen wer-
den können. Es besteht deshalb kein 
Anspruch analog §§ 677, 683, 670 BGB.
Die zivilrechtlichen Regelungen der 
Geschäftsführung ohne Auftrag sind 
insoweit nicht analog anwendbar. Solche 
Ansprüche sind trotz möglicherweise ver-
gleichbarer Interessenlage dann ausge-
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schlossen, wenn eine abgeschlossene 
gesetzliche Regelung besteht (vgl. 
BVerwG, Urt. v. 28.08.2003 - 4 C 9.02 -, 
NVwZ-RR 2004, 84; vgl. auch Palandt/
Sprau, Rn 13 zur Einf. v. § 677 BGB). Es 
bestand zwar eine vergleichbare Interes-
senlage, jedoch liegt eine planwidrige 
Regelungslücke nicht vor.
Die gesetzlichen Vorschiften des bundes-
rechtlichen und des schleswig-holsteini-
schen Straßen- und Wegerechts enthalten 
solche Regelungen – gegenwärtig – zwar 
nicht. Die § 3 Abs. 1 Satz 1 und § 5 Abs. 1 
Satz 1 FStrG bestimmen zusammen mit 
Art. 90 Abs. 2 GG, in wessen Aufgaben-
bereich bei Bundesstraßen die Entwässe-
rung der Straßenkörper fällt, sie enthalten 
aber keine Aussage darüber, wer die 
Kosten hierfür zu tragen hat. Das Bundes-
fernstraßengesetz enthält auch im Übri-
gen diesbezüglich keine Kostenregelung.
Anders als die Landesgesetze einiger 
anderer Bundesländer (vgl. § 23 Abs. 5 
BbgStrG, § 30 Abs. 4 StrWG MV, § 23 Abs. 
5 StrG LSA, § 23 Abs. 5 SächsStrG, § 23 
Abs. 5 ThürStrG, § 20 Abs. 5 Sätze 1 bis 3 
HStrG) enthält auch das schleswig-hol-
steinische Landesrecht keine Bestim-
mung zur Regelung dieses Bereichs. 
Soweit § 12 Abs. 2 2. HS StrWG Rege-
lungen enthält, beziehen sich diese auf 
die finanzielle Beteiligung des von der Ge-
meinde unterschiedlichen Straßenbau-
lastträgers am Herstellungsaufwand der 
gemeindlichen Abwasserbeseitigungs-
einrichtung, hat aber auf die Behandlung 
der im Betrieb anfallenden Kosten keinen 
Einfluss.
Die Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts (Beschl. v. 06.03.1997 – 8 B 
246/96 -, Buchholz 401.84 Benutzungs-
gebühren Nr. 86 = NVwZ-RR 1998, 130 = 
ZKF 1998, 160) sieht den Weg der Ge-
bührenerhebung ausdrücklich in keinem 
Widerspruch zu bundesrechtlichen Grund-
sätzen.
Auch die bisherige Rechtsprechung des 
Senats steht einer Heranziehung eines 
Straßenbaulastträgers zu Niederschlags-
wassergebühren nicht entgegen. Im Urteil 
vom 12. Juli 2000 (– 2 L 28/99 -, NordÖR 
2000, 391) scheiterte die Heranziehung 
hinsichtlich der Abführung des auf der 
Landesstraße anfallenden Abwassers 
daran, dass die Gemeinde in der Orts-
durchfahrt gem. § 12 Abs. 2 und 4 StrWG 
selbst hinsichtlich der Straßenentwässe-
rung Trägerin der Straßenbaulast war. 
Diese Begründung war nur deshalb ent-
scheidungserheblich, weil der Senat von 
der grundsätzlichen Gebührenfähigkeit 
der anfallenden Kosten und der Gebüh-
renpflicht des von der Gemeinde unter-
schiedlichen Trägers der Straßenbaulast 
ausging.
Soweit das Verwaltungsgericht in seiner 
ständigen Rechtsprechung den Senats-
beschluss vom 25. April 2003 (- 2 MB 
33/03 -, NordÖR 2004, 173) in Anspruch 

nimmt, um die Unzulässigkeit einer Ge-
bührenerhebung zu belegen, ist dem 
entgegen zu halten, dass dort – lediglich – 
festgestellt worden ist, dass die Ent-
wässerung von öffentlichen Straßenflä-
chen nicht unter den Begriff der „Grund-
stücksentwässerung“ fällt, die dadurch 
verbundenen Kosten deshalb nicht die 
Kalkulation der Grundstücksentwässe-
rungsgebühren eingestellt werden dür-
fen, sondern aus diesem Gebühren-
haushalt auszusondern sind. Daran ist 
festzuhalten. Damit können die recht-
lichen Überlegungen jedoch noch nicht 
zum Abschluss kommen. Vielmehr sind 
die Gebührentatbestände in der Satzung 
neu zu formulieren und ein den Anfor-
derungen der §§ 6 und 2 KAG und des 
§ 38 AO genügender Abgabentatbestand 
zu schaffen.
Sollte dem Eilbeschluss des Senats vom 
25. April 2005 (- 2 MB 33/03 -, NordÖR 
2004, 173) die Auffassung entnommen 
werden, dass mit Blick auf die Straßen-
entwässerung der Weg zur Gebührener-
hebung versperrt sein soll, hält der Senat 
hieran nicht fest. Gemeinden dürfen Ge-
bühren erheben für die Entwässerung von 
Straßen anderer Straßenbaulastträger. 
Voraussetzung der Gebührenerhebung 
ist, dass die Gemeinde eine Straßenent-
wässerungsgebührensatzung erlässt, 
bzw. in ihrer Abwassergebührensatzung 
einen eigenständigen Gebührentatbe-
stand und einen Gebührensatz für die 
Entwässerung von Straßen anderer Stra-
ßenbaulastträger vorsieht.
Wegen dieser Möglichkeit, die gesetzlich 
formulierten abgabenrechtlichen Mög-
lichkeiten zu nutzen, fehlt die planwidrige 
Regelungslücke und damit der Weg zur 
analogen Anwendung der zivilrechtlichen 
Normen zur Geschäftsführung ohne Auf-
trag und auch zu einer Verwendungskon-
diktion.
All diese rechtlichen Überlegungen gelten 
indes nicht, soweit die Entwässerung der 
sog. Flächen Nr. 4 und Nr. 14 betroffen 
sind. Diese Flächen werden nicht von 
Einrichtungen der Klägerin entwässert, so 
dass die Erhebung von Benutzungs-
gebühren deshalb nicht in Frage kommt.
Bei der Fläche 14 kommt ein Aufwen-
dungsersatzanspruch der Klägerin gegen 
den Beklagten jedoch nicht in Betracht. 
Zwar entwässert diese Straßenfläche in 
eine Vorflut, die von der Klägerin unter-
halten wird. Bei dieser Vorflutleitung han-
delt es sich aber weder um eine Leitung 
des Beklagten noch um eine solche der 
Klägerin. Diese Leitung steht vielmehr in 
der Trägerschaft des Wasser- und Bo-
denverbandes. Aufwendungsersatz- oder 
Auskehrungsansprüche könnten deshalb 
allenfalls gegen den Wasser- und 
Bodenverband geltend gemacht werden.
Die Entwässerung der Fläche Nr. 4 erfolgt 
durch eine bundeseigene Entwässe-
rungsleitung, die parallel zur Autobahn 

verläuft. Sie wird jedoch von der Klägerin 
tatsächlich unterhalten. Hier handelt es 
sich also nicht um eine - faktische - Be-
nutzung einer Einrichtung der Klägerin 
durch den Beklagten, sondern um eine 
faktische Unterhaltung einer Einrichtung 
des Beklagten durch die Klägerin. Eine 
Gebührenerhebung für die Benutzung 
einer gemeindlichen Einrichtung der Klä-
gerin kommt deshalb nicht in Frage. 
Damit ist der Weg zu einem Aufwen-
dungsersatzanspruch aus öffentlich-
rechtlicher Geschäftsführung ohne Auf-
trag nicht versperrt.
Ein Anspruch ist gegeben. Neben den 
tatbestandlichen Merkmalen des objektiv 
fremden Geschäftes und dem Fremdge-
schäftsführungswillen (seit dem 27. No-
vember 2007!) liegen auch die weiteren 
tatbestandlichen Voraussetzungen einer 
Geschäftsführung ohne Auftrag vor.
Insbesondere liegt eine Geschäftsbesor-
gung vor. Gleich, ob man das „Verhalten“ 
der Klägerin als Dulden/Unterlassen oder 
als aktives Handeln – etwa durch Instand-
haltungsmaßnahmen der Anlage – ein-
stuft, kommt eine Geschäftsbesorgung in 
Betracht, weil sich eine pauschale Negie-
rung der Geschäftsbesorgungseigen-
schaft von Unterlassen/Dulden ohne 
Berücksichtigung dessen sozialen Sinn-
gehalts verbietet (vgl. Staudinger/Berg-
mann, Rn 109 zur Vorb. § 677 ff BGB). 
Entgegen der Ansicht des Beklagten ist 
das Abführen des Niederschlagswassers 
nicht mit einem Mitfahrenlassen in einem 
Auto (vgl. Palandt/Sprau, Rn 6 zu § 662 
BGB) zu vergleichen, da bei einem Mitfah-
renlassen der Fahrer primär selbst von A 
nach B gelangen will, während vorliegend 
zumindest im ersten Abschnitt einzig und 
allein das Niederschlagswasser abge-
führt wird, das der Beklagte abzuführen 
hätte. Zudem ist der Begriff der Ge-
schäftsbesorgung weit zu verstehen (vgl. 
Palandt a.a.O. und auch BGH, Urt. v. 
18.07.2002 - III ZR 287/01 -, NvwZ 2002, 
1535), so dass das Abführen von Nieder-
schlagswasser als Geschäftsbesorgung 
anzusehen ist.
Das Abführen des Niederschlagwassers 
von den übrigen geltend gemachten 
Flächen stellt für die Klägerin ein fremdes 
Geschäft dar. Seit dem 27. November 
2007 handelte sie auch mit dem ent-
sprechenden Fremdgeschäftsführungs-
willen.
Da das Abführen Aufgabe des Beklagten 
ist, liegt die Geschäftsführung im objek-
tiven Interesse des Beklagten (§ 683 
BGB), da er so von seiner Aufgabe befreit 
wird. Bis zur Auseinandersetzung der 
Beteiligten ist mangels erkennbaren 
tatsächlichen Willens des Beklagten vom 
Interesse auf den mutmaßlichen Willen zu 
schließen (vgl. Palandt/Sprau, Rn 5 zu § 
683 BGB). Doch auch nach Beginn der 
Auseinandersetzung entsprach es dem 
Willen des Beklagten, dass das Nieder-
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schlagswasser abgeführt wird. Zwar 
entsprach es nicht seinem Willen, hierfür 
finanziell aufzukom-men, er forderte die 
Klägerin jedoch zu keinem Zeitpunkt auf, 
das Abführen zu unterlassen.
Ein Auftrag seitens des Beklagten oder 
eine sonstige Berechtigung der Klägerin 
zur Vornahme des Geschäftes liegt nicht 
vor.
Zu den ersatzfähigen Aufwendungen im 
Rahmen des § 670 BGB gehören neben 
den Verwaltungskosten auch die kalku-
latorischen Kosten wie Zinsen für das 
aufgebrachte Kapital und Abschreibun-
gen. Ein Rückgriff auf den Maßstab des 
§ 6 Abs. 2 KAG geht hier zwar fehl, weil 
gerade kein Gebührentatbestand vorliegt. 
Kalkulatorische Zinsen und kalkulatori-
sche Abschreibungen stellen jedoch Ver-
mögensopfer dar, die sich als notwendige 
Folge der Auftragsausführung ergeben
(vgl. Palandt/Sprau, Rn 3 zu § 670 BGB).
Die Revision war nicht zuzulassen, weil 
keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 VwGO 
gegeben ist.

II. Beschluss des BVerwG vom 
22. Februar 2018 - BVerwG 9 B 6.17

Tenor:
 Die Beschwerden der Klägerin und 
 des Beklagten gegen die Nichtzulas-
 sung der Revision in dem Urteil des  
 Schleswig-Holsteinischen Oberver-
 waltungsgerichts vom 4. Oktober 
 2016 werden zurückgewiesen.

Leitsatz:
 Bei Mitbenutzung einer kommuna-
 len Entwässerungseinrichtung für 
 die Entwässerung von Bundes- oder 
 Landesstraßen hat die Kommune 
 gegen den Straßenbaulastträger nur 
 dann einen Zahlungsanspruch aus 
 öffentlich-rechtlicher Geschäftsfüh-
 rung ohne Auftrag oder in Gestalt 
 eines öffentlich-rechtlichen Erstat-
 tungsanspruchs, wenn sie von Ge-
 setzes wegen keine Benutzungsge-
 bühren erheben kann.

Aus den Gründen:
Die Beschwerden beider Beteiligter sind 
unbegründet.

1. Die Beschwerde der Klägerin, die sich 
auf die Zulassungsgründe des § 132 Abs. 
2 Nr. 1 und 3 VwGO stützt, bleibt ohne Er-
folg.

a) Die Revision ist nicht wegen grund-
sätzlicher Bedeutung der Rechtssache 
(§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) zuzulassen.
Grundsätzlich bedeutsam im Sinne dieser 
Vorschrift ist eine Rechtssache nur, wenn 
für die angefochtene Entscheidung der 
Vorinstanz eine konkrete, fallübergreifen-
de und bislang ungeklärte Rechtsfrage 
des revisiblen Rechts von Bedeutung war, 

deren Klärung im Revisionsverfahren zu 
erwarten ist und zur Erhaltung der Ein-
heitlichkeit der Rechtsprechung oder zur 
Weiterentwicklung des Rechts geboten 
erscheint.

aa) Danach rechtfertigen die mit der Be-
schwerde aufgeworfenen Fragen:
 Liegt eine die Anwendung der Rege-
 lungen über die Geschäftsführung 
 ohne Auftrag im öffentlichen Recht aus-
 schließende abschließende Regelung 
 vor, wenn ein Verwaltungsträger eine 
 Geschäftsbesorgung erbringt, er für 
 diese Geschäftsbesorgung eine Ge-
 bühr erheben dürfte, die Erhebung 
 einer Gebühr jedoch gesetzlich nicht 
 vorgeschrieben ist und der Verwal-
 tungsträger auch keine entsprechende 
 Bestimmung in seiner Gebührensat-
 zung geschaffen hat?
 Liegt eine den öffentlich-rechtlichen Er-
 stattungsanspruch und damit die ent-
 sprechende Anwendung der §§ 812 ff. 
 BGB im öffentlichen Recht ausschlie-
 ßende abschließende Regelung vor, 
 wenn ein Verwaltungsträger eine Leis-
 tung erbringt, er für diese Leistung eine 
 Gebühr erheben dürfte, die Erhebung 
 einer Gebühr jedoch gesetzlich nicht 
 vorgeschrieben ist und der Verwal-
 tungsträger auch keine entsprechende 
 Bestimmung in seiner Gebührensat-
 zung geschaffen hat?

nicht die Zulassung der Revision. Sie be-
treffen, soweit sie sich nicht schon an-
hand der bisherigen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung beantworten lassen, die 
Auslegung und Anwendung des Kommu-
nalabgabengesetzes des Landes Schles-
wig-Holstein vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. 2005, 27) - KAG SH -, die vom Re-
visionsgericht nicht nachgeprüft werden 
(vgl. § 137 Abs. 1 VwGO).
In der Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts ist geklärt, dass es sich 
bei dem allgemeinen öffentlich-rechtli-
chen Erstattungsanspruch um ein eigen-
ständiges Rechtsinstitut des öffentlichen 
Rechts handelt, dessen Anspruchsvor-
aussetzungen und Rechtsfolgen denen 
des zivilrechtlichen Bereicherungsan-
spruchs entsprechen. Dies gilt indes nur, 
wenn Erstattungsansprüche nicht spe-
zialgesetzlich geregelt sind oder das 
geltende Recht sonst der Übertragbarkeit 
der §§ 812 ff. BGB in das öffentliche Recht 
entgegen steht (vgl. BVerwG, Urteile vom 
30. November 1995 - 7 C 56.93 - BVerwGE 
100, 56 <59 f.> und vom 15. Mai 2008 - 5 
C 25.07 - BVerwGE 131, 153 Rn. 13). Die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches über eine Geschäftsführung ohne 
Auftrag (§§ 677 ff.) gelten im öffentlichen 
Recht ebenfalls entsprechend (vgl. 
BVerwG, Urteile vom 6. September 1988 - 
4 C 5.86 - BVerwGE 80, 170 <172 f.> und 
vom 28. Oktober 1999 - 7 A 1.98 - 

BverwGE 110, 9 <12>), insoweit nicht 
gesetzliche Sonderregelungen ihre An-
wendbarkeit hindern (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 28. März 2003 - 6 B 22.03 - 
Buchholz 442.066 § 53 TKG Nr. 2 S. 10; 
OVG Münster, Urteil vom 12. September 
2013 - 20 A 433/11 - DVBl. 2014, 49 
<50>). Für die Mitbenutzung einer kom-
munalen Entwässerungseinrichtung ist 
zudem geklärt, dass zugunsten der Kom-
mune ein Zahlungsanspruch aus öffent-
lich-rechtlicher Geschäftsführung ohne 
Auftrag oder in Gestalt eines öffentlich-
rechtlichen Erstattungsanspruchs nur 
dann zu prüfen ist, wenn von Gesetzes 
wegen keine Möglichkeit zur Erhebung von 
Benutzungsgebühren besteht (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 7. Februar 2017 - 
9 B 32.16 - juris Rn. 17 f.; BGH, Urteil vom 
18. Juli 2002 - III ZR 287/01 - NVwZ 2002, 
1535 <1537>).
Das Berufungsgericht hat das nicht 
revisible Landesrecht dahin ausgelegt, 
dass Gemeinden gemäß §§ 2, 6 KAG SH 
Gebühren für die Entwässerung von 
Straßen anderer Baulastträger erheben 
dürfen (vgl. zur Gebührenpflicht des Stra-
ßenbaulastträgers für die Oberflächen-
entwässerung BVerwG, Beschluss vom 6. 
März 1997 -8 B 246.96 - Buchholz 401.84 
Benutzungsgebühren Nr. 86 S. 69 f.) und 
dass diese Möglichkeit auch dann, wenn 
die Gemeinde noch keine diesbezüg-
lichen Gebührentatbestände in ihrer Sat-
zung formuliert hat, eine abschließende 
Regelung darstellt, welche die analoge 
Anwendbarkeit der §§ 677 ff. und 812 ff. 
BGB ausschließt. Hieran ist der erkennen-
de Senat gebunden. Darüber hinausge-
hende Bezüge zum revisiblen Recht zeigt 
die Beschwerde nicht auf.

bb) Die Frage:
 Handelt eine Körperschaft automatisch
 ohne Fremdgeschäftsführungswillen, 
 wenn sie für eine Geschäftsbesorgung 
 einen Gebührenbescheid erlässt, auch 
 wenn sie diesen später wegen von ihr 
 erkannter oder vermeintlicher Rechts-
 widrigkeit aufhebt?

rechtfertigt ebenfalls nicht die Zulassung 
der Revision. In der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts ist geklärt, 
dass der Anspruch aus Geschäftsführung 
ohne Auftrag u.a. davon abhängt, dass 
der Geschäftsführer ein zumindest auch 
fremdes Geschäft wahrgenommen und 
mit Fremdgeschäftsführungswillen ge-
handelt hat (vgl. BVerwG, Urteil vom 28. 
August 2003 - 4 C 9.02 - Buchholz 407.4 § 
6 FStrG Nr. 2 S. 5; Beschluss vom 3. 
November 2006 - 5 B 40.06 - juris Rn. 3 f.). 
Die Prüfung des Vorliegens eines Fremd-
geschäftsführungswillens ist indes keine 
Rechtsfrage, sondern eine im konkreten 
Einzelfall vorzunehmende, das Revisions-
gericht gemäß § 137 Abs. 2 VwGO grund-
sätzlich bindende Tatsachenwürdigung 
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(vgl. BVerwG, Beschluss vom 29. Mai 
2012 - 3 B 90.11 - juris Rn. 6). Soweit die 
Klägerin geklärt wissen möchte, ob der 
Fremdgeschäftsführungswille bereits we-
gen des Erlasses der Gebührenbe-
scheide ausgeschlossen war, berück-
sichtigt sie zudem nicht hinreichend, dass 
das Berufungsgericht - wie von der Be-
schwerde angemahnt - einen Fremdge-
schäftsführungswillen bei einem soge-
nannten auch fremden Geschäft vermu-
tet, diese Vermutung vorliegend jedoch 
nicht nur durch die Erhebung von Ab-
wassergebühren, sondern auch aufgrund 
des Vortrags der Klägerin als widerlegt 
angesehen hat. Diese einzelfallbezogene 
Bewertung lässt keinen fallübergrei-
fenden Klärungsbedarf erkennen.

b) Die Revision der Klägerin ist nicht 
deshalb zuzulassen, weil ein Verfahrens-
mangel geltend gemacht wird und vor-
liegt, auf dem die angefochtene Entschei-
dung beruhen kann (§ 132 Abs. 2 Nr. 3 
VwGO).

aa) Die Rüge, das angegriffene Urteil sei 
nicht mit Gründen versehen, sodass ein 
absoluter Revisionsgrund gemäß § 138 
Nr. 6 VwGO vorliege, ist unbegründet.
Diese Vorschrift knüpft an den notwendi-
gen formellen Inhalt eines Urteils an (vgl. 
§ 117 Abs. 2 Nr. 5 VwGO). Danach müs-
sen im Urteil die für die Überzeugungs-
bildung des Gerichts maßgeblichen 
Gründe schriftlich niedergelegt werden. 
Einer Entscheidung fehlt nur dann die 
Begründung im Sinne von § 138 Nr. 6 
VwGO, wenn die Entscheidungsgründe 
die ihnen zukommende doppelte Auf-
gabe - Unterrichtung der Beteiligten über 
die maßgeblichen tatsächlichen und 
rechtlichen Erwägungen des Gerichts 
sowie Ermöglichung der Nachprüfung 
des Urteils im Rechtsmittelverfahren - 
nicht mehr erfüllen können. Das ist nicht 
erst der Fall, wenn dem Tenor überhaupt 
keine Gründe beigefügt sind, sondern 
auch dann, wenn die Begründung nicht 
nachvollziehbar, sachlich inhaltslos oder 
in anderer Weise so unbrauchbar ist, dass 
sie zur Rechtfertigung des Urteilstenors 
ungeeignet ist (stRspr, vgl. BVerwG, Urteil 
vom 28. November 2002 - 2 C 25.01 - 
BVerwGE 117, 228 <230 f.>; Beschluss 
vom 1. Juni 2016 - 3 B 67.15 - Buchholz 
418.6 TierSG Nr. 25 Rn. 17). Demge-
genüber greift § 138 Nr. 6 VwGO nicht 
schon deshalb, weil die Entscheidungs-
gründe lediglich unklar oder unvollständig 
sind. Sofern die Entscheidung auf ein-
zelne Ansprüche überhaupt nicht eingeht, 
kommt ein Verfahrensfehler nur in Be-
tracht, wenn die Gründe in sich gänzlich 
lückenhaft sind, namentlich weil einzelne 
Streitgegenstände oder selbständige 
Streitgegenstandsteile vollständig über-
gangen sind, jedoch nicht bereits dann, 
wenn lediglich einzelne Tatumstände oder 

Anspruchselemente unerwähnt geblie-
ben sind oder wenn sich eine hinrei-
chende Begründung aus dem Gesamtzu-
sammenhang der Entscheidungsgründe 
erschließen lässt (vgl. BVerwG, Be-
schlüsse vom 5. Juni 1998 - 9 B 412.98 -
Buchholz 310 § 138 Ziff. 6 VwGO Nr. 32 S. 
6 f. und vom 9. Juni 2008 - 10 B 149.07 - 
juris Rn. 5).
Danach liegt der gerügte Verfahrens-
mangel nicht vor. Zwar erscheint das Urteil 
zunächst insoweit widersprüchlich, als es 
im Tatbestand ausführt, die Klägerin ver-
folge ihren Anspruch (nur) hinsichtlich der 
Flächen Nr. 2, 3, 5, 8, 9, 11, 15, 18 und 19 
im Berufungsverfahren nicht mehr weiter, 
wohingegen in den Entscheidungsgrün-
den die "von der Klägerin hinsichtlich der 
Klageabweisung zu den Flächen 1, 4 und 
14 eingelegte Berufung" bzw. der "geltend 
gemachte Zahlungsanspruch zu den Flä-
chen 1, 4 und 14" als nur zu einem ge-
ringen Teil begründet beschieden wird. 
Gleichwohl ergibt sich aus dem Gesamt-
zusammenhang der Entscheidungsgrün-
de, dass sie sich auch auf die namentlich 
unerwähnt gebliebenen Flächen Nr. 6, 7, 
10, 12, 13, 16, 17 und 20 beziehen und 
daher den Urteilstenor tragen, dem 
zufolge der Klägerin nur hinsichtlich der 
Fläche Nr. 4 ein über das erstinstanzliche 
Urteil hinausgehender Aufwendungs-
ersatzanspruch zusteht. So führt das 
Berufungsgericht im zweiten Absatz der 
Entscheidungsgründe aus, mit Ausnah-
me des Ersatzanspruchs für Unterhal-
tungsmaßnahmen an der Fläche Nr. 4 ab 
dem 27. November 2007 sei die Klage 
unbegründet. Darüber hinaus erfassen 
die weiteren Ausführungen zum fehlen-
den Fremdgeschäftsführungswillen so-
wie zum Ausschluss der entsprechenden 
Anwendung der §§ 677 ff., 812 ff. BGB alle 
Flächen mit Ausnahme derjenigen der Nr. 
4 und 14, welche das Oberverwaltungs-
gericht ausdrücklich hiervon ausnimmt. 
Das Urteil bezeichnet damit die maßgeb-
lichen tatsächlichen und rechtlichen Er-
wägungen des Gerichts derart, dass eine 
Unterrichtung der Beteiligten sowie eine 
Nachprüfung im Rechtsmittelverfahren 
gewährleistet sind. Auch die Beschwerde 
benennt keine Besonderheiten der nicht 
ausdrücklich genannten Flächen, welche 
von den Entscheidungsgründen nicht er-
fasst werden und dazu führen, dass inso-
weit die für die Entscheidung maßgeben-
den Überlegungen nicht erkennbar sind.

bb) Aus den vorstehenden Ausführungen 
folgt zugleich, dass die Rüge einer 
Verletzung des Grundsatzes rechtlichen 
Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG, § 108 Abs. 2 
VwGO) gleichfalls unbegründet ist.

2. Die auf die Zulassungsgründe des 
§ 132 Abs. 2 Nr. 1 und 2 VwGO gestützte 
Beschwerde des Beklagten hat ebenfalls 
keinen Erfolg.

a) Die von der Beschwerde aufgeworfene 
Frage:
 Stellen § 3 Abs. 1 und § 5 Abs. 1 Satz 1 
 FStrG zusammen mit Art. 90 Abs. 2 GG 
 abschließende Regelungen in dem 
 Sinne dar, dass diese Regelungen eine 
 analoge Anwendung der zivilrecht-
 lichen Vorschriften zur Geschäftsfüh-
 rung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) 
 ausschließen? 

lässt sich anhand der gesetzlichen Rege-
lungen sowie der bisherigen Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts 
beantworten, ohne dass es der Durchfüh-
rung eines Revisionsverfahrens bedarf. 
Danach verpflichtet das Bundesfernstra-
ßengesetz den Straßenbaulastträger im 
Rahmen seiner Leistungsfähigkeit u.a. zur 
Einrichtung und Unterhaltung von Anla-
gen zur Oberflächenentwässerung. Indes 
bestimmt § 3 Abs. 1 FStrG nicht abschlie-
ßend die Art und Weise der technischen 
Umsetzung, sondern lässt dem Träger der 
Straßenbaulast die Möglichkeit, sich einer 
eigenen Abwassereinrichtung zu bedie-
nen oder eine vorhandene kommunale 
Kanalisation zu benutzen (vgl. BVerwG, 
Beschluss vom 6. März 1997 - 8 B 246.96 - 
Buchholz 401.84 Benutzungsgebühren 
Nr. 86 S. 70; Urteil vom 15. Juli 2016 - 9 A 
16.15 - Buchholz 11 Art. 104a GG Nr. 28 
Rn. 31). Wie vorstehend dargelegt, kann 
der letztgenannte Fall zu einem Zahlungs-
anspruch der Gemeinde führen, der unter 
Umständen auch aus einer öffentlich-
rechtlichen Geschäftsführung ohne Auf-
trag folgt.
Soweit der Beklagte geltend macht, der 
Vorbehalt der Leistungsfähigkeit nach § 3 
Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 FStrG stehe einer 
Erstattungspflicht aus einer öffentlich- 
rechtlichen Geschäftsführung ohne Auf-
trag generell entgegen, verkennt er, dass 
der vorgenannte Vorbehalt den Baulast-
träger nicht von der Verpflichtung befreit, 
die Verkehrsanlage so zu errichten und zu 
unterhalten, dass sie den regelmäßigen 
Verkehrsbedürfnissen einschließlich der 
schadlosen Beseitigung des Nieder-
schlagswassers (vgl. § 1 Abs. 4 Nr. 1 
FStrG) genügt. Eine auf die fehlende Leis-
tungsfähigkeit gestützte Einschränkung 
dieser Pflicht ist daher stets subsidiär und 
allenfalls vorübergehend (vgl. BVerwG, 
Urteil vom 14. Mai 1992 - 4 C 28.90 - 
Buchholz 407.2 EKrG Nr. 17 S. 8 f.). In 
diesem Rahmen ist das Handlungser-
messen des Straßenbaulastträgers zwar 
insoweit zu berücksichtigen, als die 
Übernahme der Geschäftsführung gem. 
§ 683 Satz 1 BGB dem Interesse und dem 
wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen 
des Geschäftsherrn entsprechen muss. 
Ein die Zahlungspflicht generell aus-
schließender Einwand, der letztlich - ent-
gegen der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts (vgl. Beschluss vom 
6. März 1997 - 8 B 246.96 - Buchholz 



113Die Gemeinde SH 4/2018

401.84 Benutzungsgebühren Nr. 86 S. 69 
f.) - auch der Erhebung von Abwasserge-
bühren entgegenstehen würde, kann hier-
aus aber nicht hergeleitet werden.

b) Soweit sich die Beschwerde auf den 
Zulassungsgrund der Divergenz (§ 132 
Abs. 2 Nr. 2 VwGO) stützt, benennt sie 

entgegen § 133 Abs. 3 Satz 3 VwGO 
schon keinen die angefochtene Entschei-
dung tragenden abstrakten Rechtssatz, 
mit dem die Vorinstanz von einem in der 
Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts aufgestellten ebensolchen, 
die Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts tragenden Rechtssatz in 

Anwendung derselben Vorschrift wider-
sprochen hat. Der vom Beklagten in Be-
zug genommene Beschluss des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 28. März 2003 (- 
6 B 22.03 - Buchholz 442.066 § 53 TKG Nr. 
2) betraf die Auslegung von § 53 Abs. 3 
TKG, der für den vorliegenden Rechts-
streit ohne Bedeutung ist.

Aus dem Landesverband

Erstmalig regiert eine Jamaika-Koalition in 
Schleswig-Holstein. 5 Monate nach der 
Bundestagswahl haben wir immer noch 
keine neue Bundesregierung. Wie ent-
scheiden die Mitglieder der SPD über die 
Groko? Rekordüberschüsse der Bundes- 
und Landeshaushalte. Unterschiedlicher 
waren die politischen Rahmenbedingun-
gen selten, die die Diskussionen am Ran-
de der diesjährigen Frühjahrstagung des 
HVB-Fachverbandes bestimmten.
Fast 80 Teilnehmer begrüßt Landesvorsit-
zender Dieter Staschewski. Die Verwal-
tungen stehen vor großen Herausforde-
rungen. Die vollständige Digitalisierung 
der Verwaltungen wird in kurzer Zeit zu 
bewältigen sein. Wie finden wir dafür ge-
eignetes Personal im Wettbewerb zur 
Wirtschaft? Schon jetzt gelingt es nicht 
mehr, alle freien Stellen zu besetzen. Es 
wird immer schwieriger, geeignetes Per-
sonal auf dem freien Arbeitsmarkt zu ge-
winnen. Mit den einleitenden Worten des 
Landesvorsitzenden wird deutlich, dass 
die Verwaltungen vor gravierenden Verän-
derungen stehen.
Auch die Akademie Sankelmark steht vor 
großen Aufgaben. Im vergangenen Jahr 
wurden 12.000 Gäste bei 435 Veranstal-
tungen in der Akademie begrüßt. Sogar 
Gäste aus Ostsibirien haben an den viel-
fältigen Veranstaltungen der Akademie 
teilgenommen. Besonders zu nennen 
hierbei war das Kommando „Spezialkräf-
te“ der Bundeswehr, das an einem Semi-
nar zur politischen Bildung teilgenommen 
hat. Diese Teilnehmerzahlen gilt es nun zu 
halten. Die Akademie ist bemüht, die Qua-
lität der Einrichtung weiter zu verbessern 
und attraktiver Veranstaltungsort zu sein.

Zauberwort Digitalisierung
Kommunal 4.0 - 
Vision oder schon bald Wirklichkeit?

Frühjahrstagung des Fachverbandes der Hauptverwaltungsbeamten der 
Kommunen Schleswig-Holsteins vom 21. – 23.02.2018 in der Akademie Sankelmark

Die kommunalpolitische Agenda 
der neuen Landesregierung – 
Staatssekretärin Kristina Herbst, 
Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume und Integration
Von vielen Baustellen im kommunalen Be-
reich, wie die Zuwanderung, Änderung 
der Amtsordnung, Neuaufstellung des 
Landesentwicklungsplanes mit den Re-
gionalplänen, Änderung des Finanzaus-
gleichsgesetzes sowie Kindertagesbe-
treuung berichtet Staatssekretärin Kris-
tina Herbst.
Das jüngst zwischen Landesregierung 
und kommunalen Landesverbänden ver-
einbarte finanzielle Maßnahmenpaket 
sieht Staatssekretärin Herbst als Durch-
bruch zu einer gerechten Kita-Finanzie-
rung an. Aus ihrer Sicht war diese Eini-
gung mit dem Appell verbunden, vorerst 
keine Erhöhung der Elternbeiträge vor-
zunehmen. Sie bringt die Hoffnung zum 
Ausdruck, mit der besseren Finanzaus-
stattung die Qualität in den Einrichtungen 
zu verbessern sowie die Gemeinden und 
die Eltern finanziell zu entlasten. Sie bittet, 
die finanziellen Wirkungen des beschlos-
senen Maßnahmenpaktes erst einmal in 
den Gemeinden ankommen zu lassen. 
Aus dem Plenum wird deutlich gemacht, 
dass trotz der verbesserten finanziellen 
Ausstattung nicht mit einer gerechten 
Kita-Finanzierung zu rechnen ist. Ziel 
muss es sein, wieder zur 1/3-Finanzierung 
durch das Land, die Gemeinden und die 
Eltern zu kommen. Trotz des höchsten An-
stiegs der Landeszuschüsse sehen die 
kommunalen Vertreter das Ziel einer ge-
rechten Finanzierung noch lange nicht er-
reicht. Die Betriebskosten in den Ein-

richtungen steigen durchschnittlich jähr-
lich um 3 % trotz gestiegener Zuschüsse 
durch das Land. Die Situation im Kinder-
tagesstättenbereich verschärft sich durch 
den zunehmenden Fachkräftemangel 
und die Konkurrenz der Betreiber unter-
einander um Beschäftigte. Die Fachkräfte 
tragen nach wie vor hohe Ausbildungs-
kosten selbst. Die Situation ist hochexplo-
siv, so der leitende Verwaltungsbeamte 
Jörg Hauenstein vom Amt Schafflund.
Für großen Unmut sorgt nach wie vor die 
zum 01.06.2018 in Kraft tretende Ände-
rung der Amtsordnung mit der Stimmen-
gewichtung in den Amtsausschüssen. Als 
völlig ungeeignet wird von den Vertretern 
der Ämter diese Regelung angesehen. 
Staatssekretärin Herbst macht keine 
Hoffnung, dass hier mit einer kurzfristigen 
Änderung zu rechnen ist. Hierzu sei einer 
der Koalitionspartner nicht bereit, so 
Herbst. 
Die Förderkulissen für verschiedene Be-
reiche werden ausgeweitet. Eine nach-
haltige Sanierung der Schulen ist not-
wendig, um ein attraktives Schulangebot 
in Schleswig-Holstein vorzuhalten, so 
Herbst. Das Land wird in den Jahren 2018 
– 2020 Mittel in Höhe von insgesamt 50 
Millionen Euro für den Schulbau und in 
Höhe von 7,5 Millionen Euro für die Sanie-
rung kommunaler Sportstätten zusätzlich 
zu dem bisherigen Sportstättenprogramm 
zur Verfügung stellen. Das Programm zur 
Sanierung von Sanitäranlagen soll aus 
dem Rahmen der Schulbaumittel mit 
einem Betrag von 7,5 Millionen Euro fort-
gesetzt werden. Hierbei werden insbeson-
dere die Förderanträge berücksichtigt, die 
im Rahmen des ersten Aufrufes nicht zum 
Zuge gekommen sind. Die Sportstätten-
förderung soll nicht nur auf Maßnahmen 
zur Verbesserung des Schwimmsports 
und der Laufbahnen beschränkt bleiben, 
sondern auch auf dazugehörige Infra-
struktur, wie z. B. Beleuchtung und Sani-
tärräume, erweitert werden. Staatssekre-
tärin Herbst macht dabei deutlich, dass 
dem Land wohl bewusst ist, dass die zur 
Verfügung gestellten Fördermittel nicht 
ausreichen werden, den gesamten Bedarf 
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zur Sanierung der Sportstätten zu decken. 
Es wird davon ausgegangen, dass ein 
Finanzbedarf zur Sanierung der Sportstät-
ten von bis zu 100 Millionen Euro p. a. be-
steht. Von daher mussten unter Einbezie-
hung des Landessportverbandes und des 
Gemeindetages Schwerpunkte der För-
derung gesetzt werden.

v.l.n.r.: Jörg Hauenstein, HVB-Fachverband, Jörg Bülow, geschäftsführendes Vorstands-
mitglied des SHGT, Staatssekretärin Kristina Herbst, 
Dieter Stascheswki, Landesvorsitzender des HVB-Fachverbandes

Das Verbot der Erhebung einer Pferde-
steuer wird von den anwesenden Kom-
munalvertretern massiv kritisiert. Den Ge-
meinden muss es unbenommen bleiben, 
im Rahmen ihrer Finanzhoheit und des 
damit verbundenen Steuerfindungs-
rechtes Abgaben für die Pferdehaltung zu 
erheben. Staatssekretärin Herbst vertei-
digt den anstehenden Beschluss des 
Landestages. Sie hält es nicht für oppor-
tun, die Sportausübung zu besteuern. 
Auch die Abschaffung der Verpflichtung 
zur Erhebung von Straßenausbaubeiträ-
gen wird erörtert. Faktisch wird es sich 
keine Gemeinde politisch mehr leisten 
können, die Ausbaubeitragssatzungen zu 
erhalten. Gefordert wird daher aus dem 
Plenum, für entfallene Ausbaubeiträge 
einen entsprechenden Ausgleich in Höhe 
von mindestens 15 Millionen Euro dauer-
haft jährlich im Rahmen des Finanzaus-
gleiches bereitzustellen.
Breiten Raum der Diskussion mit Staats-
sekretärin Herbst nimmt die Fortentwick-
lung des Landesentwicklungsplanes ein. 
Sowohl die Ausweisung von Windeig-
nungsflächen als auch die zukünftige 
Siedlungsentwicklung stehen dabei im 
Mittelpunkt.

Die Landesregierung ist bemüht, die 
Energiewende mit den Menschen umzu-
setzen. Kriterien müssen anders gesetzt 
werden. Dabei stehen die weichen Tabu-
Kriterien im Fokus der Betrachtung. Eine 
Änderung der harten Tabu-Kriterien ist 
ausgeschlossen. Insbesondere die Sied-
ungsabstände unterliegen derzeit einer 

Prüfung. Für den Sommer 2018 kündigt 
Staatssekretärin Herbst den neuen Ent-
wurf des Landesentwicklungsplanes mit 
den Regionalplänen insbesondere für das 

Sachthema Windenergie an. Dann dürfte 
die neue Gebietskulisse bekannt sein. Sie 
weist darauf hin, dass zukünftig die Betei-
ligungsunterlagen nur noch digital bereit-
gestellt werden. Das Verfahren soll zu-
künftig ausschließlich online erfolgen. 
Für die Wohnkontingente wird es einen 
Neubeginn geben. Staatssekretärin Herbst 
geht davon aus, dass bereits im Herbst 
2018 die Kontingente des wohnbaulichen 
Entwicklungsrahmens auf null gesetzt wer-
den und eine neue Zeitrechnung beginnt. 
Allerdings ist eine interkommunale Abstim-
mung unerlässlich. Entwicklungen sind 
nicht mehr örtlich, sondern großräumig zu 
betrachten. Kooperationen sind erforder-
lich. Dabei ist die Landesregierung gewillt, 
eine Flexibilisierung der Kontingente inner-
halb dieser Abstimmungsräume zu ermög-
lichen. Der neue wohnbauliche Entwick-
lungsrahmen kann im 4. Quartal des 
Jahres 2018 nach Bekanntmachung des 
Entwurfes des Landesentwicklungsplanes 
mit den Regionalplänen angewandt wer-
den, so Kristina Herbst. Die Aussagen der 
Staatssekretärin werden durch die anwe-
senden Vertreter des ländlichen Raumes 
grundsätzlich begrüßt. Wünschenswert 
wäre es jedoch, die bestehenden Stadt-
/Umlandkooperationen besser zu unter-
stützen. Gefordert wird, die Wohnkontin-
gente möglichst schnell freizugeben. Es 
besteht ein großer Druck an Wohnbedarfen 
auch in der Fläche des Landes, so viele 
Vertreter der kommunalen Verwaltungen.
Die Folgen der Zuwanderung von Flücht-
lingen und Asylbewerbern sind vielfältig 
und langanhaltend. Die Integration dieser 

Menschen ist eine gesellschaftspolitische 
Herausforderung, die hohe Kosten verur-
sachen wird. Menschen ins Arbeitsleben 
zu integrieren, gestaltet sich schwerer als 
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gedacht. Große Sprachhemmnisse und 
eine andere Arbeitskultur behindern 
diesen Prozess. Die ehrenamtliche Un-
terstützung bricht fast komplett ein, so 
dass die Träger der öffentlichen Verwal-
tung mit entsprechendem Personal hier 
Unterstützung leisten müssen. Dank des 
Einsatzes des SHGT ist es gelungen, die 
Förderung der Integrationsmaßnahmen 
bis Ende 2019 in gleicher Höhe zu halten. 
Es wird gefordert, dass die Vorhaltekos-
ten für Wohnraum nicht alleine Last der 
Gemeinden und Städte sein dürfen. Auch 
die Kosten für die Sanierung des abzuge-
benden oder bestehenden Wohnraumes 
belasten die Haushalte der Kommunen. 
Hier wird eine Verlängerung bzw. Erwei-
terung der bestehenden Förderkulisse er-
wartet. 
Staatssekretärin Herbst erwartet keine 
neue Flüchtlingswelle. Aus ihrer Sicht hat 
sich das Land besser auf ankommende 
Flüchtlinge vorbereitet. In Abhängigkeit 
der kritischen und sich ständig ändernden 
weltpolitischen Lage ist eine gesicherte 
Prognose zu Zuwanderungszahlen nicht 
möglich. Aus den Reihen der Teilnehmer 
der Veranstaltung werden zu kurze Zu-
weisungszeiten kritisiert. Gefordert wird 
eine bessere Kommunikation zwischen 
den beteiligten Behörden, um angemes-
sene Reaktionszeiten zu erreichen. 
Im Rahmen der sich anschließenden Dis-
kussion steht die überbordende Bürokra-
tie insbesondere im Bereich der verschie-
denen Förderprojekte im Mittelpunkt. Die 
Vielzahl der zu beachtenden Förder-
grundsätze, Richtlinien etc. bereitet selbst 
geübten Verwaltungsmitarbeitern Pro-
bleme. Im Bereich der Förderung über die 
Aktivregion durchlaufen Fördermaßnah-
men fünf Prüfungsinstanzen, so dass ge-
radezu Angst vor der Abwicklung von 
derartigen Förderprojekten besteht. Für 
Privatpersonen, die Fördermittel in An-
spruch nehmen, ist eine rechtssichere 
Umsetzung nur schwer möglich. Die 
Staatssekretärin nimmt den Appell auf, 
diese überbordende Bürokratie abzu-
bauen. Allerdings hat das Land gegen-
über der EU nur eine Appell-Funktion. 

Aktuelles vom SHGT 
- Jörg Bülow, geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied des Schleswig-
Holsteinischen Gemeindetages
Zunächst dankt Landesvorsitzender 
Dieter Staschewski dem SHGT für den ge-
lungenen Gemeindekongress im vergan-
genen Jahr. Mit dem Bundespräsidenten 
Frank-Walter Steinmeier, Ministerprä-
sidenten Daniel Günther, dem Landtags-
präsidenten Klaus Schlie sowie dem 
Hauptgeschäftsführer des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes, Dr. Gerd 
Landsberg, konnten namhafte Referenten 
gewonnen werden. Er dankt der Ge-
schäftsstelle des Gemeindetages für die 
großartige Organisation der Veranstal-

Jörg Bülow, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des Schleswig-Holstei-
nischen Gemeindetages

tung, die aufgrund des Besuches des 
Bundespräsidenten besonderen Sicher-
heitsvorkehrungen ausgesetzt war. 

Jörg Bülow berichtet mit Stolz, dass das 
am 11.01.2018 geschlossene Kommu-
nalpaket als großer Erfolg für den kom-
munalen Raum gewertet werden kann. 
Erstmalig konnte eine Förderung von 
Feuerwehrhäusern erreicht werden. In 
den Jahren 2019 und 2020 wird ein Son-
derprogramm in Höhe von 4 Millionen 
Euro (2019) bzw. 2 Millionen Euro (2020) 
aufgelegt. Jörg Bülow ist klar, dass diese 
Summe bei Weitem nicht den bestehen-
den Bedarf decken wird. Ein Überblick 
macht deutlich, vor welchen Aufgaben 
der kommunale Raum steht. 
• An die Ämter, Gemeinden und Städte 
 wurde Ende 2017 der Überlauf aus der 
 Integrations- und Aufnahmepauschale 
 in Höhe von 13,45 Millionen Euro wei-
 tergeleitet.
• Für die durch die Einführung der leich-
 ten Sprache entstandenen Mehrkos-
 ten anlässlich der Landtagswahl hat 
 das Land einen Betrag von 1,3 Millio-
 nen Euro an die Kommunen geleistet. 
• Für die über das Programm „Refu-
 gium“ zur Verfügung gestellten Re-
 strukturierungsmittel für Wohnraum für 
 Flüchtlinge liegen über 1.300 Anträge 
 mit deutlich überzeichnetem Finanz-
 bedarf vor. Dieses Programm befindet 
 sich gerade in der Abwicklung.
• Für das kommende kommunale Inves-
 titionsförderungsgesetz befinden sich 
 die Fragebögen gerade in der Endab-
 stimmung. Mit der Richtlinie ist dem-
 nächst zu rechnen. Bis zum 30.06.2018 
 soll die Bestandserfassung erfolgen. 

 Danach folgt eine nach Kreisen getrenn-
 te Priorisierung. Jörg Bülow geht von 
 einer Förderquote aus, die bei 50 % lie-
 gen wird. Bis zum 30.09. ist die Antrag-
 stellung geplant. Wichtig ist es, den im 
 kommunalen Raum bestehenden In-
 vestitionsbedarf bei der Bestandser-
 fassung deutlich zu machen.
• Für die Schulbau- und Sportstätten-
 finanzierung werden in den Jahren 
 2018 – 2020 Mittel in Höhe von ins-
 gesamt 50 Millionen Euro bzw. 7,5 Mil-
 lionen Euro zur Verfügung gestellt. Im 
 Rahmen der Schulbaumittel wird ein 
 Betrag von 7,5 Millionen zur Fortset-
 zung des Programms zur Sanierung 
 von sanitären Anlagen reserviert. 
• Es wird ein Infrastrukturprogramm in 
 Höhe von 45 Millionen Euro (30 Mil-
 lionen Euro Bundesmittel und 15 Millio-
 nen Euro Landesmittel) jedes Jahr be-
 reitgestellt. Die Landesmittel sind 
 allerdings zunächst nur für drei Jahre 
 zugesagt. Diese Mittel sind nicht als 
 Kompensation für entfallene Straßen-
 ausbaubeiträge zu verstehen. Die Mit-
 tel werden zu 31,5 % auf die kreisfreien 
 Städte und zu 68,5 % auf Kreise und 
 Gemeinden verteilt. Von dieser Summe 
 entfallen dabei 70 % auf die Gemein-
 den. Jörg Bülow weist darauf hin, dass 
 die zur Verfügung stehenden Summen 
 nicht antragsabhängig sind. Jeder Ge-
 meinde wird der entsprechende Anteil 
 nach dem Finanzausgleichsgesetz zur 
 Verfügung gestellt. 
• Die Betriebskosten zur Kindertages-
 stättenfinanzierung werden im Jahr 
 2018 auf 96 Millionen und 2019 auf 100 
 Millionen Euro aufgestockt. Zusätzlich 
 wird im Jahr 2018 ein Betrag von 50 
 Millionen Euro und 2019 in Höhe von 
 20 Millionen Euro als Investitionskos-
 tenförderung bereitgestellt. Jörg Bülow 
 prognostiziert, dass trotz dieser Er-
 höhung der Zuschüsse der kommuna-
 le Anteil dadurch nicht maßgeblich sin-
 ken wird. Nach wie vor sind die Ge-
 meinden die Hauptkostenträger der 
 Kita-Finanzierung. Kritik wird an der 
 Aussage von Sozialminister Heiner 
 Garg geübt, der an die Träger der Kin-
 dertagesstätten appelliert hat, keine 
 Erhöhung der Elternbeiträge vorzuneh-
 men. Jörg Bülow macht deutlich, dass 
 eine derartige Aussage nicht Bestand-
 teil der Vereinbarung war.
• Zur Feuerschutzsteuer wird die Förder-
 richtlinie überarbeitet. Es werden An-
 reize für die gemeinsame Beschaffung 
 von Feuerwehrausrüstungen etc. ge-
 schaffen. Deutlich wird, dass in der 
 Förderpraxis eine Flexibilisierung er- 
 forderlich ist. Die Förder- und Prü-
 fungspraxis in einigen Kreisen wird kri-
 tisiert. Es sind erhebliche Rückforde-
 rungen aufgrund von Vergabefehlern 
 zu verzeichnen. Es scheint erforderlich, 
 eine gemeinsame Stelle einzurichten,  
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 um die komplexen Leistungsverzeich-
 nisse für die Anschaffung von Feuer-
 wehrbedarf zu prüfen und zu bestäti-
 gen. 
• Die durch die Umstellung von G 8 zu G 9 
 ausgelösten und nachgewiesenen fi-
 nanziellen Mehrbedarfe müssen nach 
 dem Konnexitätsprinzip ausgeglichen 
 werden. Es werden zusätzliche Inves-
 titionen durch die Verschiebung von 
 Schülerströmen von Gemeinschafts-
 schulen zu Gymnasien erwartet. Dabei 
 sind auch die Kosten zu betrachten, die 
 für den Abbau von Kapazitäten an Ge-
 meinschaftsschulen entstehen.
• Auch die Mehrkosten, die durch die 
 Erhöhung der Stundenzahlen für 
 hauptamtliche Gleichstellungsbeauf-
 tragte entstehen, müssen den Kom-
 munen ersetzt werden.
• „WLAN Hotspots“ im öffentlichen 
 Raum werden durch die EU mit bis zu 
 15.000 Euro je Maßnahme gefördert. 
 Im „Windhund-Verfahren“ sollen EU-
 weit 120 Millionen Euro dafür bereit-
 gestellt werden. 

Deutliche Strukturverbesserungen ver-
spricht sich Jörg Bülow von der Zusam-
menführung des Breitbandkompetenz-
zentrums, des KomFIT, des ITVSH sowie 
dem Einheitlichen Ansprechpartner. Mit 
dieser Maßnahme sollen die vorhandenen 
Kräfte gebündelt und die Schlagkraft er-
höht werden. Allerdings ist nicht zu kom-
pensieren, dass im Land kein Impulsge-
ber für die Digitalisierung vorhanden ist. 
Hierfür wäre auch denkbar, externe 
Dienstleister für diese Aufgabe zu gewin-
nen. Jörg Bülow sieht hier das Land in der 
Pflicht. Seinen besonderen Dank spricht 
Jörg Bülow der Akademie für ländliche 
Räume aus, die sich zunehmend als 
Transferstelle für die ländliche Entwick-
lung darstellt.
In seinem aktuellen Bericht geht Jörg 
Bülow auf die durch das Landesverfas-
sungsgericht geforderte Reform des 
Finanzausgleichsgesetzes ein. Für das 
notwendige Gutachten zur Ermittlung und 
Bewertung der Aufgaben des Landes und 
des kommunalen Raumes ist eine euro-
paweite Ausschreibung erforderlich. Jörg 
Bülow geht nicht davon aus, dass vor dem 
vom Landesverfassungsgericht gesetz-
ten Zeitpunkten mit dem Abschluss der 
Reform zu rechnen ist. Auch die Neuord-
nung der Kindertagesstättenfinanzierung 
ist dringend erforderlich. Aber nicht nur 
die finanzielle Ausstattung der Kinder-
tagesstätten bedarf einer Erneuerung, 
sondern auch die Ausbildung des Perso-
nals. Die hohe Beteiligung des Personals 
an den Ausbildungskosten ist nicht mehr 
zeitgemäß und wird verhindern, dass 
hinreichend Personal für diese stetig 
wachsende Aufgabe zur Verfügung steht. 
Jörg Bülow erwartet nicht, dass es zu 
einer Änderung der Amtsordnung in Be-

zug auf die Stimmengewichtung im Amts-
ausschuss kommt. Der dazu angekündig-
te Erlass des Innenministeriums wird 
hoffentlich die offenen und strittigen Fra-
gen klären. Große Sorge macht die Klär-
schlammentsorgung der kommunalen 
Abwasseranlagen. Die landwirtschaft-
liche Verwertung ist passé, so Jörg Bülow. 
Es sind Alternativen zu entwickeln und 
neue Entsorgungswege zu schaffen. 
Hierfür wurde im Umweltministerium ein 
Klärschlammbeirat gegründet. Mit deu-
lichen Kostensteigerungen muss in 
diesem Bereich gerechnet werden. Zur 
eingeführten Freiwilligkeit der Erhebung 
von Straßenausbaubeiträgen ist ein Er-
lass geplant. Hinweise u.a. auf Folgen der 
Rückwirkung sind dringend erforderlich. 
Jörg Bülow warnt davor, die Straßenaus-
baubeitragssatzungen insgesamt aufzu-
heben. Empfohlen wird zunächst, die Er-
hebung auszusetzen, bis alle rechtlichen 
Probleme abschließend geklärt sind. Als 
Erfolgsgeschichte bezeichnet Jörg Bülow 
den Breitbandausbau in Schleswig-Hol-
stein. 20 Zweckverbände haben sich 
dieser komplexen und kostenintensiven 
Aufgabe angenommen. Glasfaser bis ins 
Haus (FTTH) wird fast ausschließlich nur 
in kommunaler Verantwortung verlegt. 
Bundesweit steht Schleswig-Holstein da-
mit im Glasfaserausbau an der Spitze. 

Aus- und Fortbildung 
– Wo stehen wir? 
Worauf müssen wir uns einstellen? 
Wie sehen zukünftige Lösungen aus? 
– Ralf Engel, 
Verwaltungsfachhochschule Altenholz
Dem deutschen Arbeitsmarkt werden bis 
2030 rund 3,5 Mio. Arbeitskräfte fehlen. 
Mit 816.000 Fachkräften ist der öffentliche 
Sektor die Branche mit dem größten ab-
soluten Mangel. Bereits jetzt fehlen in 
Kernbereichen des öffentlichen Dienstes 
151.000 Verwaltungskräfte. Insgesamt 
gehen bis 2030 ca. 30 % der Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter in den Ruhestand. 
Mit diesen beunruhigenden Zahlen be-
ginnt Ralf Engel, Dekan und stellvertre-
tender Präsident der Fachhochschule für 
Verwaltung und Dienstleistung aus Alten-
holz, seinen Vortrag. Die Konkurrenz um 
die wirklich Guten hat längst begonnen, 
so Ralf Engel. Das macht sich auch sehr 
deutlich im öffentlichen Dienst bemerkbar. 
Zunehmend bereitet es den Behörden 
Schleswig-Holsteins Probleme, geeigne-
tes Personal zu gewinnen. Das Abwerben 
von Personal untereinander ist längst 
Realität. Es wird eine Herausforderung für 
die Verwaltungen sein, neue Kräfte zu 
gewinnen. Brauchtümer sind beiseite zu 
legen, um zukünftig die Herausforderung 
des öffentlichen Dienstes bewältigen zu 
können. Nicht nur der Kampf um Personal 
untereinander, auch der Konkurrenzdruck 
mit der Privatwirtschaft wird die Suche um 
die Guten erschweren. 

Ralf Engel, Dekan und stv. Präsident der 
Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung, Altenholz

Aber auch positive Nachrichten über-
mittelt Ralf Engel. Die Generation Y und Z, 
also die Menschen zwischen 14 und 29 
Jahren sind regelrechte Staatsfans. 
Staatsverdrossenheit? Fehlanzeige! Bei 
keiner Altersgruppe kommen Staat und 
Verwaltung so gut weg, wie bei jungen 
Menschen, sagte der DBB-Bundesvor-
sitzende Klaus Dauderstedt. Diese posi-
tive Aussage wird dadurch gestärkt, dass 
82 % der Befragten meinen, dass die Ge-
sellschaft der Globalisierung einen star-
ken Staat entgegensetzen muss, der die 
Bürger bei ausufernden Entwicklungen 
schützt. 75 % der Befragten glauben, dass 
der öffentliche Dienst dem Steuerzahler 
nicht zu viel kostet. „Es ist gut zu wissen, 
dass hier eine Generation heranwächst, 
die um die Bedeutung eines funktio-
nierenden Staates und eines zuverläs-
sigen öffentlichen Dienstes weiß“, so 
Dauderstedt. Allerdings werden sich die 
Arbeitsformen ändern müssen. Leben und 
Arbeiten werden als fließender Prozess 
gesehen. Erst leben, dann arbeiten, so die 
Auffassung der Generation Y (*1981 bis 
1994). Selbstverwirklichung, Mitbestim-
mung und Freiräume im Job, flexible 
Arbeitszeiten, familiengerechte Arbeits-
zeitmodelle, sowie eine hinreichende 
finanzielle Ausstattung werden erwartet. 
Die Generation Z (* ab 1995) erwartet 
neue Medien, sieht das Privatleben im 
Vordergrund, sieht sich in sozialer Verant-
wortung. Erwartet werden klar definierte 
Strukturen sowie Kreativität und laterales 
Denken im Arbeitsprozess. Hinzu kommt, 
dass bei diesen Generationen wenig Inte-
resse an Führungsverantwortung besteht. 



Wie in anderen Bereichen auch, wird es 
noch schwieriger werden, Funktionsträ-
ger zu finden. Für diese Generation ist die 
Digitalisierung der Verwaltung eine 
Selbstverständlichkeit. Schon von Kin-
desbeinen an sind sie es gewohnt, eine 
Flut von digitalen Informationen zu verar-
beiten und für sich zu nutzen. Sie sind 
bereits in der digitalen Welt aufgewach-
sen. Aber auch die Generation der Baby-
boomer (*1946 bis 1964) und die Gene-
ration X (*1965 bis 1980) wollen und 
müssen in den zwingend erforderlich 
werdenden Veränderungsprozessen der 
Verwaltung mitgenommen werden. Eine 
strukturierte Einführung von neuen Pro-
zessen ist zwingend notwendig. Ängste 
vor Veränderungen sind zu nehmen. Die 
Beschäftigten sind auf diese Verände-
rungsprozesse vorzubereiten. Hierbei be-
stehen Qualifizierungsnotwendigkeiten, 
die unterschiedlich ausgeprägt sein 
können. Ob Job-Qualifikationen vor Ort, 
Intensivschulungen im Rahmen von Fort-
bildungsveranstaltungen oder E-Lear-
ning-Module - im Rahmen eines Projekt-
managements sind diese Prozesse hin-
reichend zu klären. Die Veränderung der 
Verwaltungsstrukturen bedeuten auch 
eine Veränderung in der Aus- und Fort-
bildung. Welche Qualifikationen müssen 
neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Bereich der IT und der Prozessanalyse 
zukünftig mitbringen? Wie hoch ist der 
erforderliche Stellenbedarf in den nächs-
ten Jahren und welche haushaltswirt-
schaftlichen Konsequenzen sind zu zie-
hen? Wie muss sich die Verwaltung als 
attraktiver Arbeitgeber unter den Bedin-
gungen der Digitalisierung aufstellen? 
Viele Fragen sind mit diesen Verände-
rungsprozessen verbunden. Ralf Engel 
macht deutlich, dass eine strategische 
Personalbedarfsplanung und verstärkte 
Ausbildungsanstrengungen sowie eine 
Professionalisierung der Fachkräftege-
winnung alternativlos sind. Aber auch die 
gezielte Nutzung des Potentials älterer 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist zwin-
gend erforderlich. Es dürfen keine Eng-
pässe durch Digitalisierung und moder-
nes Wissensmanagement in den Verwal-
tungen entstehen. Dazu gehört natürlich 
auch, wie bereits beschrieben, ein mo-
dulares Fortbildungskonzept. Hierbei wird 
die Fachhochschule Altenholz als auch 
die Verwaltungsakademie Bordesholm als 
kompetenter Partner unterstützend bereit 
stehen. Ob die Ausbildung zum/zur In-
formationskaufmann/-frau, Fachinforma-
tiker/in, IT-Systemkaufmann/-frau, ein Stu-
dium zum Verwaltungsinformatiker/in oder 
eine Verwaltungsausbildung mit IT-Zu-
satzqualifikation, dieser Bereich der Aus-
bildung wird deutlich verstärkt werden 
müssen. Die Vertreter der Ämter sehen 
sich jetzt bereits in einem Wettbewerbs-
nachteil gegenüber größeren Verwal-
tungseinheiten. Dazu kommen die Abend-

dienste, die in den Ämtern zur Begleitung 
der kommunalen Gremien zu leisten sind. 
Gerade die von Ralf Engel angespro-
chene Y- und Z-Generation ist häufig nicht 
bereit, diese Rahmenbedingungen zu 
akzeptieren. Ausbildung kostet Kraft und 
Zeit, aber sie lohnt sich und ist zwingend 
notwendig, so das Fazit des Vortrages von 
Ralf Engel. 
Ralf Engel appelliert, nebenamtliche Lehr-
kräfte sowohl für die Verwaltungsaka-
demie in Bordesholm als auch für die 
Verwaltungsfachhochschule in Altenholz 
bereitzustellen. Das duale Ausbildungs-
system scheitert, wenn nicht Arbeitgeber 
bereit sind, dafür geeignetes Personal zur 
Verfügung zu stellen.  Dieser Appell wird 
von den Vertretern des Landesvorstandes 
des HVB-Verbandes unterstützt.

Digitale Lösung für den ländlichen 
Raum 
– Schon bald Wirklichkeit? 
– Dr. Kerstin Witte, Bertelsmann 
Stiftung, Andreas Betz, 
Amt Hüttener Berge
Der Breitbandausbau in Schleswig-Hol-
stein nimmt den Spitzenplatz in der Bun-
desrepublik ein. Die Digitalisierung verän-
dert alle Bereiche unseres Lebens – 
grundlegend, schnell und unumkehrbar, 
so Dr. Kerstin Witte, Direktorin des Pro-
gramms lebenswerte Kommune der Ber-
telsmann Stiftung, Gütersloh. Die Digitali-
sierung wird im Hinblick auf die Zukunfts-
perspektiven der Regionen Deutschlands 
und der hier lebenden Menschen einen 
immer wichtigeren Baustein für die Da-
seinsvorsorge und damit auch für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Kommunen 
einnehmen. Der Umgang mit der Digitali-
sierung erfordert ein grundsätzliches 
Umdenken. Nicht Risiken und Ohnmacht, 

Amtsdirektor Andreas Betz, Amt Hüttener 
Berge, Dr. Kerstin Witte, 
Bertelsmann Stiftung

sondern Chancen und Gestaltungspo-
tential müssen im Vordergrund stehen. 
Als Beispiel nennt Frau Dr. Witte hier auch 
die Bürgerbeteiligung in den Gemeinden. 
Diese kann mit der vorhandenen Infra-
struktur aktiv über digitale Plattformen 
laufend geführt werden. Der interaktive 
Unterricht wird in der Schule vertieft. Es 
herrscht keine reine Wissensvermittlung 
mehr vor. Die Digitalisierung der Schule 
bietet vielfältige Möglichkeiten, den Unter-
richt interessant und modern zu gestalten. 
Aber auch in der Wirtschafts- und Arbeits-
welt sind Umstrukturierungen zwingend 
erforderlich. Der Wandel wird in allen Ar-
beitsbereichen stattfinden. Nicht Einzellö-
sungen sind gefragt, sondern eine lan-
desweite Strategie ist erforderlich, so Dr. 
Kerstin Witte. Estland sieht sie hier als 
Vorreiter. Bereits vor 20 Jahren hat man 
dort mit der Digitalisierung des Landes 
begonnen. Lokale Entwicklungen sind gut 
und lobenswert, aber nicht landesweit 
zielführend. Sie sieht jedoch in vielen 
Ländern die Kommunen als Vorreiter und 
Treiber beim flächendeckenden Breit-
bandausbau. Der politische Wille, sowohl 
in der Bundes- als auch in der Landes-
politik, ist nach Ansicht von Dr. Witte nicht 
ausreichend, um Deutschland schnell mit 
anderen Ländern Schritt halten zu lassen. 
Es ist wichtig, dass Politik, Verwaltung, 
Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Unter-
nehmen sich stärker für gemeinsame 
Strategien engagieren. Vor allem ohne die 
Wirtschaft ist ein digitaler Wandel nicht 
erfolgreich möglich. Hierbei ist die Zivilge-
sellschaft intensiv in den Prozess einzu-
binden. Ihr ist eine gewichtige Stimme zu 
geben. Die Zeit drängt: Deutschland 
braucht mehr Tempo – so Dr. Witte. Wenn 
Deutschland sich vom digitalen Entwick-
lungsland zu einem digitalen Champion 
entwickeln soll, brauchen wir vor allem ein 
höheres Tempo. Bedenkenträgerei muss 
durch gesunden Pragmatismus ersetzt 
werden. Knowhow und Ressourcen sind 
im Vergleich zu vielen anderen Ländern 
ausreichend vorhanden. Diese Chance 
muss Deutschland nutzen. 
Am Beispiel des Amtes Hüttener Berge 
macht Amtsdirektor Andreas Betz deut-
lich, welche Chancen die Digitalisierung 
bietet. In den Handlungsfeldern Govern-
ment/Verwaltung, der Mobilität im ländli-
chen Raum, Kultur- und Freizeitangebote, 
Tourismusaktivität und dem Handlungs-
feld Bildung zeigt Andreas Betz die Mög-
lichkeiten und Chancen der Digitalisie-
rung auf. Hütti macht mobil – mit diesem 
Slogan wirbt das Amt Hüttener Berge für 
die Umsetzung einer digitalen Agenda. 
Andreas Betz sieht die Digitalisierung als 
gemeinsame Baustelle vieler Akteure an 
und bestätigt damit die Aussagen von Dr. 
Kirsten Witte. Es ist erforderlich, die Hand-
lungsfelder zwischen den Gemeinde-, 
Stadt- und Amtsverwaltungen, den Kreis-
verwaltungen und der Landesverwaltung 
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klar abzugrenzen. Für den Bereich der 
Mobilität sieht Betz die Schlüsselrolle bei 
den Kreisen als Träger des ÖPNV. Hierbei 
dürfen sich diese Aktivitäten nicht nur auf 
den bekannten Bus im ÖPNV, sondern 
müssen sich auch auf das Dörpsmobil, 
Bürgerbusse, Mitfahrbänke und gemein-
same Nutzung von Pkw's erstrecken. Die 
Gemeinden können hier nur zunächst 
Impulsgeber für derartige Lösungen sein. 
Digital unterstützte Personennahverkehre 
ermöglichen maßgeschneiderte Beförde-
rungsangebote, prognostiziert Andreas 
Betz. Für den Bereich Bildung sieht 
Andreas Betz die Schlüsselrolle klar beim 
Land Schleswig-Holstein. Allerdings 
kommt auf die Schulträger vor Ort die 
Aufgabe der hinreichend digitalen Aus-
stattung der Schulen zu. Hier muss der 
ländliche Raum wettbewerbsfähig blei-
ben und kann vor Ort hervorragende 
Voraussetzungen schaffen, den digitalen 
Wandel an den Schulen zu ermöglichen. 
Um die kommunale Digitalisierung er-
folgreich umzusetzen, ist eine breit ange-
legte Bürgerbeteiligung zwingend not-
wendig. Verwaltungen können vorden-
ken, dürfen aber die Beteiligten nicht 
überrumpeln, so Andreas Betz. Dass 
diese Digitalisierung nicht zum Nulltarif zu 
bekommen ist, wird deutlich gemacht. 
Auch werden digitale Kümmerer und An-
sprechpartner benötigt, die entspre-
chende Unterstützung gewähren. Zwin-
gend notwendig ist eine Koordination der 
Aktivitäten. Andreas Betz appelliert, die 
digitalen Angebote als Chance für den 
ländlichen Raum zu sehen und diese zu 
nutzen. Dringend ist die Kompetenz-, 
Rollen- und Lastenverteilung zu klären. 
Die eigenständige Umsetzung von digi-
talen Angeboten überfordert die Ämter 
und die Gemeinden. Nur mit einem ganz-
heitlich abgestimmten Masterplan wird 
Schleswig-Holstein die Herausforderun-
gen schultern. Andreas Betz fordert daher 
im weiteren Projektverlauf die Unterstüt-
zung der Kreise und des Landes ein.

Wie entwickelt sich die IT 
– auf Verbandsebene und wo steht 
die Breitbandentwicklung im Lande? 
– Jochen Nielsen, SHGT und Richard 
Krause, Breitbandkompetenzzentrum
Die Ausgangslage zur Digitalisierung 
Schleswig-Holsteins stellt Jochen Niel-
sen, stellv. Geschäftsführer des Schles-
wig-Holsteinischen Gemeindetages, zu 
Beginn seiner Ausführungen dar. Nur 
durch eine Konzentration der Akteure 
kann die Umsetzung der digitalen Agenda 
gelingen. Daher unterstützen die kommu-
nalen Landesverbände die Zusammen-
führung des KomFIT e. V., des Breitband-
kompetenzzentrums SH, des IT-Verbun-
des Schleswig-Holstein (ITVSH) und des 
Einheitlichen Ansprechpartners (EASH). 
Alle unterschiedlichen Einheiten mit zahl-
reichen Gremien sind allein für sich so-

v.l.n.r.: Richard Krause, Leiter des BKZSH, Jochen Nielsen, stellv. Geschäftsführer 
des SHGT

wohl personell als auch finanziell nicht 
schlagkräftig genug, um die anstehenden 
Aufgaben zu bewältigen. Ziel der ange-
strebten Reform ist es, die Aufgaben von 
KomFIT, ITVSH und EASH zu bündeln und 
durch die Kommunalen Landesverbände 
zu steuern. Es wird ein attraktiver Arbeit-
geber erwartet - mit schlanken Gremien- 
und Organstrukturen. Dieser neue Partner 
wird als starker Partner für das Land, Da-
taport und weitere Akteure der digitalen 
Zusammenarbeit gesehen. Jochen Niel-
sen beschreibt die komplizierten Wege 
zur Fusion und Umstrukturierung dieser 
bisher bestehenden Einrichtungen. Ziel ist 
es dann, mit dem Breitbandkompetenz-
zentrum Schleswig-Holstein e.V. und dem 
ITVSH (neu) nur noch zwei Einrichtungen 
auf diesem Gebiet im Lande zu haben.
Richard Krause, Leiter des Breitband-
kompetenzzentrums Schleswig-Holstein, 
stellt das neue Onlineportal „Breitband-in-
SH-de.“ vor. Über dieses Breitbandinfor-
mationssystem können alle relevanten 
Daten der Breitbandversorgung abge-
rufen werden. Die Nutzung der von den  
22 Zweckverbänden in Schleswig-Hol-
stein bereitgestellten Glasfaserinfrastruk-
tur wird stetig zunehmen. Richard Krause 
prognostiziert, dass die Glasfaserleitun-
gen Basis für die Mobilfunknutzung über 
Hotspots in den Gemeinden werden. Er 
ist sich sicher, dass diese Hotspots im 
ländlichen Bereich maximal ein Umkreis 
von 500 m und im städtischen Bereich 
maximal 200 Meter haben werden. Der 
explosionsartig ansteigende Datenaus-
tausch ist über die reinen Mobilfunknetze 
nicht mehr abbildbar. Dafür wird diese 
Technik benötigt. Insoweit ist der durch 
die Kommunen betriebene Breitbandaus-

bau zukunftsweisend und nach seiner 
Sicht auch wirtschaftlich sinnvoll.

Erfolgsfaktoren für ein nachhaltiges 
Gesundheitsmanagement 
- Susan Feodoria und 
Dr. Gesa Lorenzen, 
Kreis Schleswig-Flensburg
Viele Faktoren nehmen Einfluss auf die 
Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in der öffentlichen Verwaltung. 
Durch Personal- und Stellenabbau sowie 
eine hohe Arbeitsverdichtung nehmen die 
psychischen Belastungen zu. Die Infor-
mationsflut durch neue Medien steigt 
stetig an. Die Arbeitswelt wird komplexer, 
der demografische Wandel macht sich 
auch im Durchschnittsalter der Beschäf-
tigten in der Verwaltung bemerkbar. Die 
ständigen Veränderungsprozesse insbe-
sondere im Bereich der Digitalisierung 
fordern viele Beschäftigte in hohem Maße 
heraus. Die Folge sind steigende Fehl-
zeiten und die höhere Anzahl von Lang-
zeiterkrankungen. Dass ein betriebliches 
Gesundheitsmanagement (BGM) kein 
Luxus, sondern Bestandteil einer zu-
kunftsorientierten Unternehmensstrategie 
ist, zeigen Susan Feodoria und Dr. Gesa 
Lorenzen am Beispiel des Kreises Schles-
wig-Flensburg auf. Zahlreiche Studien 
belegen, dass die Einführung eines BGM 
eine Reduzierung der Fehlzeitenquote zur 
Folge hat. Neben freiwilligen Angeboten, 
die Verwaltungen ihren Beschäftigten an-
bieten können, gibt es aber auch eine Viel-
zahl von vorgeschriebenen Verpflichtun-
gen zum Schutz und zur Förderung der 
Gesundheit. BGM ist Chefsache, so die 
Aussage der Referentinnen. Unter ande-
rem sind durch eine Bedarfsanalyse klare 
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Ziele zu ermitteln und zu formulieren. Das 
Hauptziel der betrieblichen Gesundheits-
förderung muss darin bestehen, in der 
Verantwortung des Dienstherrn/Arbeitge-
bers die körperliche, seelische, geistige 
und soziale Gesundheit aller Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter zu erhalten, zu 
fördern und ggf. wiederherzustellen. Das 
BGM des Kreises Schleswig-Flensburg 
hat einen präventiven Ansatz. Die Be-
schäftigten sollen aktiviert werden, selbst 
etwas für ihre Gesundheit zu tun. Eine 
Strategie, die nur auf Behandlung und 
Heilung ausgerichtet ist, wird nicht zum 
Erfolg führen. Ziel des Arbeitgebers muss 
es dabei nicht nur sein, messbare Er-
gebnisse wie Fehlzeiten zu ermitteln, son-
dern auch eine Verbesserung der indivi-
duellen Gesundheitskompetenz zu er-
reichen. Die Schaffung und Erhaltung 
guter Arbeitsbedingungen mindert die 
Fluktuationsquote. Eine hohe Arbeitszu-
friedenheit erhöht die Identifikation und 
Bindung zum Arbeitgeber. Ein BGM 
allerdings ist nicht zum Nulltarif zu haben. 
Je nach Größe der Verwaltung sind Per-
sonalkosten bzw. Stellenkontingente zu 
berücksichtigen. Gesundheits- und Ak-
tionstage müssen attraktiv ausgestaltet 
werden. Seminare und Kurse stehen im 
Angebot. Die Ausstattung der Verwaltung 
z. B. mit Trinkwasseranlagen sowie die 
ergonomische Ausstattung der einzelnen 
Arbeitsplätze sind zu betrachten. Der 
Kreis Schleswig-Flensburg schenkt den 
Mitarbeitern Arbeitszeit. Es können mo-
natlich maximal zwei halbe Stunden für 
die Nutzung von Kursen als Dienstzeit 
angerechnet werden. Daneben gilt die 
Zeit der Teilnahme an Gesundheitstagen, 
die regelmäßig angeboten werden, als 
Dienstzeit. Wir bleiben kreisgesund, so 
wirbt der Kreis Schleswig-Flensburg für 
sein Gesundheitsmanagement. Externe 
Kooperationspartner, wie z. B. Kranken-
versicherungen, unterstützen den Pro-
zess. Viele unterschiedliche Programme 
stehen beim Kreis Schleswig-Flensburg 
zur Verfügung. Gesundheitstage, Trink-
wasseranlage, Check-Ups, Ergonomie-
Tage, Impfberatung, Fahrradausflüge, 
Erste-Hilfe-Kurse, Inhouse-Massagen, 
Fitnesskurse und viele weitere Angebote 
finden eine große Akzeptanz und tragen 
beim Kreis Schleswig-Flensburg dazu 
bei, dass sich die Fehlzeiten deutlich re-
duziert haben. 
Das Arbeitsschutzgesetz verlangt vom 
Arbeitgeber, die mit der Arbeit verbun-
denen Gefährdungen zu ermitteln, sie zu 
beurteilen und entsprechende Maßnah-
men festzulegen. Wie dies beim Kreis 
Schleswig-Flensburg umgesetzt wurde, 
stellt Dr. Gesa Lorenzen anhand von ver-
schiedenen Beispielen dar. Nicht nur Ge-
fährdungsfaktoren in der unmittelbaren 
Arbeitsumgebung, auch die psychische 
Belastung ist zu betrachten. Anhand von 
eigens für die Kreisverwaltung entwickel-

ten Fragebögen werden die Gefährdun-
gen erkundet. Im Rahmen der Auswer-
tung werden verschiedene Gefährdungs-
stufen ermittelt und fließen in das Er-
gebnis ein. Nur unter Einbeziehung aller 
Beteiligten, wie Fachdienstleiter, Sicher-
heitsfachkräfte, Betriebsmediziner, Perso-
nalrat und den Mitarbeitern selbst kann 
eine sinnvolle und hilfreiche Gefähr-
dungsbeurteilung gelingen. Abschlie-
ßend stellt Dr. Lorenzen fest, dass die 
Gefährdungsbeurteilung das zentrale Ele-
ment des Arbeitsschutzes und damit die 
Grundlage für jedes nachhaltige Gesund-
heitsmanagement ist. 

Die Freiwilligen Feuerwehren 
– unverzichtbar und zugleich vor 
neuen Herausforderungen
Volker Arp und Kristina Thomsen 
- Landesfeuerwehrverband
Ein umfassender Zustandsbericht zur 
Situation der Freiwilligen Feuerwehren in 
Schleswig-Holstein durch Volker Arp, Lan-
desgeschäftsführer des Landesfeuer-
wehrverbandes Schleswig-Holstein, zeigt 
deutlich die vielfältigen Probleme auf. Die 
Situation der Wehren in Schleswig-Hol-
stein hat sich stark verändert. Standen 
früher große Brandeinsätze im Vorder-
grund, sind es heute häufig Verkehrsun-
fälle mit schweren Personenschäden, die 
für die Feuerwehren physisch und psy-
chisch eine große Herausforderung dar-
stellen. Die administrativen Aufgaben 
haben dramatisch zugenommen. Es wird 
immer schwieriger, Funktionsträger zu 
finden, die bereit sind, die Aufgaben und 
die damit verbundene Verantwortung zu 
übernehmen. Auch die gesellschaftlichen 
Veränderungen spiegeln sich in der Frei-
willigen Feuerwehr wider. Der wahrzuneh-
mende Wertewandel eskaliert teilweise 
bis hin zu persönlichen Angriffen im Ein-

v.l.n.r.: Dr. Gesa Lorenzen, Susan Feodoria, Kreis Schleswig-Flensburg

satz. Der Wegzug aus den ländlichen 
Regionen und die sinkende Tagesbereit-
schaft lassen die Anzahl der verfügbaren 
Kameradinnen und Kameraden sinken. 
Dazu kommen noch Spannungsfelder 
zwischen den Gemeindevertretungen 
und den Wehren. Viele Ursachen tragen 
dazu bei, dass zunehmend Manpower in 
der Feuerwehr fehlt. Die Hauptlast des 
Brandschutzes liegt nach wie vor bei den 
1.350 Freiwilligen Feuerwehren mit ihren 
über 48.000 Einsatzkräften in Schleswig-
Holstein. Vier Berufsfeuerwehren mit über 
900 Einsatzkräften sind vorhanden. Dazu 
kommen 21 Werks- und Betriebsfeuer-
wehren mit über 800 Einsatzkräften. 
Erfreulich ist die Zahl von 433 Jugend-
feuerwehren mit fast 10.000 Jugend-
lichen. Die erfolgreiche Jugendarbeit lässt 
hoffen, dass die Freiwilligen Feuerwehren 
weiterhin eine Zukunft haben. Dass drin-
gend neue Kräfte in den Feuerwehren 
benötigt werden, macht sich an der Ent-
wicklung der Einsatzkräfte im Lande 
deutlich. Waren es Mitte der 90er Jahre 
noch fast 54.000 Freiwillige, so ist diese 
Zahl auf die bereits genannten 48.000 
Einsatzkräfte gesunken. Der demografi-
sche Wandel wird dazu führen, dass die 
Zahl der aktiven Einsatzkräfte weiter 
abnehmen wird, sollten keine Gegenmaß-
nahmen eingeleitet werden. Mit diesen 
Zahlen und dargestellten Entwicklungen 
machte Volker Arp deutlich, vor welchen 
Herausforderungen die Feuerwehren, 
aber auch die Gemeinden stehen. Die 
Gemeinde hat die gesetzliche Aufgabe, 
den Brandschutz sicherzustellen. Dass 
diese Aufgabe praktisch und wirtschaft-
lich nur mit Freiwilligen Feuerwehren 
wahrgenommen werden kann, ist unum-
stritten. Ein flächendeckendes Netz von 
Feuerwehren, aber auch eine große An-
zahl von Personal und Gerät ist erfor-
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derlich, um bei der schnellen Menschen-
rettung, bei Großschadenslagen und in 
Katastrophenschutzfällen effektiv helfen 
zu können. Schleswig-Holstein hat ein 
flächendeckendes Hilfesystem, das auch 
in Zukunft erhalten bleiben muss, so 
Volker Arp. Keine Alternativen sieht er in 
der Einrichtung von Pflichtfeuerwehren 
oder flächendeckenden Berufsfeuerweh-
ren. Die Erfahrung in Schleswig-Holstein 
zeigt, dass Pflichtfeuerwehren wohl die 
schlechteste Lösung sind. Durch Zwang 
wird keine Motivation erreicht, sich in der 
Feuerwehr zu engagieren. Eine hohe 
Fluktuation beim Personal führt zu erheb-
lichen Qualitätsverlusten. Jede Minute 
wird bezahlt, ob an Übungsabenden, 
Fortbildungen oder Einsätzen. Auch die 
Einrichtung von Berufsfeuerwehren stellt 
keine Alternative dar. Volker Arp geht 
davon aus, dass jeweils für drei Freiwillige 
Feuerwehren eine Berufsfeuerwehr einzu-
richten wäre. Erforderlich wären jeweils 80 
Personen, die allein Personalkosten von 
ca. 4 Millionen Euro im Jahr verursachen 
würden. Bei nötigen 500 Berufsfeuerweh-
ren in Schleswig-Holstein wäre dies allein 
ein Betrag von 2 Milliarden Euro im Jahr. 

v.l.n.r.: Volker Arp, Landesgeschäftsführer 
des Landesfeuerwehrverbandes, 
Kristina Thomsen, Kompetenztrainerin

Die Ziele zur Beseitigung des Personal-
mangels sind sehr vielfältig. Verände-
rungsprozesse sind in vielen Bereichen 
erforderlich. Auch die Wehren selbst müs-
sen umdenken. Ein zeitgemäßes Füh-
rungsverhalten ist zwingend erforderlich. 
Kameradinnen und Kameraden sind an 
der Entwicklung der Wehr aktiv zu betei-

ligen. Es muss Entlastung geschaffen 
werden und eine erhöhte Gesprächsbe-
reitschaft vorhanden sein. Die Kamerad-
schaft ist neu zu denken, so Arp. Aber 
auch strukturelle Veränderungen müssen 
vorgenommen werden. Ausbildungs-
strukturen sind zu verändern. Das Budget 
muss die Feuerwehren handlungsfähig 
halten und auch in den Gemeindevertre-
tungen muss der Wille zu Veränderungen 
vorhanden sein.
Dass diese Herausforderung auch zu 
Spannungen zwischen den Feuerwehren 
und den Gemeindevertretungen führt, 
macht Kristina Thomsen an verschiede-
nen Beispielen deutlich. Als Kompetenz-
trainerin vermittelt sie bei solchen Kon-
flikten zwischen den Parteien, die eigent-
lich beide für die gleichen Aufgaben 
stehen. Dass bei vielen Konflikten eine 
Hilfe von außen nötig wird, hat bereits der 
Konfliktforscher Friedrich Glasl anhand 
eines Modells zur Konflikteskalation bzw. 
–lösung festgestellt. Nur auf den ersten 
drei Stufen der neunstufigen Skala ist es 
noch möglich, dass beide Parteien ohne 
Schaden oder sogar mit Gewinn aus der 
Sache aussteigen (Win-win). Auf der zwei-
ten Ebene (ab Stufe 4) muss einer von 
beiden der Verlierer sein (win-lose) und 
auf der dritten Ebene (ab Stufe 7) gibt es 
auf beiden Seiten nur noch Verluste bis hin 
zur gegenseitigen Vernichtung (lose-
lose). Wohin solche Eskalationen führen 
können, hat die Vergangenheit in einigen 
Gemeinden gezeigt. Sobald ein regelmä-
ßiger Austausch zwischen Vertretern der 
Gemeindevertretung und Vertretern der 
Feuerwehr stattfindet, löst sich so man-
ches Problem. Der Austausch kann die 
gegenseitigen Interessenlagen deutlich 
machen, so dass Verständnis füreinander 
besteht. Kristina Thomsen appelliert, den 
laufenden Informationsfluss untereinan-
der nicht abbrechen zu lassen. Auch sie 
sieht die Notwendigkeit, dass sich 
Feuerwehren inhaltlich überdenken und 
zum Beispiel auch hierarchische Struk-
turen verändern. Die junge Gesellschaft 
will mitgenommen werden. Hierzu gehö-
ren auch interessante Dienstabende, um 
dem Wertewandel und dem zunehmen-
den Egoismus und Individualismus ent-
gegenzutreten. Volker Arp und Kristina 
Thomsen bieten an, in regionalen Veran-
staltungen über diese Thematik bei Be-
darf zu referieren. Das Plenum dankt den 
Referenten mit einem lang anhaltenden 
Applaus.

Was darf ich als „Hoheitsträger“ 
sagen? 
- Dr. Fiete Kalscheuer, Kiel
Hoheitsträger dürfen, anders als Privat-
personen, nicht ohne weiteres ihre Mei-
nung äußern oder Bewertungen abgeben. 
Sie können sich insbesondere nicht auf 
die durch Artikel 5 Abs. 1 Grundgesetz 
garantierte Meinungsfreiheit berufen. Dr. 

Fiete Kalscheuer erläuterte zunächst 
anhand von Beispielen die im Artikel 5 
Absatz 1 Grundgesetz garantierte Mei-
nungsfreiheit. Die in einem Prozess von 
einem Angeklagten getätigte Äußerung 
„dahergelaufene Staatsanwältin“ (die 
Ausdrücke steigerten sich noch), wurde 
als zulässig erachtet. Auch unwahre Tat-
sachenbehauptungen können in den 
Schutzbereich der Meinungsfreiheit fal-
len. Das Grundrecht der Meinungsfreiheit 
der Privatperson ist sehr weitgehend. Das 
wesentliche Merkmal dieser Meinungs-
freiheit ist: Sie kann nicht „richtig“ oder 
„falsch“ sein, man kann sie nicht über-
prüfen. Dies zeigt, dass die Grenzen der 
zulässigen Meinungsäußerung sehr weit-
gehend sind. Unwahre Tatsachenbe-
hauptungen, so Dr. Kalscheuer, können 
auch in den Schutzbereich der Meinungs-
freiheit fallen. 
Äußert sich jedoch ein Hoheitsträger, kann 
sich dieser nicht mehr auf die Grund-
rechte berufen. Hoheitsträger sind – 
anders als Privatpersonen – unmittelbar 
an Grundrechte gebunden (Artikel 1 
Absatz 3 GG). Es erfolgt nicht mehr eine 
fallbezogene Abwägung zwischen den 
abstrakt gleichrangigen Rechtsgütern, 
wie es bei Äußerungen von Privatperso-
nen der Fall ist. Amtsträger – etwa wie ein 
Bürgermeister oder ein Minister – können 
sich sowohl als Amtsträger als auch als 
Privatperson äußern. Amtlich ist eine 
Äußerung immer dann, 
• wenn sie ausdrücklich in amtlicher 
 Eigenschaft als „Amtsperson“ erfolgt,
• wenn sich dies aus den Umständen 
 ergibt oder
• wenn sich dies aus dem Inhalt der 
 Äußerung ergibt. 

Am Beispiel des sogenannten „Lichter-
Aus-Falls“ des Bundesverwaltungsge-
richts (Urteil vom 13.09.2017/10 C 6/1) 
wird der Unterschied deutlich. Ein Bürger-

Rechtsanwalt Dr. Fiete Kalscheuer, Kiel
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meister einer nordrhein-westfälischen 
Stadt veröffentlichte auf der Internetseite 
der Stadt einen Text zu einer öffentlichen 
Versammlung, die sich „gegen die Islami-
sierung des Abendlandes“ richtete. Unter 
anderem wurde bekanntgegeben, dass 
neben dem Rheinturm an weiteren mar-
kanten Gebäuden der Stadt die Beleuch-
tung während der Veranstaltung ausge-
schaltet werde. Gleichzeitig wurde auf-
gerufen, die Beleuchtung von weiteren 
Gebäuden auszuschalten und an einer 
Gegendemonstration teilzunehmen. Der 
Oberbürgermeister hat sich als Hoheits-
träger geäußert. Er ist auch zu politischen 
Äußerungen befugt. Dabei unterliegt er 
aber engen Grenzen. Er ist befugt, sich an 
politischen Themen über spezifisch ört-
liche Angelegenheiten zu beteiligen. Bei 
Parteien ist das Neutralitätsgebot zu be-
achten und grundsätzlich gilt das Sach-
lichkeitsgebot. Dieses Sachlichkeitsge-
bot führt zu vier Einschränkungen:
1. Werturteile dürfen nicht auf sachfrem-
 den Erwägungen beruhen.

2.  Werturteile dürfen den sachlich gebo-
 tenen Rahmen nicht überschreiten.
3.  Unzulässigkeit einer lenkenden oder 
 steuernden Einflussnahme auf den po-
 litischen Meinungsbildungsprozess 
 der Bevölkerung und
4.  Ein Austausch rechtlicher und rationa-
 ler Argumente ist erforderlich.

Das Bundesverwaltungsgericht hat  
schlussgefolgert, dass der Lichter-aus-
Aufruf gegen das Sachlichkeitsgebot ver-
stoßen hat, da kein Austausch sachlicher 
und rationaler Argumente erfolgte. Der 
Aufruf zur Gegendemonstration verstieß 
ebenfalls gegen das Sachlichkeitsgebot, 
da dies als unzulässige Lenkung des 
Wertstreits politischer Meinungen gewer-
tet wurde. 
Bundesfamilienministerin Schwesig äu-
ßerte sich im Wahlkampf dahingehend, 
dass sie mithelfen werde, alles dafür zu 
tun, dass die NPD nicht in den Thüringer 
Landtag kommt. Hier wurde festgestellt, 
dass sie diese Äußerung nicht in ihrer 

Der Breitbandzweckverband Mittlere 
Geest ist neues Mitglied im Schleswig-
Holsteinischen Gemeindetag. Damit sind 
dem Schleswig-Hosteinischen Gemein-
detag seit Sommer 2017 insgesamt 15 
(vorwiegend Breitband-) Zweckverbände 
beigetreten. 
Damit sind mittlerweile rund 56 Zweck-
verbände Mitglied des Gemeindetages. 

Funktion als Bundesministerin, sondern 
als Mitglied einer Partei tätigte und damit 
die Äußerung zulässig war. 
In der anschließenden Diskussion wird 
deutlich, dass gerade im kommunalpoli-
tischen Bereich die Grenzen zwischen 
Äußerungen als Hoheitsträger und als Pri-
vatperson fließend und schwer einzuord-
nen sind. Zudem stehen diese Äußerun-
gen nicht in dem öffentlichen Fokus, wie 
es bei den genannten Beispielen der Fall 
war. Wichtig ist aber auch im kommunal-
politischen Bereich, dass Hoheitsträger 
ihrer Neutralitätspflicht gerecht werden 
und dies bei politischen Auseinander-
setzungen bedenken. 
Zum Abschluss der Tagung dankte 
Landesvorsitzender Dieter Staschewski 
allen Beteiligten für die gute Organisation, 
insbesondere Jörg Hauenstein. 
Die nächste Tagung ist in der Zeit vom 13. 
bis zum 15.02.2019 vorgesehen. 
    

Volker Tüxen, Protokollführer      
Dieter Staschewski, Landesvorsitzender

Breitbandzweckverband Mittlere Geest 
Neumitglied im Gemeindetag

Diese Entwicklung entspricht der Bedeu-
tung der interkommunalen Zusammen-
arbeit zwischen den Gemeinden, die 
stetig wächst. Der Schleswig-Holsteini-
sche Gemeindetag betrachtet diese 
Zusammenarbeit als besonders wichtige 
Säule der modernen und innovativen Ar-
beit unserer Gemeinden, die die Selb-
ständigkeit und die Wirtschaftlichkeit 

unserer Gemeinden stützt. Deswegen 
setzt der Gemeindetag bei den Zweckver-
bänden einen besonderen Schwerpunkt 
seiner Arbeit. So gibt es einen geson-
derten Zweckverbandsausschuss, der 
spezielle Fragen des Zweckverbands-
rechts und gemeinsame Belange der 
Zweckverbände berät. 
Weitere Zweckverbände sind herzlich 
willkommen. Bitte wenden Sie sich in 
diesem Fall an die Geschäftsstelle des 
Gemeindetages, Herrn Landesgeschäfts-
führer Jörg Bülow, Reventlouallee 6, 
24105 Kiel.

Infothek

Neues Förderprogramm „KliKom“ 
der EKSH für Kommunen ermöglicht 
Finanzierung von kleinen Klima-
schutzprojekten mit bis zu 5.000 Euro 
Für Klimaschutz-Projekte können Kom-
munen in Schleswig-Holstein aus dem 
neuen Förderprogramm „KliKom“ bei der 
Gesellschaft für Energie und Klimaschutz 
GmbH (EKSH) eine Förderung von bis zu 
5.000 Euro beantragen. Das Programm 
ist am 1. April gestartet und zunächst bis 
31. Dezember 2018 befristet. Gefördert 
werden Maßnahmen, die der direkten 
oder indirekten Einsparung von Treib-
hausgasen dienen. Die Realisierung von 
innovativen, neuartigen und auf andere 
Kommunen übertragbaren Projekten 
steht besonders im Fokus. 

Förderfähige Schwerpunkte bilden die 
Bereiche: 
-  Energieproduktion und Klimaschutz 
-  Energieversorgung und Energiewirt-
 schaft 
- Energieverbrauch und Energieeffizienz 
- Bildung und Ausbildung 
- Öffentlichkeitsarbeit 

Wesentlich ist, dass das geplante Vorha-
ben den Klimaschutz in der Kommune 
unterstützt. Je origineller, kreativer und 
vielversprechender die Projekte sind, um-
so größer sollen die Förderchancen sein.
Der EKSH-Zuschuss in Höhe von bis zu 
5.000 Euro kann für Investitionen und 
Sach- oder Personalkosten eingesetzt 
werden und wird grundsätzlich als Voll-

finanzierung gewährt. Bei Antragstellung 
darf mit der Umsetzung des Projektes 
noch nicht begonnen worden sein. Über 
Förderanträge entscheidet die EKSH 
spätestens nach vier Wochen. KliKom-
Projekte müssen innerhalb eines Jahres 
umgesetzt werden.
Weitere Informationen zum Förderpro-
gramm sowie die unbürokratisch gestal-
teten Formulare zur Beantragung der 
Förderung sowie zur Erstellung des Er-
gebnisberichtes nach Umsetzung des 
Projektes sind auf der Internetseite der 
EKSH unter der Adresse https://www.
eksh.org/projekte-foerderung/eksh-fuer-
kommunen/ abrufbar.

Im Hause der EKSH steht der Projektleiter 
Dr. Klaus Wortmann (Tel. 0431 9805-880, 
wortmann@eksh.org) für interessierte 
Kommunen als Ansprechpartner zur Ver-
fügung.
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Termine:

15.05.2018: Landesvorstand des 
SHGT

01.06.2018: Breitbandforum Schleswig-
Holstein in Kiel

12.06.2018: Zweckverbandsausschuss 
des SHGT

14.06.2018: Kommunaltag Schleswig-
Holstein auf der CeBIT

26.06.2018: 7. Forum Recht der kom-
munalen Wirtschaft

Gemeinden und ihre Feuerwehr

Mitteilungen des DStGB

Nach dem heutigen Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes zur Grundsteuererhe-

Pressemitteilung vom 10.04.2018 

Kommunale Selbstverwaltung nicht 
gefährden – Notwendige Reform der 
Grundsteuer rasch umsetzen

bung sind Bund und Länder in der Pflicht, 
die notwendige Reform dieser existenziell 

wichtigen kommunalen Steuerquelle 
rasch umzusetzen. „Die Grundsteuer 
muss nun endlich auf eine neue gerechte 
und rechtssichere Grundlage gestellt 
werden“ erklärte der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes, Dr. Gerd Landsberg, heute in 
Berlin. „Die Einnahmen von jährlich rund 
14 Milliarden Euro bilden für Städte und 
Gemeinden die Grundlage für freiwillige 
Selbstverwaltungsaufgaben. Ohne diese 
Gelder wird das Zusammenleben vor Ort 
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Die Freiwillige Feuerwehr Kappeln hatte 
die Idee: Wenn ganz viele Menschen, die 
ei-gentlich nichts mit der Feuerwehr zu tun 
haben, am Wahltag ins zum Wahllokal um-
funktionierte Feuerwehrgerätehaus kom-
men, dann soll das nicht ohne Imagewer-
bung passieren. Daher wurde das Motiv 
„Feuerwehr – Erste Wahl“ entwickelt und 
ein Aktionstag an (zurückliegenden) Wahl-
tagen durchgeführt – mit Erfolg. Gleich 
mehrere neue Mitglieder wurden gewon-
nen.
Mit Handzetteln, Plakaten, Bannern und 
Infoschreiben wurden die Bürger über die 
Aktion im Vorwege informiert, so dass sie 
am Wahltag auch die nötige Zeit mitbrin-
gen konnten. Am Feuerwehrhaus infor-
mierten die Kameraden über ihre ehren-
amtliche Arbeit, führten viele Gespräche 
und luden Interessierte auch mal ganz 
konkret zum „Anfassen“ ein. 
Finanziert wurde die Motiventwicklung vom 
Landesfeuerwehrverband Schleswig-Hol-
stein mit den Geldern aus der Lottoförde-
rung – die allen Feuerwehren im Lande zur 
Verfügung stehen:  http://www.lfvsh.de/mit
gliederwerbung/projektfoerderung.html

Kampagne zur Kommunalwahl: 
Feuerwehr – Erste Wahl

Zur bevorstehenden Kommunalwahl hat 
der Landesfeuerwehrverband das Motiv 
in hoher Stückzahl als 4 Meter lange 
Meshplane aufgelegt und den Kreisen auf 
Antrag zur Verfügung gestellt. Das Ganze 

wurde verbunden mit dem Aufruf, es der 
Freiwilligen Feuerwehr Kappeln nachzu-
machen, denn in vielen Gemeinden des 
Landes sind die Feuerwehrhäuser Wahl-
lokal am 6. Mai und damit Anlaufstelle für 
die Bürgerinnen und Bürger.
Bürgermeister, die mehr über die Projekt-
förderung des Landesfeuerwehrverban-
des wissen wollen, können sich an den 
LFV SH wenden: Bauer@LFV-SH.de oder 
0431 / 6032195



und die Lebensqualität der Bürgerinnen 
und Bürger gefährdet.“ Das Bundesver-
fassungsgericht hatte entschieden, dass 
die bisherige Form der Grundsteuererhe-
bung verfassungswidrig ist und dem Ge-
setzgeber eine Frist bis Ende des Jahres 
2019 für die Erarbeitung einer neuen 
gesetzlichen Grundlage gesetzt. 
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
hat in seiner heutigen Entscheidung zum 
Bewertungsrecht als Grundlage der 
Grundbesteuerung die Verfassungswid-
rigkeit der bisherigen Praxis festgestellt 
und betont, die bisherige Bewertung führe 
zu gravierenden Ungleichbehandlungen 
der Immobilienbesitzer. Nun steht fest: 
Wegen der über Jahrzehnte entstande-
nen Werteverzerrungen ist die auf der 
Einheitsbewertung fußende Grundbe-
steuerung in der bisherigen Form verfas-
sungswidrig.
Innerhalb einer Übergangsfrist bis Ende 
2019 ist der Gesetzgeber gefordert, eine 
neue gesetzliche Grundlage für die 
Grundbesteuerung zu schaffen. Für die 
Umsetzung der neuen Bewertungsbe-
stimmungen wurde eine zusätzliche Fort-

geltung der bisherigen Regelungen bis 
zum Jahr 2024 festgelegt. „Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes kommt für 
uns nicht gänzlich unerwartet. Nicht um-
sonst haben wir bereits seit vielen Jahren 
eine Reform angemahnt und den Ge-
setzgeber immer wieder aufgefordert, 
diese wichtige Steuer auf eine neue 
Grundlage zu stellen. Es ist anzuerken-
nen, dass das Bundesverfassungsgericht 
den besonderen administrativen Aufwand 
einer neuen Wertermittlung gewürdigt und 
eine Fortgeltung von fünf Jahren nach 
Neuregelung festgelegt hat“, so Lands-
berg.
Die Gemeinden können auf die Einnah-
men aus der Grundsteuer nicht verzich-
ten, was ebenfalls das Bundesverfas-
sungsgericht anerkannt hat. Diese ist die 
zweitwichtigste kommunale Steuer mit 
einem eigenen Hebesatzrecht. Ihr Auf-
kommen liegt derzeit bei rund 14 Mil-
liarden Euro im Jahr. „Dies ist mehr, als die 
Städte und Gemeinden überhaupt in 
Summe für freiwillige Selbstverwaltung 
zur Verfügung haben“, so Landsberg wei-
ter. „Die Grundsteuer macht gerade in 

finanzschwachen Kommunen rund 30 % 
der Einnahmen aus.“
Ein neues Grundsteuermodell muss nun 
rasch beschlossen und eingeführt wer-
den, aber auch rechtssicher sein. In der 
25jährigen Zeitspanne der Arbeiten in der 
Bund-Länder-AG zur Reform der Grund-
steuer wurden die verschiedensten 
Grundsteuermodelle geprüft und teilwei-
se in Modellrechnungen verprobt. Die 
beteiligten Ministerien haben ihre Auf-
gabe erledigt und Reformmodelle für die 
Grundsteuer vorgelegt – es liegt an der 
Politik, diese in Gesetzesform umzuset-
zen.
„Der im Herbst 2016 vom Bundesrat mehr-
heitlich beschlossene Gesetzentwurf 
zusammen mit dem Entwurf einer Ver-
fassungsänderung, mit der dem Bund die 
konkurrierende Gesetzgebung über die 
Grundsteuer zugewiesen wird, ist ein 
guter und richtiger Ansatz. Er enthält eine 
Kombination aus Bodenwert und pau-
schaliertem Gebäudewert als neue Be-
rechnungsgrundlage. Bund und Länder 
sollten dies nun zügig umsetzen“, so 
Landsberg abschließend.

Buchbesprechungen

Hans-Jürgen Thiel
Kommunalwahlrecht Schleswig-
Holstein - Kommentar

Kommunal- und Schul-Verlag
1. Auflage 2018
266 Seiten, kartoniert
Format: 16,5 x 23,5 cm
Bezugspreis:  39,00 Euro
ISBN: 978-3-8293-1357-5

Das Gesetz über die Wahlen in den Ge-
meinden und Kreisen in Schleswig-Hol-
stein (Gemeinde- und Kreiswahlgesetz - 
GKWG) sowie die Gemeinde- und Kreis-
wahlordnung (GKWO) sind essentielle 
Rechtsgrundlagen für die Kommunal-
wahl.
Der Kommentar Kommunalwahlrecht 
Schleswig-Holstein soll insbesondere 
den mit der Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Wahlen befassten Wahlleitern 
sowie den Mitarbeitern auf der kommu-
nalen Ebene eine Hilfestellung und ein 
Ratgeber für die praktische Anwendung 
der wahlrechtlichen Vorschriften sein. 
Aber auch die Parteien und Wähler-
gruppen finden hier entsprechende 
Hinweise zur Aufstellung ihrer Bewerber-
innen und Bewerber sowie zum Wahlvor-
schlags- und -zulassungsverfahren. Den 
Nutzerinnen und Nutzern zum einen Über-
blick über die grundlegenden Prinzipien 

und Inhalte des Kommunalwahlrechts zu 
verschaffen, zum anderen die insbeson-
dere aus wahlpraktischer Sicht wesent-
lichen Regelungen zu erläutern, Zusam-
menhänge darzustellen und auf beson-
dere „Gefahrenpunkte“ aufmerksam zu 
machen, ist Sinn und Zweck dieses 
Werks.
Der Begriff Kommunalwahl umfasst die 
Wahlen zu den Gemeinde- und den 
Kreisvertretungen. Es handelt sich dabei 
um zwei selbstständige Wahlen, die 
gleichzeitig durchgeführt werden und so 
weit wie möglich organisatorisch mitein-
ander verbunden sind. Dementspre-
chend bezieht sich die Kommentierung 
grundsätzlich auf beide Wahlen, soweit 
sich aus dem Inhalt nichts anderes ergibt.
Die Vorschriften des Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetzes und der Gemeinde- 
und Kreiswahlordnung sind aber auch die 
Rechtsgrundlage für die Vorbereitung und 
Durchführung der Direktwahl der haupt-
amtlichen Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister. Die Direktwahl ist, soweit sie 
gemeinsam mit den Wahlen zu den kom-
munalen Vertretungen stattfindet, eben-
falls organisatorisch mit ihnen verbunden. 
Schließlich finden die Vorschriften des 
Kommunalwahlrechts auch für die Durch-
führung von Bürgerentscheiden auf kom-
munaler Ebene entsprechende Anwen-
dung.
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Bätge/ Drysch/ Osing/ Psczolla/ Reutzel/ 
Schäfer/ Söhngen/ Winkel/ Ziertmann
Handbuch für Bürgermeister
Reihe Bürgermeisterpraxis

Kommunal- und Schul-Verlag
2. Auflage 2017
494 Seiten, kartoniert
Format: 12,8 x 19,4 cm
Bezugspreis: 39,80 Euro
ISBN: 978-3-8293-1277-6

Das „Handbuch für Bürgermeister“ aus 
der Reihe BÜRGERMEISTERPRAXIS 
verschafft haupt- und ehrenamtlichen Bür-
germeistern einen Überblick über wich-
tige Fach- und Rechtsgebiete, die den 
Arbeitsalltag in vielerlei Hinsicht prägen.
Grundlegende Beiträge erörtern an-
schaulich die Darstellung der Rolle des 
Bürgermeisters in der kommunalen De-
mokratie, die Gemeinde und ihre Organe 
sowie die Kommunalverfassung als 
Grundlage kommunaler Selbstverwal-
tung.
Praxisnahe Abhandlungen berücksich-
tigen die für die Entwicklung einer Kom-
mune wichtigen Themen, wie Gebühren, 
Beiträge, Steuern, wirtschaftliche Betäti-
gung (Gemeindewirtschaftsrecht) und 
Bauplanungsrecht.
Eigene Kapitel befassen sich in zuverläs-
siger und verständlicher Form neben 
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Personalhoheit auch mit Aufsicht und Haf-
tungsfragen.
Weitere Artikel beinhalten außerdem 
kompetente Antworten auf wichtige Fra-
gen zu Public-Private-Partnership, zuläs-
sigem Sponsoring, erfolgreichem Marke-
ting, dem richtigen Umgang mit der 
Presse und den Hürden im E-Govern-
ment.
Der Verlagstitel eignet sich mit seiner 
Breite und Praxisnähe für Bürgermeister, 
die eine erste Orientierung in der Vielfalt 
öffentlich-rechtlicher Fragestellungen su-
chen, und für all diejenigen, die ihre 
Kenntnisse und Erfahrungen aktualisieren 
wollen.

Becker/ Kalscheuer/ Möller
Landesbauordnung 
Schleswig-Holstein
Darstellung 2017

Kommunal- und Schul-Verlag
1. Auflage
308 Seiten, kartoniert
Format 16,5 x 23,5 cm
Bezugspreis: 39,00 Euro
ISBN: 978-3-8293-1329-2

Die Landesbauordnung für das Land 
Schleswig-Holstein berücksichtigt den in 
die Gesetzgebungskompetenz des Bun-

Bassenge/ Olivet
Nachbarrecht in Schleswig-Holstein 

Kohlhammer Deutscher Gemeindeverlag
13., überarbeitete Auflage 2017 
XVI, 298 Seiten mit 6 Abb. und 1 Tab. Kart.
Bezugspreis: 28,00 Euro
ISBN: 978-3-555-01876-8

Der Kommentar erläutert die Bestimmun-
gen des schleswig-holsteinischen Nach-
barrechtsgesetzes. Vom Schutz vor Im-
missionen und Straßenlärm über Anbau-, 
Fenster- und Lichtrechte sowie Probleme 
um den Wasserfluss bis zu den Konflikt-
bereichen Einfriedigungen, Rückschnitt 
von Anpflanzungen, Laubfall, Garten-
feuer, Musik-, Feier- und Kinderlärm sowie 
Hundegebell ist neben vielem anderen 
alles erfasst, was Nachbarrechte betrifft. 
Ein ausführliches Sachregister hilft, 
schnell zu den Ausführungen zu finden. 
Der Kommentar ist klar strukturiert und 
leicht verständlich dargestellt sowie mit 
vielen Beispielen aus Rechtsprechung 
und Literatur belegt und veranschaulicht.

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens in 
den Kommentar aufzunehmen.
Nachzutragen ist noch, dass Herr Heinz 
Hermann Werner - ehemals Leiter des 
Jugendamtes der Stadt Mannheim - aus 
gesundheitlichen Gründen sowohl als 
Herausgeber als auch als Autor ausge-
schieden ist. Wir bedanken uns für die 
gute langjährige Zusammenarbeit und 
wünschen ihm für die Zukunft alles Gute. 
Angesichts der zunehmenden Bedeutung 
des internationalen Rechts in der Jugend-
hilfe wird mit dieser Lieferung § 6 SGB VIII 
vollständig neu kommentiert. Im An-
schluss daran werden die internationalen 
Normen in Band 6 - Teil E - überarbeitet. 
Veraltete Normen werden durch aktuelle - 
wie z. B. die UN-Behindertenrechtskon-
vention - ersetzt. Zudem wird § 89 d SGB 
VIII aktualisiert. Darüber hinaus werden in 
Teil E Auszüge der Bundesgesetze und im 
Teil F Landesgesetze auf den neuesten 
Stand gebracht.

Jans/ Happe/ Saurbier/ Maas
Kinder- und Jugendhilferecht

Kohlhammer-Verlag
Kommentar 
3. Auflage, Juli 2017
56. Lieferung / Fortsetzung
250 Seiten 
ISBN: 978-3-555-01976-5 

Von der Förderung von Kindern in Tages-
einrichtungen und in Kindertagespflege 
über die Führung von Beistand- und 
Vormundschaften bis hin zur Beratung in 
Verfahren zur Annahme als Kind erstre-
cken sich die vielfältigen Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe. Der Kommentar 
zeigt die dadurch entstehenden zahlrei-
chen Verknüpfungen auf. Daneben legen 
die bekannten Autoren aus Wissenschaft 
und Praxis in ihren ausführlichen und 
aktuellen Kommentierungen auch großen 
Wert auf sozialpädagogische Aspekte. 
Das Gesetz wird transparent und die 
praxisnahe Auslegung und Anwendung 
für alle mit dem Jugendhilferecht Befass-
ten erleichtert. Zusätzlich zu den Kom-
mentierungen des SGB VIII finden sich in 
dem Werk auch Erläuterungen der für die 
Jugendhilfe relevanten Vorschriften des 
SGB I und SGB X. Neben dem Adoptions-
vermittlungsrecht und dem Ausführungs-
recht der Länder sind viele der für die 
praktische Anwendung wichtigen Geset-
ze und Verordnungen wie das BGB, 
JuSchG, JArbSchG, JGG, HeimG, 
BerzGG, AuslG, AsylVfG, BDSG, MRRG z. 
T. in Auszügen, enthalten.
Auf diese Lieferung wird in Kürze die 56. 
Lieferung folgen, in der vor allem § 6 und 
die internationalen Normen des Teils E im 
Band 6 überarbeitet werden. Außerdem 
werden die Auszüge der im Teil E ent-
haltenen Bundesgesetze aktualisiert. 
Mit dem Bundesteilhabegesetz vom 
23.12.2016 kommt eine Reihe von Än-
derungen auf das Sozialleistungsrecht zu, 
die zu unterschiedlichen Zeiten in Kraft 
treten. Wir haben uns entschieden, diese 
Normen nicht schon jetzt, sondern erst 

des fallenden Teil des Boden- und Bau-
rechts, der durch das Baugesetzbuch ab-
schließend geregelt ist. In der Landesbau-
ordnung ist das dem Landesgesetzgeber 
zustehende Bauordnungsrecht zusam-
mengefasst.
Die Darstellung Landesbauordnung für 
das Land Schleswig-Holstein beschreibt 
umfassend das Bauordnungsrecht Schles-
wig-Holstein. Ziel der Erläuterung der Lan-
desbauordnung ist vor allem den Leser in 
dieses schwierige Rechtsgebiet einzufüh-
ren und ihm die Zusammenhänge aufzu-
zeigen.
Das Werk ist die ideale Arbeits- und Orien-
tierungshilfe für alle Bauordnungs- und 
Bauaufsichtsbehörden, Architekten und 
Ingenieure, Planer und Sachverständige, 
Bauunternehmen, Bildungseinrichtun-
gen, Gerichte und Anwälte sowie interes-
sierte Bürger/innen.
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Im Dialog zwischen Bürger und Verwal-
tung gibt es zahlreiche Anwendungs-
möglichkeiten für die sozialen Netzwerke: 
So können z.B. Ideen, Anregungen und 
Fragen sowie Informationen zu Projekten 
und Beteiligungsverfahren auf direktem 
Weg ausgetauscht werden. 
Der Leitfaden zeigt Wege zum erfolgrei-
chen Einsatz der sozialen Medien in den 
Kommunalverwaltungen auf.

Aus dem Inhalt:
• Auswahl und Aufbau der relevanten 
 Netzwerke (Facebook – Twitter – 
 Google+ – YouTube)
• Social Media richtig integrieren (Pro-
 jektmanagement – Aufbau von Redak-
 tionen – 
• Erstellung interner Leitlinien – Social- 
 Media-Monitoring

Wie gestalte ich den Social-Media-Auftritt 
rechtssicher (Impressum – Urheberrecht 
– Haftung)?
Besonders hilfreich sind die konkreten An-
leitungen mit Screenshots und Tipps zum 
Aufbau eines eigenen Social-Media-Auf-
tritts in den verschiedenen Netzwerken. 
Im Glossar sind die wichtigsten Fachbe-
griffe erläutert.
Der Ratgeber ist ein unverzichtbares Ar-
beitsmittel für Bürgermeister, Landräte, 
Hauptamtsleiter sowie die Mitarbeiter in 
der Presse- und Öffentlichkeitsabteilung.


